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Erster Abschnitt

Recht der Eheschließung

A. Ehefähigkeit
§ 1. (1) Ehefähig ist, wer volljährig und entschei-

dungsfähig ist.
(2) Das Gericht hat eine Person, die das 16. Lebens-

jahr vollendet hat, auf ihren Antrag für ehefähig zu er-
klären, wenn der künftige Ehegatte volljährig ist und
sie für diese Ehe reif erscheint; die minderjährige Per-
son bedarf zur Eingehung der Ehe der Zustimmung
des gesetzlichen Vertreters. Verweigert dieser die Zu-
stimmung, so hat das Gericht sie auf Antrag der min-
derjährigen Person, die ihrer bedarf, zu ersetzen, wenn
keine gerechtfertigten Gründe für die Weigerung vor-
liegen.

B. Eheverbote

§ 6

Verwandtschaft
Eine Ehe darf nicht geschlossen werden zwischen

Blutsverwandten gerader Linie und zwischen voll-
oder halbbürtigen Geschwistern, gleichgültig ob die
Blutsverwandtschaft auf ehelicher oder unehelicher
Geburt beruht.

§ 8

Doppelehe
Niemand darf eine Ehe eingehen, bevor seine frühe-

re Ehe für nichtig erklärt oder aufgelöst worden ist.
§ 9. Eine Person darf keine Ehe eingehen, bevor ihre

eingetragene Partnerschaft für nichtig erklärt oder auf-
gelöst worden ist.

§ 10

Annahme an Kindes Statt
Eine Ehe soll nicht geschlossen werden zwischen

einem angenommenen Kinde und seinen Abkömm-
lingen einerseits und dem Annehmenden andererseits,
solange das durch die Annahme begründete Rechts-
verhältnis besteht.

C. Eheschließung

§ 15
(1) Eine Ehe kommt nur zustande, wenn die Ehe-

schließung vor einem Standesbeamten stattgefunden
hat.

(2) Als Standesbeamter im Sinne des Abs. 1 gilt
auch, wer, ohne Standesbeamter zu sein, das Amt ei-
nes Standesbeamten öffentlich ausgeübt und die Ein-
tragung der Ehe in das Ehebuch oder das Zentrale Per-
sonenstandsregister durchgeführt oder veranlasst hat.

§ 17

Form der Eheschließung
(1) Die Ehe wird dadurch geschlossen, daß die Ver-

lobten vor dem Standesbeamten persönlich und bei
gleichzeitiger Anwesenheit erklären, die Ehe mitein-
ander eingehen zu wollen.

(2) Die Erklärungen können nicht unter einer Bedin-
gung oder einer Zeitbestimmung abgegeben werden.

D. Nichtigkeit der Ehe

I. Nichtigkeitsgründe
§ 20. Eine Ehe ist nur in den Fällen nichtig, in denen

dies in den §§ 21 bis 25 dieses Gesetzes bestimmt ist.

§ 21

Mangel der Form
(1) Eine Ehe ist nichtig, wenn die Eheschließung

nicht in der durch § 17 vorgeschriebenen Form statt-
gefunden hat.

(2) Die Ehe ist jedoch als von Anfang an gültig an-
zusehen, wenn die Ehegatten nach der Eheschließung
fünf Jahre oder, falls einer von ihnen vorher verstor-
ben ist, bis zu dessen Tode, jedoch mindestens drei
Jahre, als Ehegatten miteinander gelebt haben, es sei
denn, daß bei Ablauf der fünf Jahre oder zur Zeit des
Todes des einen Ehegatten die Nichtigkeitsklage erho-
ben ist.

Mangel der Ehefähigkeit
§ 22. (1) Eine Ehe ist nichtig, wenn einer der Ehe-

gatten zur Zeit der Eheschließung nicht ehefähig war
und nicht der Aufhebungsgrund des § 35 vorliegt.

(2) Die Ehe ist jedoch als von Anfang an gültig an-
zusehen, wenn der Ehegatte nach Eintritt der Ehefä-
higkeit zu erkennen gibt, dass er die Ehe fortsetzen
will.

§ 23

Namensehe und Staatsangehörigkeitsehe
(1) Eine Ehe ist nichtig, wenn sie ausschließlich

oder vorwiegend zu dem Zweck geschlossen ist, der
Frau die Führung des Familiennamens des Mannes
oder den Erwerb der Staatsangehörigkeit des Mannes
zu ermöglichen, ohne daß die eheliche Lebensgemein-
schaft begründet werden soll.

(2) Die Ehe ist jedoch als von Anfang an gültig an-
zusehen, wenn die Ehegatten nach der Eheschließung
fünf Jahre oder, falls einer von ihnen vorher verstor-
ben ist, bis zu seinem Tode, jedoch mindestens drei
Jahre, als Ehegatten miteinander gelebt haben, es sei
denn, daß bei Ablauf der fünf Jahre oder zur Zeit des
Todes des einen Ehegatten die Nichtigkeitsklage erho-
ben ist.

§ 1 - § 23 | 1. EheG
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Doppelehe
§ 24. Eine Ehe ist nichtig, wenn ein Teil zur Zeit ih-

rer Schließung mit einer dritten Person in gültiger Ehe
oder eingetragener Partnerschaft lebte.

Verwandtschaft
§ 25. Eine Ehe ist nichtig, wenn sie dem Verbot des

§ 6 zuwider zwischen Blutsverwandten geschlossen
ist.

II. Berufung auf die Nichtigkeit

§ 27
Niemand kann sich auf die Nichtigkeit einer Ehe be-

rufen, solange nicht die Ehe durch gerichtliches Urteil
für nichtig erklärt worden ist.

Begehren der Nichtigerklärung
§ 28. (1) Ist eine Ehe auf Grund des § 22 Abs. 1

nichtig, so kann einer der beiden Ehegatten die Nichti-
gerklärung begehren. Ist eine Ehe auf Grund des § 23
Abs. 1 nichtig, so kann nur der Staatsanwalt die Nich-
tigerklärung begehren.

(2) In allen übrigen Fällen der Nichtigkeit können
der Staatsanwalt und jeder der Ehegatten, im Fall des
§ 24 auch der frühere Ehegatte oder eingetragene Part-
ner die Nichtigerklärung begehren. Ist die Ehe aufge-
löst, so kann nur der Staatsanwalt die Nichtigerklä-
rung begehren.

(3) Sind beide Ehegatten verstorben, so kann die
Nichtigerklärung nicht mehr begehrt werden.

§ 29. (1) Die Nichtigerklärung kann ein Ehegatte
nur selbst begehren, wenn er dafür entscheidungsfähig
ist.

(2) Fehlt ihm diese Fähigkeit, so kann ihn ein ge-
setzlicher Vertreter dabei nur vertreten, wenn die Ver-
tretungshandlung zur Wahrung seines Wohles erfor-
derlich ist. Gibt der Ehegatte aber zu erkennen, dass er
die vom gesetzlichen Vertreter geplante Vertretungs-
handlung ablehnt, so hat diese zu unterbleiben, es sei
denn, sein Wohl wäre sonst erheblich gefährdet.

III. Folgen der Nichtigkeit

§ 31

Vermögensrechtliche Beziehungen der Ehegatten
(1) Hat auch nur einer der Ehegatten die Nichtigkeit

der Ehe bei der Eheschließung nicht gekannt, so fin-
den auf das Verhältnis der Ehegatten in vermögens-
rechtlicher Beziehung die im Falle der Scheidung gel-
tenden Vorschriften entsprechende Anwendung. Da-
bei ist ein Ehegatte, dem die Nichtigkeit der Ehe bei
der Eheschließung bekannt war, wie ein für schuldig
erklärter Ehegatte zu behandeln.

(2) Ein Ehegatte, der die Nichtigkeit der Ehe bei der
Eheschließung nicht gekannt hat, kann binnen sechs
Monaten, nachdem die Ehe rechtskräftig für nichtig

erklärt ist, dem anderen Ehegatten erklären, daß es für
ihr Verhältnis in vermögensrechtlicher Beziehung bei
den Folgen der Nichtigkeit bewenden solle. Gibt er ei-
ne solche Erklärung ab, so findet die Vorschrift des
Abs. 1 keine Anwendung.

§ 32

Schutz gutgläubiger Dritter
Einem Dritten gegenüber können aus der Nichtig-

keit der Ehe Einwendungen gegen ein zwischen ihm
und einem der Ehegatten vorgenommenes Rechtsge-
schäft oder gegen ein zwischen ihnen ergangenes
rechtskräfiges Urteil nur hergeleitet werden, wenn die
Ehe bereits zur Zeit der Vornahme des Rechtsge-
schäfts oder zur Zeit des Eintritts der Rechtshängig-
keit für nichtig erklärt oder die Nichtigkeit dem Drit-
ten bekannt war.

E. Aufhebung der Ehe

I. Allgemeine Vorschriften

§ 33
§ 33. Die Aufhebung einer Ehe kann nur in den Fäl-

len der §§ 35 bis 39 und 44 dieses Gesetzes begehrt
werden.

§ 34
Die Ehe wird durch gerichtliches Urteil aufgehoben.

Sie ist mit der Rechtskraft des Urteils aufgelöst.

II. Aufhebungsgründe

Mangel der Zustimmung des gesetzlichen Vertre-
ters

§ 35. Ein Ehegatte kann die Aufhebung der Ehe be-
gehren, wenn er zur Zeit der Eheschließung minder-
jährig war und sein gesetzlicher Vertreter nicht die Zu-
stimmung zur Eheschließung erteilt hat, außer es hat
dieser oder der Ehegatte nach Erlangung der Volljäh-
rigkeit nachträglich zugestimmt oder das Gericht die
verweigerte nachträgliche Zustimmung des gesetzli-
chen Vertreters ersetzt.

§ 36

Irrtum über die Eheschließung oder über die Per-
son des anderen Ehegatten

(1) Ein Ehegatte kann Aufhebung der Ehe begehren,
wenn er bei der Eheschließung nicht gewußt hat, daß
es sich um eine Eheschließung handelt, oder wenn er
dies zwar gewußt hat, aber eine Erklärung, die Ehe
eingehen zu wollen, nicht hat abgeben wollen. Das
gleiche gilt, wenn der Ehegatte sich in der Person des
anderen Ehegatten geirrt hat.

1. EheG | § 24 - § 36
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(2) Die Aufhebung ist ausgeschlossen, wenn der
Ehegatte nach Entdeckung des Irrtums zu erkennen
gegeben hat, daß er die Ehe fortsetzen will.

§ 37

Irrtum über Umstände, die die Person des ande-
ren Ehegatten betreffen

(1) Ein Ehegatte kann Aufhebung der Ehe begehren,
wenn er sich bei der Eheschließung über solche die
Person des anderen Ehegatten betreffende Umstände
geirrt hat, die ihn bei Kenntnis der Sachlage und bei
richtiger Würdigung des Wesens der Ehe von der Ein-
gehung der Ehe abgehalten hätten.

(2) Die Aufhebung ist ausgeschlossen, wenn der
Ehegatte nach Entdeckung des Irrtums zu erkennen
gegeben hat, daß er die Ehe fortsetzen will, oder wenn
sein Verlangen nach Aufhebung der Ehe mit Rück-
sicht auf die bisherige Gestaltung des ehelichen Le-
bens der Ehegatten sittlich nicht gerechtfertigt er-
scheint.

§ 38

Arglistige Täuschung
(1) Ein Ehegatte kann Aufhebung der Ehe begehren,

wenn er zur Eingehung der Ehe durch arglistige Täu-
schung über solche Umstände bestimmt worden ist,
die ihn bei Kenntnis der Sachlage und bei richtiger
Würdigung des Wesens der Ehe von der Eingehung
der Ehe abgehalten hätten.

(2) Die Aufhebung ist ausgeschlossen, wenn die
Täuschung von einem Dritten ohne Wissen des ande-
ren Ehegatten verübt worden ist, oder wenn der Ehe-
gatte nach Entdeckung der Täuschung zu erkennen ge-
geben hat, daß er die Ehe fortsetzen will.

(3) Auf Grund einer Täuschung über Vermögensver-
hältnisse kann die Aufhebung der Ehe nicht begehrt
werden.

§ 39

Drohung
(1) Ein Ehegatte kann Aufhebung der Ehe begehren,

wenn er zur Eingehung der Ehe widerrechtlich durch
Drohung bestimmt worden ist.

(2) Die Aufhebung ist ausgeschlossen, wenn der
Ehegatte nach Aufhören der durch die Drohung be-
gründeten Zwangslage zu erkennen gegeben hat, daß
er die Ehe fortsetzen will.

III. Erhebung der Aufhebungsklage

Begehren der Aufhebung
§ 39a. (1) Die Aufhebung der Ehe kann ein Ehegatte

nur selbst begehren, wenn er dafür entscheidungsfähig
ist.

(2) Fehlt ihm diese Fähigkeit, so kann ihn ein ge-
setzlicher Vertreter dabei nur vertreten, wenn die Ver-
tretungshandlung zur Wahrung seines Wohles erfor-
derlich ist. Gibt der Ehegatte aber zu erkennen, dass er
die vom gesetzlichen Vertreter geplante Vertretungs-
handlung ablehnt, so hat diese zu unterbleiben, es sei
denn, sein Wohl wäre sonst erheblich gefährdet.

§ 40

Klagefrist
(1) Die Aufhebungsklage kann nur binnen eines Jah-

res erhoben werden.
(2) Die Frist beginnt im Fall des § 35 mit dem Zeit-

punkt, in welchem die Eingehung oder die Bestäti-
gung der Ehe dem gesetzlichen Vertreter bekannt wird
oder der Ehegatte entscheidungsfähig wird, in den Fäl-
len der §§ 36 bis 38 mit dem Bekanntwerden des Irr-
tums oder der Täuschung, im Fall des § 39 mit dem
Ende der Zwangslage.

(3) Der Lauf der Frist ist gehemmt, solange der
klageberechtigte Ehegatte innerhalb der letzten sechs
Monate der Klagefrist durch einen unabwendbaren
Zufall an der Erhebung der Aufhebungsklage gehin-
dert ist.

(4) Hat ein klageberechtigter Ehegatte, der nicht ent-
scheidungsfähig ist, keinen gesetzlichen Vertreter, so
endet die Klagefrist nicht vor dem Ablauf von sechs
Monaten nach dem Zeitpunkt, von dem an der Ehegat-
te die Aufhebungsklage selbständig erheben kann.

§ 41

Versäumung der Klagefrist durch den gesetzli-
chen Vertreter

Hat der gesetzliche Vertreter eines nicht entschei-
dungsfähigen Ehegatten die Aufhebungsklage nicht
rechtzeitig erhoben, so kann der Ehegatte selbst in-
nerhalb von sechs Monaten seit dem Wegfall der Ent-
scheidungsunfähigkeit die Aufhebungsklage erheben.

IV. Folgen der Aufhebung

§ 42
(1) Die Folgen der Aufhebung einer Ehe bestimmen

sich nach den Vorschriften über die Folgen der Schei-
dung.

(2) In den Fällen der §§ 35 bis 37 ist der Ehegatte
als schuldig anzusehen, der den Aufhebungsgrund bei
Eingehung der Ehe kannte, in den Fällen der §§ 38
und 39 der Ehegatte, von dem oder mit dessen Wissen
die Täuschung oder die Drohung verübt worden ist.

§ 37 - § 42 | 1. EheG
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F. Wiederverheiratung im Falle der Todeserklä-
rung

§ 43
(1) Geht ein Ehegatte, nachdem der andere Ehegatte

für tot erklärt worden ist, eine neue Ehe ein, so ist die
neue Ehe nicht deshalb nichtig, weil der für tot erklär-
te Ehegatte noch lebt, es sei denn, daß beide Ehegatten
bei der Eheschließung wissen, daß er die Todeserklä-
rung überlebt hat.

(2) Mit der Schließung der neuen Ehe wird die frü-
here Ehe aufgelöst. Sie bleibt auch dann aufgelöst,
wenn die Todeserklärung aufgehoben wird.

§ 44
(1) Lebt der für tot erklärte Ehegatte noch, so kann

sein früherer Ehegatte die Aufhebung der neuen Ehe
begehren, es sei denn, daß er bei der Eheschließung
wußte, daß der für tot erklärte Ehegatte die Todeser-
klärung überlebt hat.

(2) Macht der frühere Ehegatte von dem ihm nach
Abs. 1 zustehenden Recht Gebrauch und wird die
neue Ehe aufgehoben, so kann er zu Lebzeiten seines
Ehegatten aus der früheren Ehe eine neue Ehe nur mit
diesem eingehen. Im übrigen bestimmen sich die Fol-
gen der Aufhebung nach § 42.

G. Wiederverheiratung nach Auflösung der Vor-
ehe durch eine ausländische Entscheidung

§ 45. Geht ein Ehegatte nach Auflösung seiner Ehe
durch eine ausländische Entscheidung eine neue Ehe
ein, so ist die neue Ehe nicht deswegen nichtig, weil
die Voraussetzungen für eine Anerkennung der aus-
ländischen Entscheidung nicht gegeben sind. Dies gilt
nicht, wenn beide Gatten der neuen Ehe bei ihrer Ehe-
schließung wussten, dass die ausländische Entschei-
dung im Inland nicht anerkannt werden kann.

Zweiter Abschnitt

Recht der Ehescheidung

A. Allgemeine Vorschriften

§ 46
Die Ehe wird durch gerichtliche Entscheidung ge-

schieden. Sie ist mit der Rechtskraft der Entscheidung
aufgelöst. Die Voraussetzungen, unter denen die
Scheidung begehrt werden kann, ergeben sich aus den
nachstehenden Vorschriften.

§ 47. (1) Die Scheidung kann ein Ehegatte nur selbst
begehren, wenn er dafür entscheidungsfähig ist.

(2) Fehlt ihm diese Fähigkeit, so kann ihn ein ge-
setzlicher Vertreter dabei nur vertreten, wenn die Ver-
tretungshandlung zur Wahrung seines Wohles erfor-
derlich ist. Gibt der Ehegatte aber zu erkennen, dass er
die vom gesetzlichen Vertreter geplante Vertretungs-
handlung ablehnt, so hat diese zu unterbleiben, es sei
denn, sein Wohl wäre sonst erheblich gefährdet.

B. Ehescheidungsgründe

I. Scheidung wegen Verschuldens (Eheverfehlun-
gen)

§ 49
Ein Ehegatte kann Scheidung begehren, wenn der

andere durch eine schwere Eheverfehlung oder durch
ehrloses oder unsittliches Verhalten die Ehe schuldhaft
so tief zerrüttet hat, daß die Wiederherstellung einer
ihrem Wesen entsprechenden Lebensgemeinschaft
nicht erwartet werden kann. Eine schwere Eheverfeh-
lung liegt insbesondere vor, wenn ein Ehegatte die Ehe
gebrochen oder dem anderen körperliche Gewalt oder
schweres seelisches Leid zugefügt hat. Wer selbst ei-
ne Verfehlung begangen hat, kann die Scheidung nicht
begehren, wenn nach der Art seiner Verfehlung, ins-
besondere wegen des Zusammenhangs der Verfehlung
des anderen Ehegatten mit seinem eigenen Verschul-
den sein Scheidungsbegehren bei richtiger Würdigung
des Wesens der Ehe sittlich nicht gerechtfertigt ist.

II. Scheidung aus anderen Gründen

Ehezerrüttendes Verhalten ohne Verschulden
§ 50. Ein Ehegatte kann die Scheidung begehren,

wenn die Ehe infolge eines Verhaltens des anderen
Ehegatten, das nicht als Eheverfehlung betrachtet wer-
den kann, weil es auf einer psychischen Krankheit
oder einer vergleichbaren Beeinträchtigung beruht, so
tief zerrüttet ist, dass die Wiederherstellung einer dem
Wesen der Ehe entsprechenden Lebensgemeinschaft
nicht erwartet werden kann.

§ 52

Ansteckende oder ekelerregende Krankheit
Ein Ehegatte kann Scheidung begehren, wenn der

andere an einer schweren ansteckenden oder ekeler-
regenden Krankheit leidet und ihre Heilung oder die
Beseitigung der Ansteckungsgefahr in absehbarer Zeit
nicht erwartet werden kann.

§ 54

Vermeidung von Härten
In den Fällen der §§ 50 und 52 darf die Ehe nicht ge-

schieden werden, wenn das Scheidungsbegehren sitt-
lich nicht gerechtfertigt ist. Dies ist in der Regel dann
anzunehmen, wenn die Auflösung der Ehe den ande-
ren Ehegatten außergewöhnlich hart treffen würde. Ob
dies der Fall ist, richtet sich nach den Umständen, na-
mentlich auch nach der Dauer der Ehe, dem Lebensal-
ter der Ehegatten und dem Anlaß der Erkrankung.

Auflösung der häuslichen Gemeinschaft
§ 55. (1) Ist die häusliche Gemeinschaft der Ehegat-

ten seit drei Jahren aufgehoben, so kann jeder Ehe-
gatte wegen tiefgreifender unheilbarer Zerrüttung der
Ehe deren Scheidung begehren. Dem Scheidungsbe-
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gehren ist nicht stattzugeben, wenn das Gericht zur
Überzeugung gelangt, daß die Wiederherstellung einer
dem Wesen der Ehe entsprechenden Lebensgemein-
schaft zu erwarten ist.

(2) Dem Scheidungsbegehren ist auf Verlangen des
beklagten Ehegatten auch dann nicht stattzugeben,
wenn der Ehegatte, der die Scheidung begehrt, die
Zerrüttung allein oder überwiegend verschuldet hat
und den beklagten Ehegatten die Scheidung härter trä-
fe als den klagenden Ehegatten die Abweisung des
Scheidungsbegehrens. Bei dieser Abwägung ist auf al-
le Umstände des Falles, besonders auf die Dauer der
ehelichen Lebensgemeinschaft, das Alter und die Ge-
sundheit der Ehegatten, das Wohl der Kinder sowie
auch auf die Dauer der Aufhebung der häuslichen Ge-
meinschaft, Bedacht zu nehmen.

(3) Dem Scheidungsbegehren ist jedenfalls stattzu-
geben, wenn die häusliche Gemeinschaft der Ehegat-
ten seit sechs Jahren aufgehoben ist.

Einvernehmen
§ 55a. (1) Ist die eheliche Lebensgemeinschaft der

Ehegatten seit mindestens einem halben Jahr aufge-
hoben, gestehen beide die unheilbare Zerrüttung des
ehelichen Verhältnisses zu und besteht zwischen ihnen
Einvernehmen über die Scheidung, so können sie die
Scheidung gemeinsam begehren.

(2) Die Ehe darf nur geschieden werden, wenn die
Ehegatten eine schriftliche Vereinbarung über die Be-
treuung ihrer Kinder oder die Obsorge, die Ausübung
des Rechtes auf persönliche Kontakte und die Unter-
haltspflicht hinsichtlich ihrer gemeinsamen Kinder so-
wie ihre unterhaltsrechtlichen Beziehungen und die
gesetzlichen vermögensrechtlichen Ansprüche im
Verhältnis zueinander für den Fall der Scheidung vor
Gericht schließen.

(3) Einer Vereinbarung nach Abs. 2 bedarf es nicht,
soweit über diese Gegenstände bereits eine rechtskräf-
tige gerichtliche Entscheidung vorliegt. Daß die für
eine solche Vereinbarung allenfalls erforderliche ge-
richtliche Genehmigung noch nicht vorliegt, ist für
den Ausspruch der Scheidung nicht zu beachten.

C. Ausschluß des Scheidungsrechts

§ 56

Verzeihung
Das Recht auf Scheidung wegen Verschuldens be-

steht nicht, wenn sich aus dem Verhalten des verletz-
ten Ehegatten ergibt, daß er die Verfehlung des ande-
ren verziehen oder sie als ehezerstörend nicht empfun-
den hat.

Fristablauf

§ 57
(1) Das Recht auf Scheidung wegen Verschuldens

erlischt, wenn der Ehegatte nicht binnen sechs Mona-

ten die Klage erhebt. Die Frist beginnt mit der Kennt-
nis des Scheidungsgrundes. Sie läuft nicht, solange die
häusliche Gemeinschaft der Ehegatten aufgehoben ist.
Fordert der schuldige Ehegatte den anderen auf, die
Gemeinschaft herzustellen oder die Klage auf Schei-
dung zu erheben, so läuft die Frist vom Empfang der
Aufforderung an.

(2) Die Scheidung ist nicht mehr zulässig, wenn seit
dem Eintritt des Scheidungsgrundes zehn Jahre ver-
strichen sind.

(Anm.: Abs. 3 aufgehoben durch BGBl. I Nr. 135/
2000)

(4) Für die Sechs- und die Dreimonatsfrist gilt § 40
Abs. 3 und 4 entsprechend.

§ 59

Nachträgliche Geltendmachung von Scheidungs-
gründen bei Scheidung wegen Verschuldens und

wegen Unfruchtbarkeit
(1) Nach Ablauf der in den §§ 57 und 58 bezeichne-

ten Fristen kann während eines Scheidungsstreites ein
Scheidungsgrund noch geltend gemacht werden, wenn
die Frist bei der Klageerhebung noch nicht verstrichen
war.

(2) Eheverfehlungen, auf die eine Scheidungsklage
nicht mehr gegründet werden kann, können nach Ab-
lauf der Fristen des § 57 zur Unterstützung einer auf
andere Eheverfehlungen gegründeten Scheidungskla-
ge geltend gemacht werden.

D. Schuldausspruch

§ 60

Bei Scheidung wegen Verschuldens
(1) Wird die Ehe wegen Verschuldens des Beklagten

geschieden, so ist dies im Urteil auszusprechen.
(2) Hat der Beklagte Widerklage erhoben und wird

die Ehe wegen Verschuldens beider Ehegatten ge-
schieden, so sind beide für schuldig zu erklären. Ist
das Verschulden des einen Ehegatten erheblich schwe-
rer als das des anderen, so ist zugleich auszusprechen,
daß seine Schuld überwiegt.

(3) Auch ohne Erhebung einer Widerklage ist auf
Antrag des Beklagten die Mitschuld des Klägers aus-
zusprechen, wenn die Ehe wegen einer Verfehlung des
Beklagten geschieden wird und dieser zur Zeit der Er-
hebung der Klage oder später auf Scheidung wegen
Verschuldens hätte klagen können. Hatte der Beklag-
te bei der Klageerhebung das Recht, die Scheidung
wegen Verschuldens des Klägers zu begehren, bereits
verloren, so ist dem Antrag gleichwohl stattzugeben,
wenn dies der Billigkeit entspricht. Abs. 2 Satz 2 gel-
ten entsprechend.
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§ 61

Bei Scheidung aus anderen Gründen
(1) Wird die Ehe auf Klage und Widerklage geschie-

den und trifft nur einen Ehegatten ein Verschulden, so
ist dies im Urteil auszusprechen.

(2) Wird die Ehe lediglich auf Grund der §§ 50 und
52 geschieden und hätte der Beklagte zur Zeit der Er-
hebung der Klage oder später auf Scheidung wegen
Verschuldens des Klägers klagen können, so ist auch
ohne Erhebung einer Widerklage auf Antrag des Be-
klagten auszusprechen, daß den Kläger ein Verschul-
den trifft. Hatte der Beklagte bei der Klageerhebung
das Recht, die Scheidung wegen Verschuldens des
Klägers zu begehren, bereits verloren, so ist dem An-
trag gleichwohl stattzugeben, wenn dies der Billigkeit
entspricht.

(3) Wird die Ehe nach § 55 geschieden und hat der
Kläger die Zerrüttung allein oder überwiegend ver-
schuldet, so ist dies auf Antrag des Beklagten im Ur-
teil auszusprechen.

E. Folgen der Scheidung

I. Name der geschiedenen Frau

§ 62

Grundsatz
Die geschiedene Frau behält den Familiennamen des

Mannes.

II. Unterhalt

a) Unterhaltspflicht bei Scheidung wegen Ver-
schuldens

§ 66. Der allein oder überwiegend schuldige Ehegat-
te hat dem anderen, soweit dessen Einkünfte aus Ver-
mögen und die Erträgnisse einer Erwerbstätigkeit, die
von ihm den Umständen nach erwartet werden kann,
nicht ausreichen, den nach den Lebensverhältnissen
der Ehegatten angemessenen Unterhalt zu gewähren.

§ 67
(1) Würde der allein oder überwiegend schuldige

Ehegatte durch Gewährung des im § 66 bestimmten
Unterhalts bei Berücksichtigung seiner sonstigen Ver-
pflichtungen den eigenen angemessenen Unterhalt ge-
fährden, so braucht er nur so viel zu leisten, als es
mit Rücksicht auf die Bedürfnisse und die Vermögens-
und Erwerbsverhältnisse der geschiedenen Ehegatten
der Billigkeit entspricht. Hat der Verpflichtete einem
minderjährigen unverheirateten Kind oder einem neu-
en Ehegatten oder eingetragenen Partner Unterhalt zu
gewähren, so sind auch die Bedürfnisse und die wirt-
schaftlichen Verhältnisse dieser Personen zu berück-
sichtigen.

(2) Ein Ehegatte ist unter den Voraussetzungen des
Abs. 1 von der Unterhaltspflicht ganz befreit, wenn

der andere den Unterhalt aus dem Stamm seines Ver-
mögens bestreiten kann.

§ 68
Sind beide Ehegatten schuld an der Scheidung, trägt

aber keiner die überwiegende Schuld, so kann dem
Ehegatten, der sich nicht selbst unterhalten kann, ein
Beitrag zu seinem Unterhalt zugebilligt werden, wenn
und soweit dies mit Rücksicht auf die Bedürfnisse und
die Vermögens- und Erwerbsverhältnisse des ande-
ren Ehegatten der Billigkeit entspricht. Die Beitrags-
pflicht kann zeitlich beschränkt werden. § 67 Abs. 1
Satz 2 findet entsprechende Anwendung.

§ 68a. (1) Soweit und solange einem geschiedenen
Ehegatten auf Grund der Pflege und Erziehung eines
gemeinsamen Kindes unter Berücksichtigung dessen
Wohles nicht zugemutet werden kann, sich selbst zu
erhalten, hat ihm der andere unabhängig vom Ver-
schulden an der Scheidung Unterhalt nach dessen Le-
bensbedarf zu gewähren. Die Unzumutbarkeit der
Selbsterhaltung wird vermutet, solange das Kind das
fünfte Lebensjahr noch nicht vollendet hat. Wird der
Unterhaltsanspruch gerichtlich festgesetzt, so ist er je-
weils entsprechend zu befristen, über das fünfte Le-
bensjahr des jüngsten Kindes hinaus jeweils auf längs-
tens drei Jahre. Ist auf Grund der besonderen Umstän-
de des Falles, insbesondere einer besonderen Betreu-
ungsbedürftigkeit des Kindes, nicht abzusehen, wann
der geschiedene Ehegatte in der Lage sein wird, sich
selbst zu erhalten, so kann das Gericht von einer Be-
fristung absehen.

(2) Hat sich ein Ehegatte während der Ehe auf
Grund der einvernehmlichen Gestaltung der ehelichen
Lebensgemeinschaft der Haushaltsführung sowie ge-
gebenenfalls der Pflege und Erziehung eines gemein-
samen Kindes oder der Betreuung eines Angehörigen
eines der Ehegatten gewidmet und kann ihm auf
Grund des dadurch bedingten Mangels an Erwerbs-
möglichkeiten, etwa wegen mangelnder beruflicher
Aus- oder Fortbildung, der Dauer der ehelichen Le-
bensgemeinschaft, seines Alters oder seiner Gesund-
heit, nicht zugemutet werden, sich ganz oder zum Teil
selbst zu erhalten, so hat ihm insoweit der andere Ehe-
gatte unabhängig vom Verschulden an der Scheidung
den Unterhalt nach dessen Lebensbedarf zu gewähren.
Wird der Unterhaltsanspruch gerichtlich festgesetzt,
so hat ihn das Gericht jeweils auf längstens drei Jahre
zu befristen, wenn erwartet werden kann, daß der ge-
schiedene Ehegatte danach in der Lage sein wird, sei-
nen Unterhalt, insbesondere durch eine zumutbare Er-
werbstätigkeit, zu sichern.

(3) Der Unterhaltsanspruch nach Abs. 1 oder 2 ver-
mindert sich oder besteht nicht, soweit die Gewährung
des Unterhalts unbillig wäre, weil der Bedürftige ein-
seitig besonders schwerwiegende Eheverfehlungen
begangen oder seine Bedürftigkeit grob schuldhaft
herbeigeführt hat oder ein gleich schwerwiegender
Grund vorliegt, im Fall des Abs. 2 auch, weil die Ehe
nur kurz gedauert hat. Je gewichtiger diese Gründe
sind, desto eher ist vom Bedürftigen zu verlangen,
seinen Unterhalt durch die Erträgnisse einer anderen
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als einer zumutbaren Erwerbstätigkeit oder aus dem
Stamm seines Vermögens zu decken.

(4) § 67 Abs. 1 findet entsprechende Anwendung.

b) Unterhaltspflicht bei Scheidung aus anderen
Gründen

§ 69
(1) Ist die Ehe allein aus einem der in den §§ 50 und

52 bezeichneten Gründe geschieden und enthält das
Urteil einen Schuldausspruch, so finden die Vorschrif-
ten der §§ 66 und 67 entsprechende Anwendung.

(2) Ist die Ehe nach § 55 geschieden worden und
enthält das Urteil den Ausspruch nach § 61 Abs. 3,
so gilt für den Unterhaltsanspruch des beklagten Ehe-
gatten auch nach der Scheidung der § 94 ABGB. Der
Unterhaltsanspruch umfaßt jedenfalls auch den Ersatz
der Beiträge zur freiwilligen Versicherung des beklag-
ten Ehegatten in der gesetzlichen Krankenversiche-
rung. Bei der Bemessung des Unterhaltsanspruchs ist
die Unterhaltspflicht des Verpflichteten für einen neu-
en Ehegatten oder eingetragenen Partner nicht zu be-
rücksichtigen, es sei denn, dies ist bei Abwägung aller
Umstände, besonders des Lebensalters und der Ge-
sundheit des früheren und des neuen Ehegatten oder
eingetragenen Partners, der Dauer ihres gemeinsamen
Haushalts mit dem Verpflichteten und des Wohles ih-
rer Kinder, aus Gründen der Billigkeit geboten.

(3) Enthält das Urteil keinen Schuldausspruch, so
hat der Ehegatte, der die Scheidung verlangt hat, dem
anderen Unterhalt zu gewähren, wenn und soweit dies
mit Rücksicht auf die Bedürfnisse und die Vermögens-
und Erwerbsverhältnisse der geschiedenen Ehegatten
und der nach § 71 unterhaltspflichtigen Verwandten
des Berechtigten der Billigkeit entspricht. § 67 Abs. 1
Satz 2 und Abs. 2 findet entsprechende Anwendung.

§ 69a. (1) Der auf Grund einer Vereinbarung nach
§ 55a Abs. 2 geschuldete Unterhalt ist einem gesetzli-
chen Unterhalt gleichzuhalten, soweit er den Lebens-
verhältnissen der Ehegatten angemessen ist.

(2) Mangels einer rechtswirksamen Vereinbarung
über die unterhaltsrechtlichen Beziehungen der Ehe-
gatten im Fall einer Scheidung im Einvernehmen hat
ein Ehegatte dem anderen Unterhalt zu gewähren, so-
weit dies mit Rücksicht auf die Bedürfnisse und die
Vermögens- und Erwerbsverhältnisse der geschiede-
nen Ehegatten und der nach § 71 unterhaltspflichtigen
Verwandten des Berechtigten der Billigkeit entspricht;
§ 67 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2 findet entsprechende
Anwendung.

§ 69b. § 68a ist entsprechend anzuwenden, wenn die
Ehe aus einem der in den §§ 50, 52 und 55 bezeich-
neten Gründe geschieden worden ist oder es im Fall
einer Scheidung im Einvernehmen an einer wirksa-
men Vereinbarung über die unterhaltsrechtlichen Be-
ziehungen der Ehegatten fehlt.

c) Art der Unterhaltsgewährung

§ 70
(1) Der Unterhalt ist durch Zahlung einer Geldrente

zu gewähren. Die Rente ist monatlich im voraus zu
entrichten. Der Verpflichtete hat Sicherheit zu leisten,
wenn die Gefahr besteht, daß er sich seiner Unterhalts-
pflicht zu entziehen sucht. Die Art der Sicherheitsleis-
tung bestimmt sich nach den Umständen.

(2) Statt der Rente kann der Berechtigte eine Abfin-
dung in Kapital verlangen, wenn ein wichtiger Grund
vorliegt und der Verpflichtete dadurch nicht unbillig
belastet wird.

(3) Der Verpflichtete schuldet den vollen Monatsbe-
trag auch dann, wenn der Berechtigte im Lauf des Mo-
nats stirbt.

§ 71
(1) Der unterhaltspflichtige geschiedene Ehegatte

haftet vor den Verwandten des Berechtigten. Soweit
jedoch der Verpflichtete bei Berücksichtigung seiner
sonstigen Verpflichtungen den eigenen angemessenen
Unterhalt gefährden würde, haften die Verwandten vor
dem geschiedenen Ehegatten. Soweit einem geschie-
denen Ehegatten ein Unterhaltsanspruch gegen den
anderen Ehegatten nicht zusteht, haben die Verwand-
ten des Berechtigten nach den allgemeinen Vorschrif-
ten über die Unterhaltspflicht den Unterhalt zu gewäh-
ren.

(2) Die Verwandten haften auch, wenn die Rechts-
verfolgung gegen den unterhaltspflichtigen Ehegatten
im Inland ausgeschlossen oder erheblich erschwert ist.
In diesem Falle geht der Anspruch gegen den Ehegat-
ten auf den Verwandten über, der den Unterhalt ge-
währt hat. Der Übergang kann nicht zum Nachteil des
Unterhaltsberechtigten geltend gemacht werden.

§ 72
Für die Vergangenheit kann der Berechtigte Erfül-

lung oder Schadenersatz wegen Nichterfüllung erst
von der Zeit an fordern, in der der Unterhaltspflichtige
in Verzug gekommen oder der Unterhaltsanspruch
rechthängig geworden ist.

d) Begrenzung und Wegfall des Unterhaltsan-
spruchs

§ 73

Selbstverschuldete Bedürftigkeit
(1) Ein Unterhaltsberechtigter, der infolge sittlichen

Verschuldens bedürftig ist, kann nur den notdürftigen
Unterhalt verlangen.

(2) Ein Mehrbedarf, der durch grobes Verschulden
des Berechtigten herbeigeführt ist, begründet keinen
Anspruch auf erhöhten Unterhalt.
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§ 74

Verwirkung
Der Berechtigte verwirkt den Unterhaltsanspruch,

wenn er sich nach der Scheidung einer schweren Ver-
fehlung gegen den Verpflichteten schuldig macht oder
gegen dessen Willen einen ehrlosen oder unsittlichen
Lebenswandel führt.

Wiederverheiratung oder Begründung einer ein-
getragenen Partnerschaft des Berechtigten

§ 75. Die Unterhaltspflicht erlischt mit der Wieder-
verheiratung oder Begründung einer eingetragenen
Partnerschaft des Berechtigten.

§ 76

Wiederverheiratung des Verpflichteten
Bei Wiederverheiratung des Verpflichteten finden

die Vorschriften des § 1604 des Bürgerlichen Gesetz-
buchs über den Einfluß des Güterstandes auf die Un-
terhaltspflicht entsprechende Anwendung.

§ 77

Tod des Berechtigten
(1) Der Unterhaltsanspruch erlischt mit dem Tode

des Berechtigten. Nur soweit er auf Erfüllung oder
Schadenersatz wegen Nichterfüllung für die Vergan-
genheit gerichtet ist oder sich auf Beträge bezieht, die
beim Tode des Berechtigten fällig sind, bleibt er auch
nachher bestehen.

(2) Der Verpflichtete hat die Bestattungskosten zu
tragen, soweit dies der Billigkeit entspricht und die
Kosten nicht von den Erben zu erlangen sind.

§ 78

Tod des Verpflichteten
(1) Mit dem Tode des Verpflichteten geht die Unter-

haltspflicht auf die Erben als Nachlaßverbindlichkeit
über.

(2) Der Erbe haftet ohne die Beschränkungen des
§ 67. Der Berechtigte muß sich jedoch die Herabsez-
tung der Rente auf einen Betrag gefallen lassen, der
bei Berücksichtigung der Verhältnisse des Erben und
der Ertragsfähigkeit des Nachlasses der Billigkeit ent-
spricht.

(3) Eine nach § 68 einem Ehegatten auferlegte Bei-
tragspflicht erlischt mit dem Tode des Verpflichteten.

e) Beitrag zum Unterhalt der Kinder

§ 79
(1) Hat ein geschiedener Ehegatte einem gemein-

schaftlichen Kinde Unterhalt zu gewähren, so hat ihm
der andere aus den Einkünften seines Vermögens und

den Erträgnissen seiner Erwerbstätigkeit einen ange-
messenen Beitrag zu den Unterhaltskosten zu leisten,
soweit diese nicht durch die Nutznießung am Kin-
desvermögen gedeckt werden. Der Anspruch ist nicht
übertragbar.

(2) Steht dem beitragspflichtigen Ehegatten Sorge
für die Person des Kindes zu, so kann er den Beitrag
zur eigenen Verwendung für den Unterhalt des Kindes
zurückbehalten.

f) Unterhaltsverträge

§ 80
Die Ehegatten können über die Unterhaltspflicht für

die Zeit nach der Scheidung der Ehe Vereinbarungen
treffen. Ist eine Vereinbarung dieser Art vor Rechts-
kraft des Scheidungsurteils getroffen worden, so ist sie
nicht schon deshalb nichtig, weil sie die Scheidung
erleichtert oder ermöglicht hat; sie ist jedoch nichtig,
wenn die Ehegatten im Zusammenhang mit der Ver-
einbarung einen nicht oder nicht mehr bestehenden
Scheidungsgrund geltend gemacht hatten oder wenn
sich anderweitig aus dem Inhalt der Vereinbarung oder
aus sonstigen Umständen des Falles ergibt, daß sie den
guten Sitten widerspricht.

III. Aufteilung des ehelichen Gebrauchsvermögens
und der ehelichen Ersparnisse

Gegenstand der Aufteilung
§ 81. (1) Wird die Ehe geschieden, aufgehoben oder

für nichtig erklärt, so sind das eheliche Gebrauchsver-
mögen und die ehelichen Ersparnisse unter die Ehe-
gatten aufzuteilen. Bei der Aufteilung sind die Schul-
den, die mit dem ehelichen Gebrauchsvermögen und
den ehelichen Ersparnissen in einem inneren Zusam-
menhang stehen, in Anschlag zu bringen.

(2) Eheliches Gebrauchsvermögen sind die beweg-
lichen oder unbeweglichen körperlichen Sachen, die
während aufrechter ehelicher Lebensgemeinschaft
dem Gebrauch beider Ehegatten gedient haben; hierzu
gehören auch der Hausrat und die Ehewohnung.

(3) Eheliche Ersparnisse sind Wertanlagen, gleich
welcher Art, die die Ehegatten während aufrechter
ehelicher Lebensgemeinschaft angesammelt haben
und die ihrer Art nach üblicherweise für eine Verwer-
tung bestimmt sind.

§ 82. (1) Der Aufteilung unterliegen nicht Sachen
(§ 81), die

1. ein Ehegatte in die Ehe eingebracht, von Todes we-
gen erworben oder ihm ein Dritter geschenkt hat,

2. dem persönlichen Gebrauch eines Ehegatten allein
oder der Ausübung seines Berufes dienen,

3. zu einem Unternehmen gehören oder

4. Anteile an einem Unternehmen sind, außer es han-
delt sich um bloße Wertanlagen.
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(2) Die Ehewohnung, die ein Ehegatte in die Ehe
eingebracht oder von Todes wegen erworben oder die
ihm ein Dritter geschenkt hat, ist in die Aufteilung
dann einzubeziehen, wenn dies vereinbart wurde,
wenn der andere Ehegatte auf ihre Weiterbenützung
zur Sicherung seiner Lebensbedürfnisse angewiesen
ist oder wenn ein gemeinsames Kind an ihrer Weiter-
benützung einen berücksichtigungswürdigen Bedarf
hat. Gleiches gilt für den Hausrat, wenn der andere
Ehegatte auf seine Weiterbenützung zur Sicherung sei-
ner Lebensbedürfnisse angewiesen ist.

Aufteilungsgrundsätze
§ 83. (1) Die Aufteilung ist nach Billigkeit vorzu-

nehmen. Dabei ist besonders auf Gewicht und Umfang
des Beitrags jedes Ehegatten zur Anschaffung des ehe-
lichen Gebrauchsvermögens und zur Ansammlung der
ehelichen Ersparnisse sowie auf das Wohl der Kinder
Bedacht zu nehmen; weiter auf Schulden, die mit dem
ehelichen Lebensaufwand zusammenhängen, soweit
sie nicht ohnedies nach § 81 in Anschlag zu bringen
sind.

(2) Als Beitrag sind auch die Leistung des Unter-
halts, die Mitwirkung im Erwerb, soweit sie nicht an-
ders abgegolten worden ist, die Führung des gemein-
samen Haushalts, die Pflege und Erziehung gemein-
samer Kinder und jeder sonstige eheliche Beistand zu
werten.

§ 84. Die Aufteilung soll so vorgenommen werden,
daß sich die Lebensbereiche der geschiedenen Ehegat-
ten künftig möglichst wenig berühren.

Gerichtliche Aufteilung
§ 85. Soweit sich die Ehegatten über die Aufteilung

ehelichen Gebrauchsvermögens und ehelicher Erspar-
nisse nicht einigen, hat hierüber auf Antrag das Ge-
richt zu entscheiden.

Gerichtliche Anordnungen
§ 86. (1) Bei der Aufteilung ehelichen Gebrauchs-

vermögens kann das Gericht die Übertragung von Ei-
gentum an beweglichen körperlichen Sachen oder ei-
nes Anwartschaftsrechts darauf und die Übertragung
von Eigentum und sonstigen Rechten an unbeweg-
lichen körperlichen Sachen von einem auf den an-
deren Ehegatten sowie die Begründung von dingli-
chen Rechten oder schuldrechtlichen Rechtsverhält-
nissen zugunsten des einen Ehegatten an unbewegli-
chen körperlichen Sachen des anderen anordnen.

(2) Steht eheliches Gebrauchsvermögen im Eigen-
tum eines Dritten, so darf das Gericht die Übertragung
von Rechten und Pflichten, die sich auf die Sache be-
ziehen, nur mit Zustimmung des Eigentümers anord-
nen.

§ 87. (1) Für die Ehewohnung kann das Gericht,
wenn sie kraft Eigentums oder eines anderen ding-
lichen Rechtes eines oder beider Ehegatten benützt
wird, die Übertragung des Eigentums oder des ding-
lichen Rechtes von einem auf den anderen Ehegatten
oder die Begründung eines schuldrechtlichen Rechts-

verhältnisses zugunsten eines Ehegatten anordnen.
Die Übertragung des Eigentums oder eines dinglichen
Rechts an einer Ehewohnung nach § 82 Abs. 2 können
die Ehegatten durch Vereinbarung ausschließen.

(2) Sonst kann das Gericht ohne Rücksicht auf eine
Regelung durch Vertrag oder Satzung anordnen, daß
ein Ehegatte an Stelle des anderen in das der Benüt-
zung der Ehewohnung zugrunde liegende Rechtsver-
hältnis eintritt oder das bisher gemeinsame Rechtsver-
hältnis allein fortsetzt.

§ 88. (1) Wird die Ehewohnung auf Grund eines
Dienstverhältnisses benützt oder das Rechtsverhältnis
daran im Zusammenhang mit einem Dienstverhältnis
begründet, so darf das Gericht eine Anordnung hin-
sichtlich der Benützung einer solchen Wohnung nur
mit Zustimmung des Dienstgebers oder des für die
Vergabe der Dienstwohnung zuständigen Rechtsträ-
gers treffen, wenn

1. die Zuweisung der Wohnung deswegen, weil sie
überwiegend der Erfüllung der Dienstpflicht dient,
wesentliche Interessen des Dienstgebers verletzen
könnte oder

2. die Wohnung unentgeltlich oder gegen ein bloß ge-
ringfügiges, wesentlich unter dem ortsüblichen Maß
liegendes Entgelt benützt wird oder

3. die Wohnung vom Dienstgeber als Teil des Entgelts
für die geleisteten Dienste zur Verfügung gestellt
wird.
(2) Wird die Ehewohnung nach Abs. 1 dem Ehegat-

ten zugesprochen, der nicht der Dienstnehmer ist, so
hat das Gericht ein angemessenes Benützungsentgelt
festzusetzen. Das Wohnrecht dieses Ehegatten besteht
nur so lange, als er sich nicht wieder verheiratet oder
eine eingetragene Partnerschaft begründet, und kann
von ihm nicht auf andere Personen übergehen oder
übertragen werden.

§ 89. Bei der Aufteilung ehelicher Ersparnisse kann
das Gericht die Übertragung von Vermögenswerten,
gleich welcher Art, von einem auf den anderen Ehe-
gatten und die Begründung eines schuldrechtlichen
Benützungsrechts an einer Wohnung zugunsten eines
Ehegatten anordnen.

§ 90. (1) Die Übertragung des Eigentums an unbe-
weglichen Sachen oder die Begründung von dingli-
chen Rechten daran darf nur angeordnet werden, wenn
eine billige Regelung in anderer Weise nicht erzielt
werden kann.

(2) Für gemeinsames Wohnungseigentum der Ehe-
gatten kann das Gericht nur die Übertragung des An-
teils eines Ehegatten am Mindestanteil und gemeinsa-
men Wohnungseigentum auf den anderen anordnen.

Ausgleich von Benachteiligungen
§ 91. (1) Hat ein Ehegatte ohne ausdrückliche oder

stillschweigende Zustimmung des anderen frühestens
zwei Jahre vor Einbringung der Klage auf Scheidung,
Aufhebung oder Nichtigerklärung der Ehe oder, wenn
die eheliche Lebensgemeinschaft vor Einbringung der
Klage aufgehoben worden ist, frühestens zwei Jahre
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vor dieser Aufhebung eheliches Gebrauchsvermögen
oder eheliche Ersparnisse in einer Weise verringert,
die der Gestaltung der Lebensverhältnisse der Ehegat-
ten während der ehelichen Lebensgemeinschaft wider-
spricht, so ist der Wert des Fehlenden in die Auftei-
lung einzubeziehen.

(2) Wurde eheliches Gebrauchsvermögen oder wur-
den eheliche Ersparnisse in ein Unternehmen, an dem
einem oder beiden Ehegatten ein Anteil zusteht, ein-
gebracht oder für ein solches Unternehmen sonst ver-
wendet, so ist der Wert des Eingebrachten oder Ver-
wendeten in die Aufteilung einzubeziehen. Bei der
Aufteilung ist jedoch zu berücksichtigen, inwieweit
jedem Ehegatten durch die Einbringung oder Verwen-
dung Vorteile entstanden sind und inwieweit die ein-
gebrachten oder verwendeten ehelichen Ersparnisse
aus den Gewinnen des Unternehmens stammten. Der
Bestand des Unternehmens darf durch die Aufteilung
nicht gefährdet werden.

(3) Gehört eine körperliche Sache, die während auf-
rechter ehelicher Lebensgemeinschaft dem Gebrauch
beider Ehegatten gedient hat, zu einem Unternehmen,
an dem einem oder beiden Ehegatten ein Anteil zu-
steht, und bleibt nach Scheidung, Aufhebung oder
Nichtigerklärung der Ehe nur einem Ehegatten der
Gebrauch dieser Sache erhalten, so hat das Gericht
dies bei der Aufteilung ehelichen Gebrauchsvermö-
gens und ehelicher Ersparnisse zugunsten des anderen
Ehegatten angemessen zu berücksichtigen.

Schulden
§ 92. Bezüglich der im § 81 Abs. 1 und im § 83

Abs. 1 genannten Schulden kann das Gericht bestim-
men, welcher Ehegatte im Innenverhältnis zu ihrer
Zahlung verpflichtet ist.

Durchführung der Aufteilung
§ 93. In seiner Entscheidung hat das Gericht auch

die zu ihrer Durchführung nötigen Anordnungen zu
treffen und die näheren Umstände, besonders in zeitli-
cher Hinsicht, für deren Erfüllung zu bestimmen. Sind
mit der Durchführung der Entscheidung Aufwendun-
gen verbunden, so hat das Gericht nach billigem Er-
messen zu entscheiden, welcher Ehegatte sie zu tragen
hat.

Ausgleichszahlung
§ 94. (1) Soweit eine Aufteilung nach den vorste-

henden Bestimmungen nicht erzielt werden kann, hat
das Gericht einem Ehegatten eine billige Ausgleichs-
zahlung an den anderen aufzuerlegen.

(2) Das Gericht kann eine Stundung der Ausgleichs-
zahlung oder deren Entrichtung in Teilbeträgen, tun-
lich gegen Sicherstellung, anordnen, wenn dies für
den Ausgleichspflichtigen wirtschaftlich notwendig
und dem Ausgleichsberechtigten zumutbar ist.

Erlöschen des Aufteilungsanspruchs
§ 95. Der Anspruch auf Aufteilung ehelichen Ge-

brauchsvermögens und ehelicher Ersparnisse erlischt,

wenn er nicht binnen einem Jahr nach Eintritt der
Rechtskraft der Scheidung, Aufhebung oder Nichtig-
erklärung der Ehe durch Vertrag oder Vergleich aner-
kannt oder gerichtlich geltend gemacht wird.

Übergang des Aufteilungsanspruchs
§ 96. Der Anspruch auf Aufteilung ehelichen Ge-

brauchsvermögens und ehelicher Ersparnisse ist ver-
erblich, unter Lebenden oder von Todes wegen über-
tragbar und verpfändbar, soweit er durch Vertrag oder
Vergleich anerkannt oder gerichtlich geltend gemacht
worden ist.

Verträge
§ 97. (1) Vereinbarungen, die im Voraus die Auf-

teilung ehelicher Ersparnisse oder die Aufteilung der
Ehewohnung regeln, bedürfen zu ihrer Rechtswirk-
samkeit der Form eines Notariatsaktes. Vereinbarun-
gen, die im Voraus die Aufteilung des übrigen ehe-
lichen Gebrauchsvermögens regeln, bedürfen der
Schriftform.

(2) Von einer im Voraus geschlossenen Vereinba-
rung über die Aufteilung der ehelichen Ersparnisse
und des ehelichen Gebrauchsvermögens mit Ausnah-
me der Ehewohnung kann das Gericht bei der Auf-
teilung nur abweichen, soweit die Vereinbarung in ei-
ner Gesamtbetrachtung des in die Aufteilung einzube-
ziehenden Vermögens im Zeitpunkt der Aufteilungs-
entscheidung einen Teil unbillig benachteiligt, sodass
ihm die Zuhaltung unzumutbar ist.

(3) Von einer im Voraus geschlossenen Vereinba-
rung über die Nutzung der Ehewohnung durch einen
Ehegatten kann das Gericht bei der Aufteilung nur
abweichen, soweit der andere Ehegatte oder ein ge-
meinsames Kind seine Lebensbedürfnisse nicht hin-
reichend decken kann oder eine deutliche Verschlech-
terung seiner Lebensverhältnisse hinnehmen müsste.

(4) Weicht das Gericht von einer im Voraus ge-
schlossenen Vereinbarung ab, ist insbesondere auf die
Gestaltung der ehelichen Lebensverhältnisse, die Dau-
er der Ehe sowie darauf Bedacht zu nehmen, inwie-
weit der Vereinbarung eine rechtliche Beratung vor-
angegangen ist und in welcher Form sie geschlossen
wurde.

(5) Die Abs. 1 bis 4 gelten nicht für solche Verein-
barungen, die die Ehegatten im Zusammenhang mit
dem Verfahren auf Scheidung, Aufhebung oder Nich-
tigerklärung der Ehe geschlossen haben.

Haftung für Kredite
§ 98. (1) Entscheidet das Gericht (§ 92) oder ver-

einbaren die Ehegatten (§ 97 Abs. 5, gegebenenfalls
§ 55a Abs. 2), wer von beiden im Innenverhältnis zur
Zahlung von Kreditverbindlichkeiten, für die beide
haften, verpflichtet ist, so hat das Gericht auf Antrag
mit Wirkung für den Gläubiger auszusprechen, daß
derjenige Ehegatte, der im Innenverhältnis zur Zah-
lung verpflichtet ist, Hauptschuldner, der andere Aus-
fallsbürge wird. Dieser Antrag muß in der Frist nach
§ 95 gestellt werden.
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(2) Der Ausfallsbürge nach Abs. 1 kann - vorbehalt-
lich des § 1356 ABGB - nur wegen des Betrags be-
langt werden, der vom Hauptschuldner nicht in ange-
messener Frist hereingebracht werden kann, obwohl
der Gläubiger gegen ihn nach Erwirkung eines Exeku-
tionstitels

1. Fahrnis- oder Gehaltsexekution und

2. Exekution auf eine dem Gläubiger bekannte Lie-
genschaft des Hauptschuldners, die offensichtlich
für die Forderung Deckung bietet, geführt sowie

3. Sicherheiten, die dem Gläubiger zur Verfügung ste-
hen, verwertet hat.

Müßte der Exekutionstitel im Ausland erwirkt oder
müßten die angeführten Exekutionsmaßnahmen im
Ausland durchgeführt werden, bedarf es ihrer nicht,
soweit sie dem Gläubiger nicht möglich oder nicht
zumutbar sind.
(3) Überdies kann der Bürge, dem der Rechtsstreit

gegen den Hauptschuldner rechtzeitig verkündet wor-
den ist (§ 21 ZPO), dem Gläubiger Einwendungen, die
nicht in seiner Person begründet sind, nur entgegen-
halten, soweit sie auch der Hauptschuldner erheben
kann.

Dritter Abschnitt

Sondervorschriften für Österreich

B. Ergänzungsvorschriften

§ 104
§ 43 Abs. 2 Satz 2 gilt für den Fall, daß die To-

deserklärung durch gerichtlichen Beschluß aufgeho-
ben oder berichtigt wird.

§ 107. Die §§ 76 und 79 sind nicht anzuwenden.

C. Verfahrensvorschriften
(Anm.: § 108 aufgehoben durch Art. II Z 7 BGBl.

Nr. 566/1983)

D. Übergangsbestimmungen

I. Trennung der Ehe dem Bande nach

§ 109
Die Trennung der Ehe dem Bande nach gemäß den

bisherigen Gesetzen gilt als Scheidung der Ehe nach
den Vorschriften dieses Gesetzes. Der Trennung der
Ehe dem Bande nach steht die richterliche Lösung ei-
ner Ehe nach dem bisherigen burgenländischen Ehe-
recht und die vollstreckbar erklärte kirchliche Verfü-
gung über die Nachsicht von einer nicht vollzogenen
Ehe gleich.

§ 110
Ein Urteil, das auf Grund des bisherigen Rechts er-

gangen ist, steht in einem Scheidungsverfahren nach
diesem Gesetz der Geltendmachung solcher Tatsachen

nicht entgegen, die nach früherem Recht eine Tren-
nung der Ehe dem Bande nach nicht rechtfertigten.

§ 111
(1) Für die Leistung des Unterhalts getrennter Ehe-

gatten gelten, wenn darüber nichts vereinbart worden
ist, für die Zukunft die Vorschriften dieses Gesetzes
über den Unterhalt geschiedener Ehegatten. Dabei ist
der im Trennungsurteil enthaltene Schuldausspruch
zugrunde zu legen. Die bezeichneten Vorschriften gel-
ten nicht, wenn beide Ehegatten für schuldig erklärt
sind. Sind beide Ehegatten für schuldlos erklärt und
wurde das Trennungsverfahren auf Antrag beider Ehe-
gatten eingeleitet, so hat ein Ehegatte dem anderen
Unterhalt zu gewähren, wenn und soweit dies mit
Rücksicht auf die Bedürfnisse und die Vermögens-
und Erwerbsverhältnisse der geschiedenen Ehegatten
und der nach § 71 unterhaltspflichtigen Verwandten
der Billigkeit entspricht. § 67 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2
ist entsprechend anzuwenden. Ein vor Inkrafttreten
dieses Gesetzes ergangenes Urteil steht einer neuen
Regelung des Unterhalts nicht entgegen.

(2) Die Vorschriften des Abs. 1 gelten auch für voll-
streckbar erklärte kirchliche Verfügungen über die
Nachsicht von einer nicht vollzogenen Ehe. Ist eine
Entscheidung über das Verschulden noch nicht gefällt
worden, so steht sie den Gerichten zu, die über vermö-
gensrechtliche Ansprüche zu entscheiden haben.

§ 112
(Anm.: gegenstandslos)

§ 113
Die Fristen des § 57 enden frühestens sechs Monate,

die Fristen des § 58 frühestens ein Jahr nach Inkraft-
treten dieses Gesetzes.

II. Scheidung der Ehe von Tisch und Bett

§ 114
Die Wirkung der Scheidung einer Ehe von Tisch und

Bett wird durch das Inkrafttreten dieses Gesetzes nicht
berührt. Der Scheidung der Ehe von Tisch und Bett
steht die Trennung der Ehe von Tisch und Bett nach
dem bisherigen burgenländischen Eherecht gleich.

§ 115
(1) Jeder Ehegatte einer von Tisch und Bett geschie-

denen Ehe kann den Antrag stellen, daß die Scheidung
der Ehe im Sinne dieses Gesetzes ausgesprochen wer-
de. Zuständig ist das Bezirksgericht, in dessen Spren-
gel einer der Ehegatten seinen allgemeinen Gerichts-
stand in Streitsachen im Lande Österreich hat, wenn
es an einem solchen fehlt, das Bezirksgericht Innere
Stadt in Wien. Eine Klage auf Scheidung der Ehe nach
den Vorschriften dieses Gesetzes ist ausgeschlossen.

(2) Über den Antrag ist nach den Vorschriften des
Verfahrens außer Streitsachen zu verhandeln und zu
entscheiden. Dem Antrag ist stattzugeben, wenn fest-
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steht, daß die Ehegatten sich nicht wieder vereinigt ha-
ben. Eine Prüfung des Verschuldens findet nicht statt.
Der stattgebende Beschluß steht einem Scheidungsur-
teil im Sinne diese Gesetzes gleich. Eine Ausfertigung
des Beschlusses ist dem Amte des Reichsstatthalters
in Österreich zu übermitteln. Dieses veranlaßt die An-
merkung im Eheregister (Trauungsmatrik).

(3) In Ansehung der Vermögensverhältnisse bleibt
es bei der anläßlich der Scheidung von Tisch und Bett
getroffenen Regelung. Jedoch gelten für die Leistung
des Unterhalts der nicht einverständlich von Tisch und
Bett geschiedenen Ehegatten, wenn darüber nichts
vereinbart worden ist, für die Zukunft die Vorschriften
dieses Gesetzes. Dabei ist der im Scheidungsurteil ent-
haltene Schuldausspruch zugrunde zu legen. Ein vor
Inkrafttreten dieses Gesetzes ergangenes Urteil steht
einer neuen Regelung des Unterhalts nicht entgegen.

(4) Der nicht aus seinem Verschulden von Tisch
und Bett geschiedene Ehegatte behält das gesetzliche
Erbrecht. Dem Ehegatten aus einer späteren Ehe steht
es nur zu, wenn ein Ehegatte aus der früheren Ehe
nicht vorhanden oder wenn er nicht erbberechtigt ist.

(5) An einem kraft Gesetzes, Satzung oder Vertrags
einem Ehegatten zustehenden Anspruch (Anwart-
schaft) auf einen Versorgunsgenuß wird nichts geän-
dert. Ein Verzicht auf den Versorgungsgenuß ist wirk-
sam, wenn er dem eigenen Ehegatten oder dessen Ehe-
gatten aus der späteren Ehe oder der Stelle gegenüber
erklärt worden ist, die zur Anweisung der Dienst- und
Ruhebezüge des eigenen Ehegatten berufen ist; einer
ausdrücklichen Annahme des Verzichts bedarf es
nicht.

§ 116
Die Feststellung eines Ehebruchs in einem Urteil auf

Scheidung der Ehe von Tisch und Bett hat die glei-
che Wirkung wie nach § 9 die Feststellung eines Ehe-
bruchs in einem Scheidungsurteil.

§ 117
(1) Anhängige Verfahren wegen nicht einverständli-

cher Scheidung der Ehe von Tisch und Bett sind als
Verfahren wegen Scheidung der Ehe nach den Vor-
schriften dieses Gesetzes fortzusetzen, wenn das Be-
gehren danach geändert wird. Ein neuer Scheidungs-
grund im Sinne dieses Gesetzes kann noch geltend ge-
macht werden. Beides ist auch noch im Rechtsmittel-
verfahren zulässig. Andernfalls ist die Klage abzuwei-
sen.

(2) Anhängige Anträge auf einverständliche Schei-
dung einer Ehe von Tisch und Bett sind abzuweisen.

III. Ungültigerklärung der Ehe

§ 118
(1) Die Gültigkeit einer vor Inkrafttreten dieses Ge-

setzes geschlossenen Ehe bestimmt sich nach den bis-
herigen Gesetzen. Für die vor dem 1. Mai 1934 vor
einem Priester der katholischen Kirche geschlossenen

Ehen gelten ausschließlich die Vorschriften, die vor
diesem Tage in Kraft standen. Sie sind auch maßge-
bend, wenn die Ehegatten einer vor dem staatlichen
Trauungsorgan abgeschlossenen Ehe ihre Eheerklä-
rung nach dem 30. April 1934 vor einem katholischen
Priester erneuert haben.

(2) Ist der Ungültigkeitsgrund einem der Gründe
gleichartig, die nach diesem Gesetz die Aufhebung der
Ehe rechtfertigen, so finden jedoch die Bestimmungen
dieses Gesetzes über die Aufhebung der Ehe Anwen-
dung. Die Frist für die Klage auf Aufhebung endet frü-
hestens ein Jahr nach Inkrafttreten dieses Gesetzes.

(3) Eine nach den bisherigen Gesetzen ungültige
Ehe ist als von Anfang an gültig anzusehen, wenn die
Ehegatten am 1. April 1938 noch als Ehegatten mit-
einander gelebt haben und der Grund, auf dem die Un-
gültigkeit beruht, nach den Vorschriften dieses Geset-
zes weder zur Nichtigerklärung noch zur Aufhebung
der Ehe führen könnte.

§ 119
Wurde vor Inkrafttreten dieses Gesetzes eine Ehe für

ungültig erklärt, wurden ihr die bürgerlichen Rechts-
wirkungen aberkannt oder wurde eine kirchliche Un-
gültigkeitsentscheidung für vollstreckbar erklärt, so
gilt dies als Nichtigerklärung im Sinne dieses Geset-
zes. § 31 ist nicht anzuwenden.

§ 120
(1) Ein anhängiges Ungültigkeitsverfahren (Verfah-

ren zur Aberkennung der bürgerlichen Rechtswirkun-
gen) ist als Verfahren zur Nichtigerklärung oder zur
Aufhebung der Ehe nur fortzusetzen, wenn ein am
Verfahren bereits Beteiligter, der nach den Vorschrif-
ten dieses Gesetzes zur Einleitung eines solchen Ver-
fahrens befugt wäre, dies begehrt. Andernfalls ist das
Verfahren einzustellen.

(2) Eine kirchliche Ungültigkeitsentscheidung kann
nicht mehr vollstreckbar erklärt werden.

IV. Besondere Bestimmungen über die mit Nach-
sicht vom Ehehindernis des Ehebandes geschlosse-

nen Ehen

§ 121
(1) Eine mit Nachsicht vom Ehehindernis des Ehe-

bandes geschlossene und nicht bereits rechtskräftig für
ungültig erklärte Ehe gilt als eine von Anfang an gül-
tige Ehe, es sei denn, daß auf Grund eines vor dem
1. Jänner 1939 gestellten Antrags gerichtlich festge-
stellt wird, daß die Ehegatten am 1. April 1938 nicht
mehr als Ehegatten miteinander gelebt haben. In die-
sem Falle ist die Ehe für nichtig zu erklären. Ist ein
Ehegatte vor dem 1. April 1938 gestorben, so tritt an
die Stelle dieses Tages der Todestag des Ehegatten.
Der Nichtigerklärung steht nicht entgegen, daß die
Ehe vor Inkrafttreten dieses Gesetzes von den Gerich-
ten etwa für gültig erklärt worden sein sollte.
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(2) Der Antrag kann von jedem der beiden Ehegat-
ten und von dem Ehegatten der früheren Ehe gestellt
werden. Zuständig ist das Bezirksgericht, in dessen
Sprengel der letzte gemeinsame Wohnsitz der Ehegat-
ten der späteren Ehe im Lande Österreich gelegen ist,
wenn es an einem solchen fehlt, das Bezirksgericht
Innere Stadt in Wien. Das Gericht hat nach den Vor-
schriften des Verfahrens außer Streitsachen zu verhan-
deln und zu entscheiden.

(3) Anhängige Verfahren zur Untersuchung der Gül-
tigkeit einer mit Nachsicht vom Ehehindernis des Ehe-
bandes geschlossenen Ehe wegen dieses Ehehinder-
nisses sind einzustellen.

§ 122
(1) Wird in der Frist des § 121 ein Antrag nicht ge-

stellt oder wird er rechtskräftig abgewiesen, so gilt die
frühere Ehe, von deren Bande Nachsicht erteilt wurde,
mit der Eingehung der späteren Ehe als im Sinne die-
ses Gesetzes geschieden.

(2) Ist die frühere Ehe, von deren Bande Nachsicht
erteilt worden ist, von Tisch und Bett geschieden, so
finden die Vorschriften des § 115 Abs. 3 bis 5 Anwen-
dung. Diese Vorschriften sind sinngemäß in den Fällen
anzuwenden, in denen die frühere Ehe, von deren Ban-
de Nachsicht erteilt wurde, nicht von Tisch und Bett
geschieden war. Für die Leistung des Unterhalts gel-
ten in diesen Fällen, soweit darüber nichts vereinbart
worden ist, für die Zukunft die Vorschriften dieses Ge-
setzes. Die Entscheidung steht den Gerichten zu, die
über vermögensrechtliche Ansprüche zu entscheiden
haben, wobei für die Frage des Verschuldens maßge-
bend ist, welcher der Ehegatten einen Tatbestand ge-
setzt hat, der als Scheidungsgrund in Betracht käme.
Wird die Schuldlosigkeit beider Ehegatten festgestellt,
so gilt § 111 Abs. 1 Satz 4 und 5 sinngemäß.

§ 123
(1) Beschlüsse auf Grund von Anträgen nach § 121

sind den antragsberechtigten Personen zuzustellen.
(2) Eine Ausfertigung der rechtskräftigen Beschlüs-

se ist dem Amte des Reichsstatthalters in Österreich
mitzuteilen. Dieses veranlaßt, daß, wenn dem Antrag
stattgegeben wurde, im Eheregister (Trauungsmatrik)
die Nichtigerklärung der mit Nachsicht vom Ehehin-
dernis des Ehebandes geschlossenen Ehe, wenn aber
der Antrag abgewiesen wurde, die Scheidung der frü-
heren Ehe im Sinne dieses Gesetzes angemerkt wird.

§ 124
(1) Beim Bezirksgericht Innere Stadt in Wien wird

eine Sammelstelle für die nach § 121 gestellten Anträ-
ge und für die auf Grund dieser Anträge ergangenen
Beschlüsse errichtet. Der Sammelstelle ist von jedem
Antrag eine Abschrift und von jedem rechtskräftigen
Beschluß über einen solchen Antrag eine Ausferti-
gung zu übermitteln.

(2) Das Nähere über die Einrichtung der Sammel-
stelle regelt der Präsident des Oberlandesgerichts
Wien.

(3) In die Sammlung kann jedermann Einsicht neh-
men. Auf Antrag ist vom Bezirksgericht Innere Stadt
in Wien eine schriftliche Bestätigung darüber auszu-
stellen, daß vor dem 1. Jänner 1939 ein Antrag nicht
eingelangt ist, oder daß ein Antrag eingelangt ist und
welcher rechtskräftige Beschluß darüber ergangen ist.

§ 125
(1) Wurde vor dem 1. Jänner 1939 in einem Falle

des § 121 ein Antrag nicht gestellt, so hat der Ehe-
gatte, der die spätere Ehe mit Nachsicht vom Ehehin-
dernis des Ehebandes geschlossen hat, und wenn er
nicht mehr am Leben ist, sein Ehegatte aus der späte-
ren Ehe die Pflicht, ohne Verzug beim Bezirksgericht
Innere Stadt in Wien den Antrag zu stellen, die An-
merkung der Scheidung der früheren Ehe gemäß die-
sem Gesetz im Eheregister (Trauungsmatrik) zu ver-
anlassen. Liegen die Voraussetzungen für diese Ein-
tragung vor, so hat das Bezirksgericht Innere Stadt in
Wien den Antrag mit einem dies bestätigenden Ver-
merk dem Amte des Reichsstatthalters zur weiteren
Verfügung zu übermitteln. Zur Antragstellung berech-
tigt ist auch der Ehegatte aus der früheren Ehe. Dem
Antrag sind Trauungsscheine über beide Ehen und der
Bescheid über die Nachsicht vom Bande der früheren
Ehe anzuschließen oder doch darin genaue Angaben
über die Eheschließungen und die Nachsichterteilung
zu machen.

(2) Ein Ehegatte, der schuldhaft der ihm nach Abs. 1
obliegenden Verpflichtung nicht nachkommt, begeht
eine Übertretung und wird vom Gerichte an Geld bis
zu einhundertfünfzig Reichsmark oder mit Arrest bis
zu sechs Wochen bestraft.

§ 126
Eingaben, Protokolle und Beilagen gemäß den

§§ 124 und 125 sind gebührenfrei.

§ 127
Ist eine Ehe, die mit Nachsicht vom Ehehindernis

des Ehebandes geschlossen worden ist, wegen dieses
Hindernisses für nichtig erklärt worden, so sind die
Ehegatten, wenn darüber nichts vereinbart worden ist,
unter denselben Voraussetzungen zum Unterhalt ver-
pflichtet, wie wenn die Ehe gültig geschlossen und ge-
schieden worden wäre. Für die Zeit vor Inkrafttreten
dieses Gesetzes kann auf Grund dieser Vorschrift ein
Unterhalt nicht begehrt werden. Das Gericht, das über
die vermögensrechtlichen Ansprüche zu entscheiden
hat, hat festzustellen, ob sich ein Ehegatte während der
Dauer der Ehe eines Verhaltens schuldig gemacht hat,
das als Scheidungsgrund anzusehen wäre, wenn die
Ehe gültig wäre. § 111 Abs. 1 Satz 4 und 5 gilt sinnge-
mäß.

V. Aufhebung bisheriger Vorschriften

§ 128
Vorschriften des österreichischen Rechts, die Ge-

genstände betreffen, die in diesem Gesetz geregelt

§ 122 - § 128 | 1. EheG
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sind, verlieren mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes
ihre Wirksamkeit.

Vierter Abschnitt

Schlußbestimmungen

§ 129
Dieses Gesetz tritt am 1. August 1938 in Kraft. Die

Vorschriften des § 112 Abs. 2 und 3, des § 117 Abs. 2,
des § 120 Abs. 2 und des § 121 Abs. 3 treten mit dem
auf die Verkündung folgenden Tage in Kraft.

§ 130
(1) Wo auf Vorschriften verwiesen wird, die durch

dieses Gesetz oder die auf Grund dieses Gesetzes er-
gangenen Bestimmungen aufgehoben oder geändert
werden, erhält die Verweisung ihren Inhalt aus den
entsprechenden neuen Vorschriften.

(2) Einer Verweisung steht es gleich, wenn die An-
wendbarkeit der im Abs. 1 bezeichneten Vorschriften
stillschweigend vorausgesetzt wird.

Inkrafttreten und Übergangsbestimmungen
ab 1. Juli 2018

§ 131. Für das Inkrafttreten des 2. Erwachsenen-
schutz-Gesetzes, BGBl. I Nr. 59/2017 (2. ErwSchG),
gilt Folgendes:

1. Die §§ 1, 15, 22, 28, 29, 35, 39a, 40, 41, 47, 50, 54,
61, 69 und 69b samt Überschriften, die Überschrift
vor § 31 und der Entfall der §§ 2, 3, 51 und 102
samt Überschriften in der Fassung des 2. ErwSchG
treten mit 1. Juli 2018 in Kraft.

2. §§ 1 und 22 in der Fassung des 2. ErwSchG sind an-
zuwenden, wenn die Ehe nach dem 30. Juni 2018
begründet wird. Die §§ 28, 29, 35, 39a, 40, 41, 47,
50, 54, 61, 69 und 69b in dieser Fassung sind auf
Verfahren anzuwenden, in denen der verfahrensein-
leitende Schriftsatz nach dem 30. Juni 2018 bei Ge-
richt eingebracht wurde.
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[...]

Dreyßigstes Hauptstück.

Von dem Rechte des Schadensersatzes und der
Genugthuung.

Schade.
§ 1293. Schade heißt jeder Nachtheil, welcher je-

manden an Vermögen, Rechten oder seiner Person zu-
gefüget worden ist. Davon unterscheidet sich der Ent-
gang des Gewinnes, den jemand nach dem gewöhnli-
chen Laufe der Dinge zu erwarten hat.

Quellen der Beschädigung.
§ 1294. Der Schade entspringt entweder aus einer

widerrechtlichen Handlung, oder Unterlassung eines
Anderen; oder aus einem Zufalle. Die widerrechtliche
Beschädigung wird entweder willkührlich, oder un-
willkührlich zugefügt. Die willkührliche Beschädi-
gung aber gründet sich theils in einer bösen Absicht,
wenn der Schade mit Wissen und Willen; theils in ei-
nem Versehen, wenn er aus schuldbarer Unwissenheit,
oder aus Mangel der gehörigen Aufmerksamkeit, oder
des gehörigen Fleißes verursachet worden ist. Beydes
wird ein Verschulden genannt.

Von der Verbindlichkeit zum Schadenersatze:

1) von dem Schaden aus Verschulden;
§ 1295. (1) Jedermann ist berechtigt, von dem Be-

schädiger den Ersatz des Schadens, welchen dieser
ihm aus Verschulden zugefügt hat, zu fordern; der
Schaden mag durch Übertretung einer Vertragspflicht
oder ohne Beziehung auf einen Vertrag verursacht
worden sein.

(2) Auch wer in einer gegen die guten Sitten ver-
stoßenden Weise absichtlich Schaden zufügt, ist dafür
verantwortlich, jedoch falls dies in Ausübung eines
Rechtes geschah, nur dann, wenn die Ausübung des
Rechtes offenbar den Zweck hatte, den anderen zu
schädigen.

§ 1296. Im Zweifel gilt die Vermuthung, daß ein
Schade ohne Verschulden eines Anderen entstanden
sey.

§ 1297. Es wird aber auch vermuthet, daß jeder wel-
cher den Verstandesgebrauch besitzt, eines solchen
Grades des Fleißes und der Aufmerksamkeit fähig sey,
welcher bey gewöhnlichen Fähigkeiten angewendet
werden kann. Wer bey Handlungen, woraus eine Ver-
kürzung der Rechte eines Anderen entsteht, diesen
Grad des Fleißes oder der Aufmerksamkeit unterläßt,
macht sich eines Versehens schuldig.

§ 1298. Wer vorgibt, daß er an der Erfüllung seiner
vertragsmäßigen oder gesetzlichen Verbindlichkeit
ohne sein Verschulden verhindert worden sey, dem
liegt der Beweis ob. Soweit er auf Grund vertraglicher
Vereinbarung nur für grobe Fahrlässigkeit haftet, muß

er auch beweisen, daß es an dieser Voraussetzung
fehlt.

insbesondere: a) der Sachverständigen;
§ 1299. Wer sich zu einem Amte, zu einer Kunst,

zu einem Gewerbe oder Handwerke öffentlich beken-
net; oder wer ohne Noth freywillig ein Geschäft über-
nimmt, dessen Ausführung eigene Kunstkenntnisse,
oder einen nicht gewöhnlichen Fleiß erfordert, gibt
dadurch zu erkennen, daß er sich den nothwendigen
Fleiß und die erforderlichen, nicht gewöhnlichen
Kenntnisse zutraue; er muß daher den Mangel dersel-
ben vertreten. Hat aber derjenige, welcher ihm das Ge-
schäft überließ, die Unerfahrenheit desselben gewußt;
oder, bey gewöhnlicher Aufmerksamkeit wissen kön-
nen; so fällt zugleich dem Letzteren ein Versehen zur
Last.

§ 1300. Ein Sachverständiger ist auch dann verant-
wortlich, wenn er gegen Belohnung in Angelegenhei-
ten seiner Kunst oder Wissenschaft aus Versehen ei-
nen nachtheiligen Rath ertheilet. Außer diesem Falle
haftet ein Rathgeber nur für den Schaden, welchen er
wissentlich durch Ertheilung des Rathes dem Anderen
verursachet hat.

oder b) mehrere Theilnehmer;
§ 1301. Für einen widerrechtlich zugefügten Scha-

den können mehrere Personen verantwortlich werden,
indem sie gemeinschaftlich, unmittelbarer oder mittel-
barer Weise, durch Verleiten, Drohen, Befehlen, Hel-
fen, Verhehlen u. dgl.; oder, auch nur durch Unter-
lassung der besonderen Verbindlichkeit, das Uebel zu
verhindern, dazu beygetragen haben.

§ 1302. In einem solchen Falle verantwortet, wenn
die Beschädigung in einem Versehen gegründet ist,
und die Antheile sich bestimmen lassen, jeder nur
den durch sein Versehen verursachten Schaden. Wenn
aber der Schade vorsätzlich zugefügt worden ist; oder,
wenn die Antheile der Einzelnen an der Beschädigung
sich nicht bestimmen lassen, so haften Alle für Einen,
und Einer für Alle; doch bleibt demjenigen, welcher
den Schaden ersetzt hat, der Rückersatz gegen die Ue-
brigen vorbehalten.

§ 1303. In wie weit mehrere Mitschuldner bloß aus
der unterlassenen Erfüllung ihrer Verbindlichkeit zu
haften haben, ist aus der Beschaffenheit des Vertrages
zu beurtheilen.

§ 1304. Wenn bey einer Beschädigung zugleich ein
Verschulden von Seite des Beschädigten eintritt; so
trägt er mit dem Beschädiger den Schaden verhältniß-
mäßig; und, wenn sich das Verhältniß nicht bestimmen
läßt, zu gleichen Theilen.

2) aus dem Gebrauche des Rechtes;
§ 1305. Wer von seinem Rechte innerhalb der recht-

lichen Schranken (§ 1295, Absatz 2) Gebrauch macht,
hat den für einen anderen daraus entspringenden
Nachteil nicht zu verantworten.
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3. aus einer schuldlosen oder unwillkührlichen
Handlung;

§ 1306. Den Schaden, welchen jemand ohne Ver-
schulden oder durch eine unwillkührliche Handlung
verursachet hat, ist er in der Regel zu ersetzen nicht
schuldig.

§ 1306a. Wenn jemand im Notstand einen Schaden
verursacht, um eine unmittelbar drohende Gefahr von
sich oder anderen abzuwenden, hat der Richter unter
Erwägung, ob der Beschädigte die Abwehr aus Rück-
sicht auf die dem anderen drohende Gefahr unterlas-
sen hat, sowie des Verhältnisses der Größe der Be-
schädigung zu dieser Gefahr oder endlich des Vermö-
gens des Beschädigers und des Beschädigten zu er-
kennen, ob und in welchem Umfange der Schaden zu
ersetzen ist.

§ 1307. Wenn sich jemand aus eigenem Verschulden
in einen Zustand der Sinnesverwirrung oder in einen
Notstand versetzt hat, so ist auch der in demselben
verursachte Schade seinem Verschulden zuzuschrei-
ben. Eben dieses gilt auch von einem Dritten, der
durch sein Verschulden diese Lage bei dem Beschädi-
ger veranlaßt hat.

§ 1308. Wenn Personen, die den Gebrauch der Ver-
nunft nicht haben, oder Unmündige jemanden beschä-
digen, der durch irgendein Verschulden hierzu selbst
Veranlassung gegeben hat, so kann er keinen Ersatz
ansprechen.

§ 1309. Außer diesem Falle gebührt ihm der Ersatz
von denjenigen Personen, denen der Schade wegen
Vernachlässigung der ihnen über solche Personen an-
vertrauten Obsorge beygemessen werden kann.

§ 1310. Kann der Beschädigte auf solche Art den Er-
satz nicht erhalten, so soll der Richter mit Erwägung
des Umstandes, ob dem Beschädiger, ungeachtet er
gewöhnlich seines Verstandes nicht mächtig ist, in
dem bestimmten Falle nicht dennoch ein Verschulden
zur Last liege; oder, ob der Beschädigte aus Schonung
des Beschädigers die Vertheidigung unterlassen habe;
oder endlich, mit Rücksicht auf das Vermögen des Be-
schädigers und des Beschädigten, auf den ganzen Er-
satz, oder doch einen billigen Theil desselben erken-
nen.

4. durch Zufall;
§ 1311. Der bloße Zufall trifft denjenigen, in dessen

Vermögen oder Person er sich ereignet. Hat aber je-
mand den Zufall durch ein Verschulden veranlaßt; hat
er ein Gesetz, das den zufälligen Beschädigungen vor-
zubeugen sucht, übertreten; oder sich ohne Noth in
fremde Geschäfte gemengt, so haftet er für allen
Nachtheil, welcher außer dem nicht erfolgt wäre.

§ 1312. Wer in einem Nothfalle jemanden einen
Dienst geleistet hat, dem wird der Schade, welchen er
nicht verhüthet hat, nicht zugerechnet; es wäre denn,
daß er einen Anderen, der noch mehr geleistet haben
würde, durch seine Schuld daran verhindert hätte.
Aber auch in diesem Falle kann er den sicher ver-

schafften Nutzen gegen den verursachten Schaden in
Rechnung bringen.

5) durch fremde Handlungen;
§ 1313. Für fremde, widerrechtliche Handlungen,

woran jemand keinen Theil genommen hat, ist er in
der Regel auch nicht verantwortlich. Selbst in den Fäl-
len, wo die Gesetze das Gegentheil anordnen, bleibt
ihm der Rückersatz gegen den Schuldtragenden vor-
behalten.

§ 1313a. Wer einem andern zu einer Leistung ver-
pflichtet ist, haftet ihm für das Verschulden seines ge-
setzlichen Vertreters sowie der Personen, deren er sich
zur Erfüllung bedient, wie für sein eigenes.

§ 1314. Wer eine Dienstperson ohne Zeugnis auf-
nimmt oder wissentlich eine durch ihre Leibes- oder
Gemütsbeschaffenheit gefährliche Person im Dienste
behält oder ihr Aufenthalt gibt, haftet dem Hausherrn
und den Hausgenossen für den Ersatz des durch die
gefährliche Beschaffenheit dieser Personen verursach-
ten Schadens.

§ 1315. Überhaupt haftet derjenige, welcher sich ei-
ner untüchtigen oder wissentlich einer gefährlichen
Person zur Besorgung seiner Angelegenheiten be-
dient, für den Schaden, den sie in dieser Eigenschaft
einem Dritten zufügt.

§ 1316. Gastwirte, die Fremde beherbergen, sowie
die anderen in § 970 bezeichneten Personen, ferner
Fuhrleute haften für den Schaden, welchen ihre eige-
nen oder die von ihnen zugewiesenen Dienstpersonen
an den eingebrachten oder übernommenen Sachen ei-
nem Gast oder Reisenden in ihrem Hause, ihrer An-
stalt oder ihrem Fahrzeuge verursachen.

§ 1317. In wie fern bey öffentlichen Versendungs-
anstalten für den Schaden eine Haftung übernommen
werde, bestimmen die besonderen Vorschriften.

§ 1318. Wird jemand durch das Herabfallen einer
gefährlich aufgehängten oder gestellten Sache, oder
durch Herauswerfen oder Herausgießen aus einer
Wohnung beschädiget; so haftet derjenige, aus dessen
Wohnung geworfen oder gegossen worden, oder die
Sache herabgefallen ist, für den Schaden.

6. Durch ein Bauwerk
§ 1319. Wird durch Einsturz oder Ablösung von Tei-

len eines Gebäudes oder eines anderen auf einem
Grundstück aufgeführten Werkes jemand verletzt oder
sonst ein Schaden verursacht, so ist der Besitzer des
Gebäudes oder Werkes zum Ersatze verpflichtet, wenn
die Ereignung die Folge der mangelhaften Beschaf-
fenheit des Werkes ist und er nicht beweist, daß er alle
zur Abwendung der Gefahr erforderliche Sorgfalt an-
gewendet habe.

6a. durch einen Weg;
§ 1319a. (1) Wird durch den mangelhaften Zustand

eines Weges ein Mensch getötet, an seinem Körper
oder an seiner Gesundheit verletzt oder eine Sache be-
schädigt, so haftet derjenige für den Ersatz des Scha-
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dens, der für den ordnungsgemäßen Zustand des We-
ges als Halter verantwortlich ist, sofern er oder einer
seiner Leute den Mangel vorsätzlich oder grobfahr-
lässig verschuldet hat. Ist der Schaden bei einer un-
erlaubten, besonders auch widmungswidrigen, Benüt-
zung des Weges entstanden und ist die Unerlaubtheit
dem Benützer entweder nach der Art des Weges oder
durch entsprechende Verbotszeichen, eine Abschran-
kung oder eine sonstige Absperrung des Weges er-
kennbar gewesen, so kann sich der Geschädigte auf
den mangelhaften Zustand des Weges nicht berufen.

(2) Ein Weg im Sinn des Abs. 1 ist eine Landfläche,
die von jedermann unter den gleichen Bedingungen
für den Verkehr jeder Art oder für bestimmte Arten
des Verkehres benützt werden darf, auch wenn sie nur
für einen eingeschränkten Benützerkreis bestimmt ist;
zu einem Weg gehören auch die in seinem Zug befind-
lichen und dem Verkehr dienenden Anlagen, wie be-
sonders Brücken, Stützmauern, Futtermauern, Durch-
lässe, Gräben und Pflanzungen. Ob der Zustand eines
Weges mangelhaft ist, richtet sich danach, was nach
der Art des Weges, besonders nach seiner Widmung,
für seine Anlage und Betreuung angemessen und zu-
mutbar ist.

(3) Ist der mangelhafte Zustand durch Leute des
Haftpflichtigen verschuldet worden, so haften auch sie
nur bei Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit.

7. Durch ein Tier
§ 1320. (1) Wird jemand durch ein Tier beschädigt,

so ist derjenige dafür verantwortlich, der es dazu ange-
trieben, gereizt oder zu verwahren vernachlässigt hat.
Derjenige, der das Tier hält, ist verantwortlich, wenn
er nicht beweist, daß er für die erforderliche Verwah-
rung oder Beaufsichtigung gesorgt hatte.

(2) In der Alm- und Weidewirtschaft kann der Halter
bei Beurteilung der Frage, welche Verwahrung erfor-
derlich ist, auf anerkannte Standards der Tierhaltung
zurückgreifen. Andernfalls hat er die im Hinblick auf
die ihm bekannte Gefährlichkeit der Tiere, die ihm zu-
mutbaren Möglichkeiten zur Vermeidung solcher Ge-
fahren und die erwartbare Eigenverantwortung ande-
rer Personen gebotenen Maßnahmen zu ergreifen. Die
erwartbare Eigenverantwortung der Besucher von Al-
men und Weiden richtet sich nach den durch die Alm-
und Weidewirtschaft drohenden Gefahren, der Ver-
kehrsübung und anwendbaren Verhaltensregeln.

§ 1321. Wer auf seinem Grund und Boden fremdes
Vieh antrifft, ist deßwegen noch nicht berechtiget, es
zu töten. Er kann es durch anpassende Gewalt verja-
gen, oder wenn er dadurch Schaden gelitten hat, das
Recht der Privat-Pfändung über so viele Stücke Vie-
hes ausüben, als zu seiner Entschädigung hinreichet.
Doch muß er binnen acht Tagen sich mit dem Eigen-
thümer abfinden, oder seine Klage vor den Richter
bringen; widrigen Falls aber das gepfändete Vieh zu-
rückstellen.

§ 1322. Das gepfändete Vieh muß auch zurückge-
stellet werden, wenn der Eigenthümer eine andere an-
gemessene Sicherheit leistet.

Arten des Schadenersatzes.
§ 1323. Um den Ersatz eines verursachten Schadens

zu leisten, muß Alles in den vorigen Stand zurückver-
setzt, oder, wenn dieses nicht thunlich ist, der Schät-
zungswerth vergütet werden. Betrifft der Ersatz nur
den erlittenen Schaden, so wird er eigentlich eine
Schadloshaltung; wofern er sich aber auch auf den ent-
gangenen Gewinn und die Tilgung der verursachten
Beleidigung erstreckt, volle Genugthuung genannt.

§ 1324. In dem Falle eines aus böser Absicht oder
aus einer auffallenden Sorglosigkeit verursachten
Schadens ist der Beschädigte volle Genugthung
(Anm.: richtig: Genugthuung); in den übrigen Fällen
aber nur die eigentliche Schadloshaltung zu fordern
berechtiget. Hiernach ist in den Fällen, wo im Gesetze
der allgemeine Ausdruck: Ersatz, vorkommt, zu beurt-
heilen, welche Art des Ersatzes zu leisten sey.

Insbesondere

1) bey Verletzungen an dem Körper;
§ 1325. Wer jemanden an seinem Körper verletzet,

bestreitet die Heilungskosten des Verletzten; ersetzet
ihm den entgangenen, oder wenn der Beschädigte zum
Erwerb unfähig wird, auch den künftig entgehenden
Verdienst und bezahlt ihm auf Verlangen überdieß ein
den erhobenen Umständen angemessenes Schmerzen-
geld.

§ 1326. Ist die verletzte Person durch die Mißhand-
lung verunstaltet worden; so muß, zumahl wenn sie
weiblichen Geschlechtes ist, in so fern auf diesen Um-
stand Rücksicht genommen werden, als ihr besseres
Fortkommen dadurch verhindert werden kann.

§ 1327. Erfolgt aus einer körperlichen Verletzung
der Tod, so müssen nicht nur alle Kosten, sondern
auch den Hinterbliebenen, für deren Unterhalt der Ge-
tötete nach dem Gesetze zu sorgen hatte, das, was ih-
nen dadurch entgangen ist, ersetzt werden.

1a. an der geschlechtlichen Selbstbestimmung
§ 1328. Wer jemanden durch eine strafbare Hand-

lung oder sonst durch Hinterlist, Drohung oder Aus-
nutzung eines Abhängigkeits- oder Autoritätsverhält-
nisses zur Beiwohnung oder sonst zu geschlechtlichen
Handlungen mißbraucht, hat ihm den erlittenen Scha-
den und den entgangenen Gewinn zu ersetzen sowie
eine angemessene Entschädigung für die erlittene Be-
einträchtigung zu leisten.

1b. am Recht auf Wahrung der Privatsphäre
§ 1328a. (1) Wer rechtswidrig und schuldhaft in die

Privatsphäre eines Menschen eingreift oder Umstände
aus der Privatsphäre eines Menschen offenbart oder
verwertet, hat ihm den dadurch entstandenen Schaden
zu ersetzen. Bei erheblichen Verletzungen der Privat-
sphäre, etwa wenn Umstände daraus in einer Weise
verwertet werden, die geeignet ist, den Menschen in
der Öffentlichkeit bloßzustellen, umfasst der Ersatzan-
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spruch auch eine Entschädigung für die erlittene per-
sönliche Beeinträchtigung.

(2) Abs. 1 ist nicht anzuwenden, sofern eine Verlet-
zung der Privatsphäre nach besonderen Bestimmun-
gen zu beurteilen ist. Die Verantwortung für Verlet-
zungen der Privatsphäre durch Medien richtet sich al-
lein nach den Bestimmungen des Mediengesetzes,
BGBl. Nr. 314/1981, in der jeweils geltenden Fas-
sung.

2) an der persönlichen Freyheit;
§ 1329. Wer jemanden durch gewaltsame Entfüh-

rung, durch Privatgefangennehmung oder vorsätzlich
durch einen widerrechtlichen Arrest seiner Freiheit
beraubt, ist verpflichtet, dem Verletzten die vorige
Freiheit zu verschaffen und volle Genugtuung zu leis-
ten. Kann er ihm die Freiheit nicht mehr verschaffen,
so muß er den Hinterbliebenen, wie bei der Tötung,
Ersatz leisten.

3) an der Ehre;
§ 1330. (1) Wenn jemandem durch Ehrenbeleidi-

gung ein wirklicher Schade oder Entgang des Gewin-
nes verursacht worden ist, so ist er berechtigt, den Er-
satz zu fordern.

(2) Dies gilt auch, wenn jemand Tatsachen verbrei-
tet, die den Kredit, den Erwerb oder das Fortkommen
eines anderen gefährden und deren Unwahrheit er
kannte oder kennen mußte. In diesem Falle kann auch
der Widerruf und die Veröffentlichung desselben ver-
langt werden. Für eine nicht öffentlich vorgebrachte
Mitteilung, deren Unwahrheit der Mitteilende nicht
kennt, haftet er nicht, wenn er oder der Empfänger der
Mitteilung an ihr ein berechtigtes Interesse hatte.

4) an dem Vermögen.
§ 1331. Wird jemand an seinem Vermögen vorsätz-

lich oder durch auffallende Sorglosigkeit eines Ande-
ren beschädiget; so ist er auch den entgangenen Ge-
winn, und, wen der Schade vermittelst einer durch ein
Strafgesetz verbothenen Handlung oder aus Muthwil-
len und Schadenfreude verursachet worden ist, den
Werth der besonderen Vorliebe zu fordern berechtiget.

§ 1332. Der Schade, welcher aus einem minderen
Grade des Versehens oder der Nachlässigkeit verursa-
chet worden ist, wird nach dem gemeinen Werthe, den
die Sache zur Zeit der Beschädigung hatte, ersetzet.

§ 1332a. Wird ein Tier verletzt, so gebühren die tat-
sächlich aufgewendeten Kosten der Heilung oder der
versuchten Heilung auch dann, wenn sie den Wert des
Tieres übersteigen, soweit auch ein verständiger Tier-
halter in der Lage des Geschädigten diese Kosten auf-
gewendet hätte.

Besonders durch die Verzögerung der Zahlung.

Gesetzliche Zinsen und weitere Schäden
§ 1333. (1) Der Schaden, den der Schuldner seinem

Gläubiger durch die Verzögerung der Zahlung einer

Geldforderung zugefügt hat, wird durch die gesetzli-
chen Zinsen (§ 1000 Abs. 1) vergütet.

(2) Der Gläubiger kann außer den gesetzlichen Zin-
sen auch den Ersatz anderer, vom Schuldner verschul-
deter und ihm erwachsener Schäden geltend machen,
insbesondere die notwendigen Kosten zweckentspre-
chender außergerichtlicher Betreibungs- oder Einbrin-
gungsmaßnahmen, soweit diese in einem angemesse-
nen Verhältnis zur betriebenen Forderung stehen.

§ 1334. Eine Verzögerung fällt einem Schuldner zur
Last, wenn er den durch Gesetz oder Vertrag bestimm-
ten Zahlungstag nicht einhält. Sofern die Parteien
nicht anderes vereinbart haben, hat der Schuldner sei-
ne Leistung bei vertragsgemäßer Erbringung der Ge-
genleistung ohne unnötigen Aufschub nach der Er-
füllung durch den Gläubiger oder, wenn die Parteien
ein solches Verfahren vereinbart haben, nach der Ab-
nahme oder Überprüfung der Leistung des Gläubigers
oder, wenn die Forderung der Höhe nach noch nicht
feststeht, nach dem Eingang der Rechnung oder einer
gleichwertigen Zahlungsaufforderung zu erbringen.
Ist die Zahlungszeit sonst nicht bestimmt, so trägt der
Schuldner die Folgen der Zahlungsverzögerung, wenn
er sich nach dem Tag der gerichtlichen oder außerge-
richtlichen Einmahnung nicht mit dem Gläubiger ab-
gefunden hat.

§ 1335. Hat der Gläubiger die Zinsen ohne gericht-
liche Einmahnung bis auf den Betrag der Hauptschuld
steigen lassen, so erlischt das Recht, vom Kapital wei-
tere Zinsen zu fordern. Vom Tag der Streitanhängig-
keit an können jedoch neuerdings Zinsen verlangt
werden.

Bedingung des Vergütungsvertrages (Conventio-
nal-Strafe).

§ 1336. (1) Die vertragschließenden Teile können
eine besondere Übereinkunft treffen, daß auf den Fall
des entweder gar nicht oder nicht auf gehörige Art
oder zu spät erfüllten Versprechens ein bestimmter
Geld- oder anderer Betrag entrichtet werden solle
(§ 912). Der Schuldner erlangt mangels besonderer
Vereinbarung nicht das Recht, sich durch Bezahlung
des Vergütungsbetrages von der Erfüllung zu befreien.
Wurde die Konventionalstrafe für die Nichteinhaltung
der Erfüllungszeit oder des Erfüllungsortes verspro-
chen, so kann sie neben der Erfüllung gefordert wer-
den.

(2) In allen Fällen ist der Vergütungsbetrag, wenn er
vom Schuldner als übermäßig erwiesen wird, von dem
Richter, allenfalls nach Einvernehmung von Sachver-
ständigen, zu mäßigen.

(3) Der Gläubiger kann neben einer Konventional-
strafe den Ersatz eines diese übersteigenden Schadens
geltend machen. Ist der Schuldner ein Verbraucher im
Sinne des § 1 Abs. 1 Z 2 und Abs. 3 KSchG, so muss
dies im Einzelnen ausgehandelt werden.

Verbindlichkeit der Erben des Beschädigers.
§ 1337. Die Verbindlichkeit zum Ersatze des Scha-

dens und des entgangenen Gewinnes, oder zur Ent-
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richtung des bedungenen Vergütungsbetrages haftet
auf dem Vermögen, und geht auf die Erben über.

Rechtsmittel der Entschädigung.
§ 1338. Das Recht zum Schadenersatze muß in der

Regel, wie jedes andere Privat-Recht, bey dem ordent-
lichen Richter angebracht werden. Hat der Beschädi-
ger zugleich ein Strafgesetz übertreten; so trifft ihn
auch die verhängte Strafe. Die Verhandlung über den
Schadensersatz aber gehöret auch in diesem Falle, in
sofern sie nicht durch die Strafgesetze dem Strafge-
richte oder der politischen Behörde aufgetragen ist, zu
dem Civil-Gerichte.

§ 1340. Diese Behörden haben in dem Falle, daß
sich die Entschädigung unmittelbar bestimmen läßt,

sogleich darüber nach den in diesem Hauptstücke ert-
heilten Vorschriften zu erkennen. Wenn aber der Er-
satz des Schadens nicht unmittelbar bestimmt werden
kann, ist in dem Erkenntnisse überhaupt auszudrü-
cken, daß dem Beschädigtem die Entschädigung im
Wege Rechtens zu suchen vorbehalten bleibe. Dieser
Weg ist auch in Criminal-Fällen dem Beschädigten,
und in anderen Fällen beyden Theilen dann vorbehal-
ten, wenn sie mit der von der Strafbehörde erfolgten
Bestimmung des Ersatzes sich nicht befriedigen woll-
ten.

§ 1341. Gegen das Verschulden eines Richters be-
schwert man sich bey der höheren Behörde. Diese un-
tersuchet und beurtheilet die Beschwerde von Amts
wegen.
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Vierter Abschnitt

Strafbare Handlungen gegen die Ehre

Üble Nachrede
§ 111. (1) Wer einen anderen in einer für einen Drit-

ten wahrnehmbaren Weise einer verächtlichen Eigen-
schaft oder Gesinnung zeiht oder eines unehrenhaften
Verhaltens oder eines gegen die guten Sitten versto-
ßenden Verhaltens beschuldigt, das geeignet ist, ihn in
der öffentlichen Meinung verächtlich zu machen oder
herabzusetzen, ist mit Freiheitsstrafe bis zu sechs Mo-
naten oder mit Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen zu
bestrafen.

(2) Wer die Tat in einem Druckwerk, im Rundfunk
oder sonst auf eine Weise begeht, wodurch die üble
Nachrede einer breiten Öffentlichkeit zugänglich
wird, ist mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit
Geldstrafe bis zu 720 Tagessätzen zu bestrafen.

(3) Der Täter ist nicht zu bestrafen, wenn die Be-
hauptung als wahr erwiesen wird. Im Fall des Abs. 1
ist der Täter auch dann nicht zu bestrafen, wenn Um-
stände erwiesen werden, aus denen sich für den Täter
hinreichende Gründe ergeben haben, die Behauptung
für wahr zu halten.

Wahrheitsbeweis und Beweis des guten Glaubens
§ 112. Der Wahrheitsbeweis und der Beweis des gu-

ten Glaubens sind nur aufzunehmen, wenn sich der
Täter auf die Richtigkeit der Behauptung oder auf sei-
nen guten Glauben beruft. Über Tatsachen des Privat-
oder Familienlebens und über strafbare Handlungen,
die nur auf Verlangen eines Dritten verfolgt werden,
sind der Wahrheitsbeweis und der Beweis des guten
Glaubens nicht zuzulassen.

Vorwurf einer schon abgetanen gerichtlich straf-
baren Handlung

§ 113. Wer einem anderen in einer für einen Dritten
wahrnehmbaren Weise eine strafbare Handlung vor-
wirft, für die die Strafe schon vollzogen oder wenn
auch nur bedingt nachgesehen oder nachgelassen oder
für die der Ausspruch der Strafe vorläufig aufgescho-
ben worden ist, ist mit Freiheitsstrafe bis zu drei Mo-
naten oder mit Geldstrafe bis zu 180 Tagessätzen zu
bestrafen.

Straflosigkeit wegen Ausübung eines Rechtes oder
Nötigung durch besondere Umstände

§ 114. (1) Wird durch eine im § 111 oder im § 113
genannte Handlung eine Rechtspflicht erfüllt oder ein
Recht ausgeübt, so ist die Tat gerechtfertigt.

(2) Wer durch besondere Umstände genötigt ist, eine
dem § 111 oder dem § 113 entsprechende Behauptung
in der Form und auf die Weise vorzubringen, wie es
geschieht, ist nicht zu bestrafen, es sei denn, daß die
Behauptung unrichtig ist und der Täter sich dessen bei
Aufwendung der nötigen Sorgfalt (§ 6) hätte bewußt
sein können.

Beleidigung
§ 115. (1) Wer öffentlich oder vor mehreren Leuten

einen anderen beschimpft, verspottet, am Körper miß-
handelt oder mit einer körperlichen Mißhandlung be-
droht, ist, wenn er deswegen nicht nach einer anderen
Bestimmung mit strengerer Strafe bedroht ist, mit
Freiheitsstrafe bis zu drei Monaten oder mit Geldstra-
fe bis zu 180 Tagessätzen zu bestrafen.

(2) Eine Handlung wird vor mehreren Leuten began-
gen, wenn sie in Gegenwart von mehr als zwei vom
Täter und vom Angegriffenen verschiedenen Personen
begangen wird und diese sie wahrnehmen können.

(3) Wer sich nur durch Entrüstung über das Verhal-
ten eines anderen dazu hinreißen läßt, ihn in einer den
Umständen nach entschuldbaren Weise zu beschimp-
fen, zu verspotten, zu mißhandeln oder mit Mißhand-
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lungen zu bedrohen, ist entschuldigt, wenn seine Ent-
rüstung, insbesondere auch im Hinblick auf die seit ih-
rem Anlaß verstrichene Zeit, allgemein begreiflich ist.
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Bundesgesetz, mit dem bestimmte rechtliche Aspekte des elektronischen Geschäfts- und Rechtsverkehrs
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1. Abschnitt

Anwendungsbereich und Begriffsbestimmungen

Anwendungsbereich
§ 1. (1) Dieses Bundesgesetz regelt einen rechtli-

chen Rahmen für bestimmte Aspekte des elektroni-
schen Geschäfts- und Rechtsverkehrs. Es behandelt
die Zulassung von Diensteanbietern, deren Informati-
onspflichten, den Abschluss von Verträgen, die Ver-
antwortlichkeit von Diensteanbietern, das Herkunfts-
landprinzip und die Zusammenarbeit mit anderen Mit-
gliedstaaten im elektronischen Geschäfts- und Rechts-
verkehr.

(2) Die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes über
das Herkunftslandprinzip (§§ 20 bis 23) und die Zu-
sammenarbeit mit anderen Mitgliedstaaten (§ 25) sind
nur auf den Verkehr von Diensten der Informations-
gesellschaft innerhalb des Europäischen Wirtschafts-
raums anzuwenden.

§ 2. Dieses Bundesgesetz lässt Belange des Abga-
benwesens, des Datenschutzes und des Kartellrechts
unberührt.

Begriffsbestimmungen
§ 3. Im Sinne dieses Bundesgesetzes bedeuten:

1. Dienst der Informationsgesellschaft: ein in der
Regel gegen Entgelt elektronisch im Fernabsatz auf
individuellen Abruf des Empfängers bereitgestellter
Dienst (§ 1 Abs. 1 Z 2 Notifikationsgesetz 1999),
insbesondere der Online-Vertrieb von Waren und
Dienstleistungen, Online-Informationsangebote, die
Online-Werbung, elektronische Suchmaschinen und
Datenabfragemöglichkeiten sowie Dienste, die In-
formationen über ein elektronisches Netz übermit-

teln, die den Zugang zu einem solchen vermitteln
oder die Informationen eines Nutzers speichern;

2. Diensteanbieter: eine natürliche oder juristische
Person oder sonstige rechtsfähige Einrichtung, die
einen Dienst der Informationsgesellschaft bereit-
stellt;

3. niedergelassener Diensteanbieter: ein Dienstean-
bieter, der eine Wirtschaftstätigkeit mittels einer
festen Einrichtung auf unbestimmte Zeit tatsächlich
ausübt, wobei das Vorhandensein und die Nutzung
von technischen Mitteln und Technologien, die zur
Bereitstellung des Dienstes erforderlich sind, für
sich allein noch keine Niederlassung des Dienstean-
bieters begründen;

4. Nutzer: eine natürliche oder juristische Person oder
sonstige rechtsfähige Einrichtung, die zu berufli-
chen oder sonstigen Zwecken einen Dienst der In-
formationsgesellschaft in Anspruch nimmt, insbe-
sondere um Informationen zu erlangen oder Infor-
mationen zugänglich zu machen;

5. Verbraucher: eine natürliche Person, die zu Zwe-
cken handelt, die nicht zu ihren gewerblichen, ge-
schäftlichen oder beruflichen Tätigkeiten gehören;

6. kommerzielle Kommunikation: Werbung und an-
dere Formen der Kommunikation, die der unmittel-
baren oder mittelbaren Förderung des Absatzes von
Waren und Dienstleistungen oder des Erscheinungs-
bildes eines Unternehmens dienen, ausgenommen

a) Angaben, die einen direkten Zugang zur Tä-
tigkeit des Unternehmens ermöglichen, etwa
ein Domain-Name oder eine elektronische
Postadresse, sowie
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b) unabhängig und insbesondere ohne finanzielle
Gegenleistung gemachte Angaben über Wa-
ren, Dienstleistungen oder das Erscheinungs-
bild eines Unternehmens;

7. Mitgliedstaat: ein Mitgliedstaat der Europäischen
Gemeinschaft oder des Abkommens über den Euro-
päischen Wirtschaftsraum;

8. koordinierter Bereich: die allgemein oder beson-
ders für Dienste der Informationsgesellschaft und
für Diensteanbieter geltenden Rechtsvorschriften
über die Aufnahme und die Ausübung einer solchen
Tätigkeit, insbesondere Rechtsvorschriften über die
Qualifikation und das Verhalten der Diensteanbie-
ter, über die Genehmigung oder Anmeldung sowie
die Qualität und den Inhalt der Dienste der Infor-
mationsgesellschaft - einschließlich der für die Wer-
bung und für Verträge geltenden Bestimmungen -
und über die rechtliche Verantwortlichkeit der
Diensteanbieter.

2. Abschnitt

Zulassung von Diensten der Informationsgesell-
schaft

Zulassungsfreiheit
§ 4. (1) Die Aufnahme und die Ausübung der Tä-

tigkeit eines Diensteanbieters bedürfen keiner geson-
derten behördlichen Zulassung, Bewilligung, Geneh-
migung oder Konzession oder sonstigen Anforderung
gleicher Wirkung.

(2) Rechtsvorschriften, die die Zulässigkeit der Auf-
nahme oder Ausübung einer geschäftlichen, gewerb-
lichen oder beruflichen Tätigkeit regeln und nicht be-
sonders und ausschließlich für Dienste der Informa-
tionsgesellschaft oder deren Anbieter gelten, bleiben
unberührt. Gleiches gilt für Rechtsvorschriften über
die Anzeige- oder Konzessionspflicht von Telekom-
munikationsdiensten.

3. Abschnitt

Informationspflichten

Allgemeine Informationen
§ 5. (1) Ein Diensteanbieter hat den Nutzern ständig

zumindest folgende Informationen leicht und unmit-
telbar zugänglich zur Verfügung zu stellen:

1. seinen Namen oder seine Firma;

2. die geografische Anschrift, unter der er niedergelas-
sen ist;

3. Angaben, auf Grund deren die Nutzer mit ihm rasch
und unmittelbar in Verbindung treten können, ein-
schließlich seiner elektronischen Postadresse;

4. sofern vorhanden, die Firmenbuchnummer und das
Firmenbuchgericht;

5. soweit die Tätigkeit einer behördlichen Aufsicht un-
terliegt, die für ihn zuständige Aufsichtsbehörde;

6. bei einem Diensteanbieter, der gewerbe- oder be-
rufsrechtlichen Vorschriften unterliegt, die Kam-
mer, den Berufsverband oder eine ähnliche Einrich-
tung, der er angehört, die Berufsbezeichnung und
den Mitgliedstaat, in dem diese verliehen worden
ist, sowie einen Hinweis auf die anwendbaren ge-
werbe- oder berufsrechtlichen Vorschriften und den
Zugang zu diesen;

7. sofern vorhanden, die Umsatzsteuer-Identifikati-
onsnummer.
(2) Sofern in Diensten der Informationsgesellschaft

Preise angeführt werden, sind diese so auszuzeichnen,
dass sie ein durchschnittlich aufmerksamer Betrachter
leicht lesen und zuordnen kann. Es muss eindeutig er-
kennbar sein, ob die Preise einschließlich der Umsatz-
steuer sowie aller sonstigen Abgaben und Zuschläge
ausgezeichnet sind (Bruttopreise) oder nicht. Darüber
hinaus ist auch anzugeben, ob Versandkosten enthal-
ten sind.

(3) Sonstige Informationspflichten bleiben unbe-
rührt.

Informationen über kommerzielle Kommunikati-
on

§ 6. (1) Ein Diensteanbieter hat dafür zu sorgen,
dass eine kommerzielle Kommunikation, die Bestand-
teil eines Dienstes der Informationsgesellschaft ist
oder einen solchen Dienst darstellt, klar und eindeutig

1. als solche erkennbar ist,

2. die natürliche oder juristische Person, die die kom-
merzielle Kommunikation in Auftrag gegeben hat,
erkennen lässt,

3. Angebote zur Absatzförderung wie etwa Zugaben
und Geschenke als solche erkennen lässt und einen
einfachen Zugang zu den Bedingungen für ihre In-
anspruchnahme enthält sowie

4. Preisausschreiben und Gewinnspiele als solche er-
kennen lässt und einen einfachen Zugang zu den
Teilnahmebedingungen enthält.
(2) Sonstige Informationspflichten für kommerzielle

Kommunikation sowie Rechtsvorschriften über die
Zulässigkeit von Angeboten zur Absatzförderung und
von Preisausschreiben und Gewinnspielen bleiben un-
berührt.

Nicht angeforderte kommerzielle Kommunikation
§ 7. (1) Ein Diensteanbieter, der eine kommerzielle

Kommunikation zulässigerweise ohne vorherige Zu-
stimmung des Empfängers mittels elektronischer Post
versendet, hat dafür zu sorgen, dass die kommerzielle
Kommunikation bei ihrem Eingang beim Nutzer klar
und eindeutig als solche erkennbar ist.

(2) Die Rundfunk und Telekom Regulierungs-
GmbH (RTR-GmbH) hat eine Liste zu führen, in die
sich diejenigen Personen und Unternehmen kostenlos
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eintragen können, die für sich die Zusendung kom-
merzieller Kommunikation im Weg der elektronischen
Post ausgeschlossen haben. Die in Abs. 1 genannten
Diensteanbieter haben diese Liste zu beachten.

(3) Rechtsvorschriften über die Zulässigkeit und
Unzulässigkeit der Übermittlung kommerzieller Kom-
munikation im Weg der elektronischen Post bleiben
unberührt.

Kommerzielle Kommunikation für Angehörige ge-
regelter Berufe

§ 8. (1) Für Diensteanbieter, die berufsrechtlichen
Vorschriften unterliegen, ist eine kommerzielle Kom-
munikation, die Bestandteil eines von ihnen bereitge-
stellten Dienstes der Informationsgesellschaft ist oder
einen solchen darstellt, zulässig.

(2) Berufsrechtliche Vorschriften, die kommerzielle
Kommunikation für die Angehörigen dieser Berufe
insbesondere zur Wahrung der Unabhängigkeit, Wür-
de und Ehre des Berufs, zur Sicherung des Berufsge-
heimnisses und zur Einhaltung eines lauteren Verhal-
tens gegenüber Kunden und anderen Berufsangehöri-
gen einschränken, bleiben unberührt.

4. Abschnitt

Abschluss von Verträgen

Informationen für Vertragsabschlüsse
§ 9. (1) Ein Diensteanbieter hat einen Nutzer vor

Abgabe seiner Vertragserklärung (Vertragsanbot oder
-annahme) über folgende Belange klar, verständlich
und eindeutig zu informieren:

1. die einzelnen technischen Schritte, die zu seiner
Vertragserklärung und zum Vertragsabschluss füh-
ren;

2. den Umstand, ob der Vertragstext nach Vertragsab-
schluss vom Diensteanbieter gespeichert wird sowie
gegebenenfalls den Zugang zu einem solchen Ver-
tragstext;

3. die technischen Mittel zur Erkennung und Berichti-
gung von Eingabefehlern vor Abgabe der Vertrags-
erklärung sowie

4. die Sprachen, in denen der Vertrag abgeschlossen
werden kann.
(2) Ein Diensteanbieter hat die freiwilligen Verhal-

tenskodizes, denen er sich unterwirft, und den elektro-
nischen Zugang zu diesen Kodizes anzugeben.

(3) Die Informationspflichten nach den Abs. 1 und
2 können nicht zum Nachteil von Verbrauchern abbe-
dungen werden. Sie gelten nicht für Verträge, die aus-
schließlich im Weg der elektronischen Post oder eines
damit vergleichbaren individuellen Kommunikations-
mittels abgeschlossen werden.

(4) Sonstige Informationspflichten des Dienstean-
bieters bleiben unberührt.

Abgabe einer Vertragserklärung
§ 10. (1) Ein Diensteanbieter hat dem Nutzer ange-

messene, wirksame und zugängliche technische Mittel
zur Verfügung zu stellen, mit denen dieser Eingabe-
fehler vor der Abgabe seiner Vertragserklärung erken-
nen und berichtigen kann.

(2) Ein Diensteanbieter hat dem Nutzer den Zugang
einer elektronischen Vertragserklärung unverzüglich
elektronisch zu bestätigen.

(3) Die Verpflichtungen des Diensteanbieters nach
den Abs. 1 und 2 können nicht zum Nachteil von Ver-
brauchern abbedungen werden. Sie gelten nicht für
Verträge, die ausschließlich im Weg der elektroni-
schen Post oder eines damit vergleichbaren indivi-
duellen elektronischen Kommunikationsmittels abge-
schlossen werden.

Vertragsbestimmungen und Geschäftsbedingun-
gen

§ 11. Ein Diensteanbieter hat die Vertragsbestim-
mungen und die allgemeinen Geschäftsbedingungen
dem Nutzer so zur Verfügung zu stellen, dass er sie
speichern und wiedergeben kann. Diese Verpflichtung
kann nicht zum Nachteil des Nutzers abbedungen wer-
den.

Zugang elektronischer Erklärungen
§ 12. Elektronische Vertragserklärungen, andere

rechtlich erhebliche elektronische Erklärungen und
elektronische Empfangsbestätigungen gelten als zuge-
gangen, wenn sie die Partei, für die sie bestimmt sind,
unter gewöhnlichen Umständen abrufen kann. Diese
Regelung kann nicht zum Nachteil von Verbrauchern
abbedungen werden.

5. Abschnitt

Verantwortlichkeit von Diensteanbietern

Ausschluss der Verantwortlichkeit bei Durchlei-
tung

§ 13. (1) Ein Diensteanbieter, der von einem Nutzer
eingegebene Informationen in einem Kommunikati-
onsnetz übermittelt oder den Zugang zu einem Kom-
munikationsnetz vermittelt, ist für die übermittelten
Informationen nicht verantwortlich, sofern er

1. die Übermittlung nicht veranlasst,

2. den Empfänger der übermittelten Informationen
nicht auswählt und

3. die übermittelten Informationen weder auswählt
noch verändert.
(2) Die Übermittlung von Informationen und die

Vermittlung des Zugangs im Sinn des Abs. 1 umfassen
auch die automatische kurzzeitige Zwischenspeiche-
rung der übermittelten Informationen, soweit diese
Zwischenspeicherung nur der Durchführung der Über-
mittlung im Kommunikationsnetz dient und die Infor-

§ 8 - § 13 | 4. ECG

- 35 -

ECG



mation nicht länger gespeichert wird, als es für die
Übermittlung üblicherweise erforderlich ist.

Ausschluss der Verantwortlichkeit bei Suchma-
schinen

§ 14. (1) Ein Diensteanbieter, der Nutzern eine
Suchmaschine oder andere elektronische Hilfsmittel
zur Suche nach fremden Informationen bereitstellt, ist
für die abgefragten Informationen nicht verantwort-
lich, sofern er

1. die Übermittlung der abgefragten Informationen
nicht veranlasst,

2. den Empfänger der abgefragten Informationen nicht
auswählt und

3. die abgefragten Informationen weder auswählt noch
verändert.
(2) Abs. 1 ist nicht anzuwenden, wenn die Person,

von der die abgefragten Informationen stammen, dem
Diensteanbieter untersteht oder von ihm beaufsichtigt
wird.

Ausschluss der Verantwortlichkeit bei Zwischen-
speicherungen (Caching)

§ 15. Ein Diensteanbieter, der von einem Nutzer ein-
gegebene Informationen in einem Kommunikations-
netz übermittelt, ist für eine automatische, zeitlich be-
grenzte Zwischenspeicherung, die nur der effiziente-
ren Gestaltung der auf Abruf anderer Nutzer erfolgen-
den Informationsübermittlung dient, nicht verantwort-
lich, sofern er

1. die Information nicht verändert,

2. die Bedingungen für den Zugang zur Information
beachtet,

3. die Regeln für die Aktualisierung der Information,
die in allgemein anerkannten und verwendeten In-
dustriestandards festgelegt sind, beachtet,

4. die zulässige Anwendung von Technologien zur
Sammlung von Daten über die Nutzung der Infor-
mation, die in allgemein anerkannten und verwen-
deten Industriestandards festgelegt sind, nicht be-
einträchtigt und

5. unverzüglich eine von ihm gespeicherte Informati-
on entfernt oder den Zugang zu ihr sperrt, sobald
er tatsächliche Kenntnis davon erhalten hat, dass
die Information am ursprünglichen Ausgangsort der
Übertragung aus dem Netz entfernt oder der Zugang
zu ihr gesperrt wurde oder dass ein Gericht oder ei-
ne Verwaltungsbehörde die Entfernung oder Sperre
angeordnet hat.

Ausschluss der Verantwortlichkeit bei Speiche-
rung fremder Inhalte (Hosting)

§ 16. (1) Ein Diensteanbieter, der von einem Nutzer
eingegebene Informationen speichert, ist für die im
Auftrag eines Nutzers gespeicherten Informationen
nicht verantwortlich, sofern er

1. von einer rechtswidrigen Tätigkeit oder Information
keine tatsächliche Kenntnis hat und sich in Bezug
auf Schadenersatzansprüche auch keiner Tatsachen
oder Umstände bewusst ist, aus denen eine rechts-
widrige Tätigkeit oder Information offensichtlich
wird, oder,

2. sobald er diese Kenntnis oder dieses Bewusstsein
erhalten hat, unverzüglich tätig wird, um die Infor-
mation zu entfernen oder den Zugang zu ihr zu sper-
ren.
(2) Abs. 1 ist nicht anzuwenden, wenn der Nutzer

dem Diensteanbieter untersteht oder von ihm beauf-
sichtigt wird.

Ausschluss der Verantwortlichkeit bei Links
§ 17. (1) Ein Diensteanbieter, der mittels eines elek-

tronischen Verweises einen Zugang zu fremden Infor-
mationen eröffnet, ist für diese Informationen nicht
verantwortlich,

1. sofern er von einer rechtswidrigen Tätigkeit oder In-
formation keine tatsächliche Kenntnis hat und sich
in Bezug auf Schadenersatzansprüche auch keiner
Tatsachen oder Umstände bewusst ist, aus denen ei-
ne rechtswidrige Tätigkeit oder Information offen-
sichtlich wird, oder,

2. sobald er diese Kenntnis oder dieses Bewusstsein
erlangt hat, unverzüglich tätig wird, um den elektro-
nischen Verweis zu entfernen.
(2) Abs. 1 ist nicht anzuwenden, wenn die Person,

von der die Informationen stammen, dem Dienstean-
bieter untersteht oder von ihm beaufsichtigt wird oder
der Diensteanbieter die fremden Informationen als sei-
ne eigenen darstellt.

Umfang der Pflichten der Diensteanbieter
§ 18. (1) Die in den §§ 13 bis 17 genannten Dienste-

anbieter sind nicht verpflichtet, die von ihnen gespei-
cherten, übermittelten oder zugänglich gemachten In-
formationen allgemein zu überwachen oder von sich
aus nach Umständen zu forschen, die auf rechtswidri-
ge Tätigkeiten hinweisen.

(2) Die in den §§ 13 und 16 genannten Dienstean-
bieter haben auf Grund der Anordnung eines dazu ge-
setzlich befugten inländischen Gerichtes diesem alle
Informationen zu übermitteln, an Hand deren die Nut-
zer ihres Dienstes, mit denen sie Vereinbarungen über
die Übermittlung oder Speicherung von Informationen
abgeschlossen haben, zur Verhütung, Ermittlung, Auf-
klärung oder Verfolgung gerichtlich strafbarer Hand-
lungen ermittelt werden können.

(3) Die in § 16 genannten Diensteanbieter haben auf
Grund der Anordnung einer Verwaltungsbehörde die-
ser den Namen und die Adressen der Nutzer ihres
Dienstes, mit denen sie Vereinbarungen über die Spei-
cherung von Informationen abgeschlossen haben, zu
übermitteln, sofern die Kenntnis dieser Informationen
eine wesentliche Voraussetzung der Wahrnehmung der
der Behörde übertragenen Aufgaben bildet.
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(4) Die in § 16 genannten Diensteanbieter haben den
Namen und die Adresse eines Nutzers ihres Diens-
tes, mit dem sie Vereinbarungen über die Speicherung
von Informationen abgeschlossen haben, auf Verlan-
gen dritten Personen zu übermitteln, sofern diese ein
überwiegendes rechtliches Interesse an der Feststel-
lung der Identität eines Nutzers und eines bestimmten
rechtswidrigen Sachverhalts sowie überdies glaubhaft
machen, dass die Kenntnis dieser Informationen eine
wesentliche Voraussetzung für die Rechtsverfolgung
bildet.

(5) Sonstige Auskunfts- und Mitwirkungspflichten
der Diensteanbieter gegenüber Behörden oder Gerich-
ten bleiben unberührt.

Weitergehende Vorschriften
§ 19. (1) Die §§ 13 bis 18 lassen gesetzliche Vor-

schriften, nach denen ein Gericht oder eine Behörde
dem Diensteanbieter die Unterlassung, Beseitigung
oder Verhinderung einer Rechtsverletzung auftragen
kann, unberührt.

(2) Abs. 1 sowie die §§ 13 bis 18 sind auch auf
Anbieter anzuwenden, die unentgeltlich elektronische
Dienste bereitstellen.

6. Abschnitt

Herkunftslandprinzip und Ausnahmen

Herkunftslandprinzip
§ 20. (1) Im koordinierten Bereich (§ 3 Z 8) richten

sich die rechtlichen Anforderungen an einen in einem
Mitgliedstaat niedergelassenen Diensteanbieter nach
dem Recht dieses Staats.

(2) Der freie Verkehr der Dienste der Informations-
gesellschaft aus einem anderen Mitgliedstaat darf vor-
behaltlich der §§ 21 bis 23 nicht auf Grund inländi-
scher Rechtsvorschriften eingeschränkt werden, die in
den koordinierten Bereich fallen.

Ausnahmen vom Herkunftslandprinzip
§ 21. Das Herkunftslandprinzip ist in folgenden Be-

reichen nicht anzuwenden:

1. Belange des Urheberrechts und verwandter
Schutzrechte, der gewerblichen Schutzrechte so-
wie des Datenbank- und Halbleiterschutzes;

2. die Ausgabe elektronischen Geldes durch Institute,
auf die die Mitgliedstaaten eine der in Art. 8
Abs. 1 der Richtlinie 2000/46/EG, ABl. Nr. L 275
vom 27. Oktober 2000, S 39, vorgesehenen Aus-
nahmen angewendet haben;

3. Rechtsvorschriften über die Werbung für Invest-
mentfonds und andere Organismen für gemeinsa-
me Anlagen von Wertpapieren im Vertriebsstaat;

4. die in Titel I Kapitel VIII und in Art. 179 und
Art. 181 Abs. 2 der Richtlinie 2009/138/EG be-
treffend die Aufnahme und Ausübung der Versi-
cherungs- und Rückversicherungstätigkeit (Solva-

bilität II) (Neufassung), ABl. Nr. L 335 vom
17.12.2009 S. 1, zuletzt geändert durch die Richt-
linie 2014/51/EU, ABl. Nr. L 153 vom 22.05.2014
S. 1, sowie die in Art. 7 der Verordnung (EG)
Nr. 593/2008 über das auf vertragliche Schuldver-
hältnisse anzuwendende Recht (Rom I), ABl. L
Nr. 177 vom 04.07.2008 S. 6, berichtigt durch
ABl. Nr. L 309 vom 24.11.2009 S. 87, enthaltenen
Rechtsvorschriften über die freie Niederlassung
und den freien Dienstleistungsverkehr von Versi-
cherungsunternehmen im Europäischen Wirt-
schaftsraum, über die Verpflichtungen von Versi-
cherungsunternehmen zur Vorlage der Bedingun-
gen für eine Pflichtversicherung an die zuständige
Aufsichtsbehörde sowie über das anwendbare
Recht bei Nicht-Lebens- und Lebensversiche-
rungsverträgen, die in einem Mitgliedstaat gelege-
ne Risiken decken;

5. die Freiheit der Parteien eines Vertrags zur Rechts-
wahl;

6. vertragliche Schuldverhältnisse in Bezug auf Ver-
braucherverträge einschließlich der gesetzlichen
Informationspflichten, die einen bestimmenden
Einfluss auf die Entscheidung zum Vertragsab-
schluss haben;

7. die Rechtswirksamkeit von Verträgen zur Begrün-
dung oder Übertragung von Rechten an Immobili-
en, sofern diese Verträge nach dem Recht des Mit-
gliedstaats, in dem sich die Immobilie befindet,
zwingenden Formvorschriften unterliegen;

8. die Zulässigkeit nicht angeforderter Werbung und
anderer Maßnahmen zur Absatzförderung im Weg
der elektronischen Post;

9. die Tätigkeit von Notaren und die Tätigkeit von
Angehörigen gleichwertiger Berufe, soweit diese
öffentlich-rechtliche Befugnisse ausüben;

10. die Vertretung einer Partei und die Verteidigung
ihrer Interessen vor den Gerichten, vor unabhän-
gigen Verwaltungssenaten oder vor Behörden im
Sinne des Art. 133 Z 4
B-VG;

11. Gewinn- und Glücksspiele, bei denen ein Einsatz,
der einen Geldwert darstellt, zu leisten ist, ein-
schließlich von Lotterien und Wetten;

12. Rechtsvorschriften über Waren, wie etwa Sicher-
heitsnormen, Kennzeichnungspflichten, Verbote
und Einschränkungen der Innehabung oder des
Besitzes, sowie über die Haftung für fehlerhafte
Waren;

13. Rechtsvorschriften über die Lieferung von Waren
einschließlich der Lieferung von Arzneimitteln
und

14. Rechtsvorschriften über Dienstleistungen, die
nicht elektronisch erbracht werden.
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Abweichungen vom Herkunftslandprinzip
§ 22. (1) Ein Gericht oder eine Verwaltungsbehörde

kann im Rahmen seiner bzw. ihrer gesetzlichen Be-
fugnisse abweichend vom Herkunftslandprinzip Maß-
nahmen ergreifen, die den freien Verkehr der Dienste
der Informationsgesellschaft aus einem anderen Mit-
gliedstaat einschränken. Solche Maßnahmen müssen
jedoch zum Schutz eines der in Abs. 2 genannten
Rechtsgüter erforderlich sein. Sie dürfen sich nur ge-
gen einen Diensteanbieter richten, der eines dieser
Rechtsgüter beeinträchtigt oder ernstlich und schwer-
wiegend zu beeinträchtigen droht. Auch müssen sie in
einem angemessenen Verhältnis zu den damit verfolg-
ten Zielen stehen.

(2) Der freie Verkehr der Dienste der Informations-
gesellschaft aus einem anderen Mitgliedstaat kann nur
aus folgenden Gründen eingeschränkt werden:

1. Schutz der öffentlichen Ordnung, etwa zur Verhü-
tung, Ermittlung, Aufklärung oder Verfolgung straf-
barer Handlungen, einschließlich des Jugendschut-
zes und der Bekämpfung der Hetze aus Gründen der
Rasse, des Geschlechts, des Glaubens oder der Na-
tionalität;

2. Schutz der Würde einzelner Menschen;

3. Schutz der öffentlichen Gesundheit;

4. Schutz der öffentlichen Sicherheit einschließlich
der Wahrung nationaler Sicherheits- und Verteidi-
gungsinteressen und

5. Schutz der Verbraucher einschließlich des Schutzes
der Anleger.
§ 23. (1) Eine Verwaltungsbehörde hat ihre Absicht

zur Ergreifung von Maßnahmen, die den freien Ver-
kehr von Diensten der Informationsgesellschaft aus
einem anderen Mitgliedstaat einschränken, der Euro-
päischen Kommission und der zuständigen Stelle des
anderen Staates mitzuteilen und diese aufzufordern,
geeignete Maßnahmen gegen den Diensteanbieter zu
veranlassen. Die Behörde kann die von ihr beabsich-
tigten Maßnahmen erst durchführen, wenn die zustän-
dige Stelle des anderen Mitgliedstaats dieser Auffor-
derung nicht innerhalb angemessener Frist Folge ge-
leistet hat oder die von ihr ergriffenen Maßnahmen un-
zulänglich sind.

(2) Bei Gefahr im Verzug kann die Verwaltungsbe-
hörde die von ihr beabsichtigten Maßnahmen auch oh-
ne Verständigung der Kommission und Aufforderung
der zuständigen Stelle des anderen Mitgliedstaats er-
lassen. In diesem Fall hat sie die von ihr ergriffene
Maßnahme unverzüglich der Kommission und der zu-
ständigen Stelle unter Angabe der Gründe für die An-
nahme von Gefahr im Verzug mitzuteilen.

(3) Die Abs. 1 und 2 sind auf gerichtliche Verfahren
nicht anzuwenden.

7. Abschnitt

Transparenz und Verbindung mit anderen Mit-
gliedstaaten

Transparenz
§ 24. (1) Der Bundesminister für Justiz hat die ihm

bekannt gewordenen wesentlichen gerichtlichen oder
verwaltungsbehördlichen Entscheidungen im Zusam-
menhang mit Diensten der Informationsgesellschaft
der Europäischen Kommission bekannt zu geben.

(2) Der Bundesminister für Justiz hat im Internet In-
formationen über

1. die vertraglichen Rechte und Pflichten der Nutzer
sowie über die bei Streitfällen verfügbaren Be-
schwerde- und Rechtsschutzverfahren einschließ-
lich der praktischen Aspekte dieser Verfahren und

2. die Anschriften von Behörden, Körperschaften öf-
fentlichen Rechts und anderer Stellen, bei denen die
Nutzer oder Diensteanbieter weitere Informationen
oder praktische Unterstützung erhalten können,

zu veröffentlichen.

Verbindungsstelle
§ 25. (1) Der Bundesminister für Justiz hat als Ver-

bindungsstelle mit den zuständigen Stellen anderer
Mitgliedstaaten und der Europäischen Kommission
zusammenzuarbeiten. Er hat den an ihn gelangten
Auskunftsbegehren anderer Mitgliedstaaten und der
Kommission zu entsprechen und die nicht in seinen
Wirkungsbereich fallenden Ersuchen um Amts- oder
Rechtshilfe oder Auskünfte an die zuständigen Ge-
richte oder Verwaltungsbehörden weiterzuleiten.

(2) Der Bundesminister für Justiz hat die Anschrif-
ten der ihm bekannt gegebenen Verbindungsstellen
anderer Mitgliedstaaten im Internet zu veröffentli-
chen.

8. Abschnitt

Strafbestimmungen

Verwaltungsübertretungen
§ 26. (1) Ein Diensteanbieter begeht eine Verwal-

tungsübertretung und ist mit Geldstrafe bis zu
3 000 Euro zu bestrafen, wenn er

1. gegen seine allgemeinen Informationspflichten
nach § 5 Abs. 1 verstößt,

2. gegen seine Informationspflichten für kommerzielle
Kommunikation nach § 6 verstößt,

3. gegen seine Informationspflichten für Vertragsab-
schlüsse nach § 9 Abs. 1 verstößt oder entgegen § 9
Abs. 2 keinen elektronischen Zugang zu den frei-
willigen Verhaltenskodizes, denen er sich unter-
wirft, angibt,
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4. entgegen § 10 Abs. 1 keine technischen Mittel zur
Erkennung und Berichtigung von Eingabefehlern
zur Verfügung stellt oder

5. entgegen § 11 die Vertragsbestimmungen und die
allgemeinen Geschäftsbedingungen nicht so zur
Verfügung stellt, dass sie der Nutzer speichern und
wiedergeben kann.
(2) Eine Verwaltungsübertretung nach Abs. 1 liegt

nicht vor, wenn die Tat den Tatbestand einer gericht-
lich strafbaren Handlung bildet oder nach anderen
Verwaltungsstrafbestimmungen mit strengerer Strafe
bedroht ist.

Tätige Reue
§ 27. (1) Die Behörde kann einen Diensteanbieter,

der die Verpflichtungen nach diesem Bundesgesetz
verletzt, darauf hinweisen und ihm auftragen, den ge-
setzmäßigen Zustand innerhalb einer von ihr festge-
legten angemessenen Frist herzustellen. Dabei hat sie
ihn auf die mit einer solchen Aufforderung verbunde-
nen Rechtsfolgen hinzuweisen.

(2) Ein Diensteanbieter ist wegen einer Verwal-
tungsübertretung nach § 26 Abs. 1 nicht zu bestrafen,
wenn er den gesetzmäßigen Zustand innerhalb der von
der Behörde gesetzten Frist herstellt.

9. Abschnitt

Vollzugs- und Schlussbestimmungen

In-Kraft-Treten
§ 28. (1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jänner

2002 in Kraft.

(2) § 21 Z 4 in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBl. I Nr. 34/2015 tritt mit 1. Jänner 2016 in Kraft.

Verweise auf andere Bundesgesetze
§ 29. Soweit in diesem Bundesgesetz auf Bestim-

mungen anderer Bundesgesetze verwiesen wird, sind
diese in ihrer jeweils geltenden Fassung anzuwenden.

Vollzug
§ 30. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes

sind hinsichtlich des § 7 der Bundesminister für Ver-
kehr, Innovation und Technologie, hinsichtlich der
§§ 24 und 25 der Bundesminister für Justiz sowie hin-
sichtlich der übrigen Bestimmungen der Bundesminis-
ter für Justiz und der Bundesminister für Wirtschaft
und Arbeit betraut.

Hinweise auf Notifikation und Umsetzung
§ 31. (1) Dieses Bundesgesetz wurde unter Einhal-

tung der Bestimmungen der Richtlinie 98/34/EG, ABl.
Nr. L 204 vom 21. Juli 1998, S 37, in der Fassung der
Richtlinie 98/48/EG, ABl. Nr. L 217 vom 5. August
1998, S 18, der Europäischen Kommission notifiziert
(Notifikationsnummer 2001/290/A).

(2) Mit diesem Bundesgesetz wird die Richtlinie
2000/31/EG über bestimmte Aspekte des elektroni-
schen Geschäftsverkehrs im Binnenmarkt (Richtlinie
über den elektronischen Geschäftsverkehr), ABl.
Nr. L 178 vom 17. Juli 2000, S 1, umgesetzt.
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Telekommunikationsgesetz 2003
Bundesgesetz, mit dem ein Telekommunikationsgesetz erlassen wird (Telekommunikationsgesetz 2003 – TKG
2003)
StF: BGBl. I Nr. 70/2003 idF BGBl. I Nr. 90/2020 (TKG 2003)

[...]

Kommunikationsgeheimnis
§ 93. (1) Dem Kommunikationsgeheimnis unterlie-

gen die Inhaltsdaten, die Verkehrsdaten und die Stand-
ortdaten. Das Kommunikationsgeheimnis erstreckt
sich auch auf die Daten erfolgloser Verbindungsversu-
che.

(2) Zur Wahrung des Kommunikationsgeheimnisses
ist jeder Betreiber eines öffentlichen Kommunikati-
onsnetzes oder -dienstes und alle Personen, die an der
Tätigkeit des Betreibers mitwirken, verpflichtet. Die
Pflicht zur Geheimhaltung besteht auch nach dem En-
de der Tätigkeit fort, durch die sie begründet worden
ist.

(3) Das Mithören, Abhören, Aufzeichnen, Abfangen
oder sonstige Überwachen von Nachrichten und der
damit verbundenen Verkehrs- und Standortdaten so-
wie die Weitergabe von Informationen darüber durch
andere Personen als einen Benutzer ohne Einwilligung
aller beteiligten Benutzer ist unzulässig. Dies gilt nicht
für die Aufzeichnung und Rückverfolgung von Tele-
fongesprächen im Rahmen der Entgegennahme von
Notrufen und die Fälle der Fangschaltung, der Über-
wachung von Nachrichten, der Auskunft über Daten

einer Nachrichtenübermittlung, der Auskunft über Da-
ten nach § 99 Abs. 3a FinStrG und der Auskunft über
Daten nach § 11 Abs. 1 Z 7 PStSG sowie für eine
technische Speicherung, die für die Weiterleitung ei-
ner Nachricht erforderlich ist.

(4) Werden mittels einer Funkanlage, einer Tele-
kommunikationsendeinrichtung oder mittels einer
sonstigen technischen Einrichtung Nachrichten unbe-
absichtigt empfangen, die für diese Funkanlage, diese
Telekommunikationsendeinrichtung oder den Anwen-
der der sonstigen Einrichtung nicht bestimmt sind, so
dürfen der Inhalt der Nachrichten sowie die Tatsache
ihres Empfanges weder aufgezeichnet noch Unbefug-
ten mitgeteilt oder für irgendwelche Zwecke verwertet
werden. Aufgezeichnete Nachrichten sind zu löschen
oder auf andere Art zu vernichten.

(5) Das Redaktionsgeheimnis (§ 31 Mediengesetz)
sowie sonstige, in anderen Bundesgesetzen normierte
Geheimhaltungsverpflichtungen sind nach Maßgabe
des Schutzes der geistlichen Amtsverschwiegenheit
und von Berufsgeheimnissen sowie das Verbot deren
Umgehung gemäß §§ 144 und 157 Abs. 2 StPO zu be-
achten. Den Anbieter trifft keine entsprechende Prüf-
pflicht.
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OGH 25.05.2020, 1Ob69/20h
OGH 25.05.2020, 1Ob69/20h (1 Ob 69/20h)

Gericht

OGH
Entscheidungsdatum

25.05.2020
Geschäftszahl

1Ob69/20h
Kopf

Der Oberste Gerichtshof hat als Revisionsgericht
durch den Senatspräsidenten Univ.-Prof. Dr.

Bydlinski als Vorsitzenden sowie die Hofräte Univ.-
Prof. Dr. Kodek, Mag. Wurzer, Mag. Dr. Wurdinger
und Dr. Parzmayr als weitere Richter in der Rechtssa-
che der klagenden Partei C*****, vertreten durch
Dr. Peter Bergt, Rechtsanwalt in Telfs, gegen die be-
klagte Partei R*****, vertreten durch Dr. Christian
Pichler, Rechtsanwalt in Reutte, wegen Eheschei-
dung, über die außerordentliche Revision der beklag-
ten Partei gegen das Urteil des Landesgerichts Inns-
bruck als Berufungsgericht vom 29. November 2019,
GZ 2 R 89/19f-30, mit dem das Urteil des Bezirksge-
richts Reutte vom 25. März 2019, GZ 1 C 28/16d-26,
in der Hauptsache bestätigt wurde, in nichtöffentli-
cher Sitzung den

Beschluss

gefasst:
Spruch

Die außerordentliche Revision wird gemäß § 508a
Abs 2 ZPO mangels der Voraussetzungen des § 502
Abs 1 ZPO zurückgewiesen.

Begründung:
Rechtliche Beurteilung

1. Ein überwiegendes Verschulden an der Zerrüttung
der Ehe ist nach ständiger Rechtsprechung nur anzu-
nehmen und auszusprechen, wenn der graduelle Un-
terschied der beidseitigen Verschuldensanteile augen-
scheinlich hervortritt (RS0057821), das Verschulden
eines Gatten also erheblich schwerer wiegt, als das
des anderen (RS0057858). Die Verschuldenszumes-
sung erfolgt jeweils im Einzelfall und begründet in
der Regel keine erhebliche Rechtsfrage iSd § 502
Abs 1 ZPO (RS0119414 ua).

2. Dass das Berufungsgericht bei der Qualifikation
des übermäßigen Alkoholkonsums des Beklagten (der
nach den Feststellungen regelmäßig drei mal, zeitwei-
se auch bis zu fünf mal pro Woche – aufgrund des
Konsums von bis zu fünf, teilweise auch von bis zu
zehn Bieren sowie immer wieder auch von Schnaps
in größeren Mengen – stark alkoholisiert war) als

schwere Eheverfehlung, aufgrund der es ihm das
überwiegende Verschulden an der Zerrüttung der Ehe
anlastete, seinen ihm zukommenden Beurteilungs-
spielraum überschritten hätte, vermag die Revision
nicht aufzuzeigen.

3. Soweit der Beklagte argumentiert, dass sein Alko-
holkonsum keine negativen „wirtschaftlichen“ (weil
er weiterhin „extrem fleißig gearbeitet und ein Eigen-
heim erwirtschaftet habe“) oder „sozialen Auswir-
kungen“ auf das Eheleben gehabt habe, sodass dieser
nicht „derart gravierend und ehestörend gewesen sein
könne, wie das Berufungsgericht angenommen habe“,
negiert er die Feststellung, dass Hauptgrund der Strei-
tigkeiten sein Alkoholkonsum war, dessen Einschrän-
kung die Klägerin immer wieder verlangte. Zudem ist
ihm die – bereits vom Berufungsgericht ins Treffen
geführte – Rechtsprechung entgegenzuhalten, wonach
ein Alkoholmissbrauch (vgl zu diesem Begriff etwa
6 Ob 1583/95 [mehrmalige Betrunkenheit pro Wo-
che]) grundsätzlich eine Eheverfehlung darstellt (vgl
RS0056311). Dass der Revisionswerber einen (krank-
haften) Alkoholismus im Sinn einer Alkoholsucht be-
streitet, vermag seinem Standpunkt nicht zu nützen,
ist ihm sein trotz Vorhaltungen der Klägerin fortge-
setzter übermäßiger Alkoholkonsum dann doch umso
mehr als schuldhaftes Fehlverhalten vorzuwerfen
(1 Ob 122/16x). Dafür, dass der übermäßige Alkohol-
konsum seine (Mit-)Ursache in einem Verhalten der
Frau gehabt hätte, bestehen weder Anhaltspunkte,
noch wurde dies in erster Instanz behauptet.

4. Dass der Klägerin die Neigung des Beklagten zu
übermäßigem Alkoholkonsum bereits seit der Ehe-
schließung bekannt war, schließt eine vorwerfbare
Eheverfehlung nicht aus, weil – worauf bereits das
Berufungsgericht hinwies – jeder Ehegatte vom Ehe-
partner erwarten darf, dass dieser Neigungen, die ein
gedeihliches Zusammenleben stören, so weit als mög-
lich unterdrückt (RS0056016). Hier steht auch fest,
dass die Klägerin den Beklagten bis zuletzt erfolglos
von seinem Alkoholmissbrauch abzuhalten versucht
hat.

5. Warum sich aus den Entscheidungen 3 Ob 7/15y
sowie 2 Ob 107/13v, denen jeweils ein ganz anderer
Sachverhalt zugrunde lag, das gleichteilige Verschul-
den der Parteien ergeben soll, erschließt sich nicht.
Auch dass der Alkoholmissbrauch eines Ehegatten in
einzelnen vom Berufungsgericht zitierten Entschei-
dungen (7 Ob 518/88 sowie 3 Ob 215/09b) beurteil-
ten Fällen mit zusätzlichen negativen Auswirkungen
auf das Eheleben (Aggressionen bzw „Sticheleien“)
verbunden war, begründet keine Bedenken an der an-
gefochtenen Entscheidung; ebensowenig, dass in der
vom Berufungsgericht zitierten Entscheidung
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7 Ob 541/85 ein sich während der Ehe ständig stei-
gernder Alkoholkonsum (was der Revisionswerber
als maßgeblichen Unterschied zum vorliegenden Fall
erachtet) als überwiegendes Verschulden beurteilt
wurde.

6. Soweit der Revisionswerber ein gleichteiliges Ver-
schulden daraus ableiten will, dass sich die Klägerin
ihm gegenüber „grob und lieblos“ verhalten, ihn vor
seinen Freunden beschimpft, wechselseitig ein „rauer
Umgangston“ geherrscht und auch die Klägerin Strei-
tigkeiten begonnen habe, ist ihm – wie schon vom
Berufungsgericht – entgegenzuhalten, dass es für die
Prüfung der jeweiligen Verschuldensanteile darauf
ankommt, wer den entscheidenden Anlass zur unheil-
baren Zerrüttung geleistet und mit der schuldhaften
Ehezerrüttung begonnen hat (vgl RS0057057;
RS0057361 [T2]; RS0057464 [T5]). Dass die wesent-
liche Ursache für die Zerrüttung hier in der Neigung

des Beklagten zum übermäßigen Alkoholkonsum be-
stand und das Verhalten der Klägerin primär eine Re-
aktion darauf darstellte, geht aus den getroffenen
Feststellungen klar hervor. Dass das Berufungsgericht
dem Verhalten der Klägerin (bei weitem) nicht den
selben Stellenwert einräumte, wie der Eheverfehlung
des Beklagen, begegnet somit keinen Bedenken. War-
um die Verweigerung einer (weiteren) Eheberatung
durch die Klägerin angesichts der fortgesetzten Ehe-
verfehlung des im Hinblick auf seinen Alkoholkon-
sum bis heute uneinsichtigen Beklagten eine relevan-
te Eheverfehlung ihrerseits begründen sollte, ist nicht
erkennbar.

7. Einer weiteren Begründung bedarf es nicht (§ 510
Abs 3 ZPO).
European Case Law Identifier

ECLI:AT:OGH0002:2020:0010OB00069.20H.0525.000
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OGH 20.05.2020, 6Ob226/19g
OGH 20.05.2020, 6Ob226/19g (6 Ob 226/19g)

Gericht

OGH
Entscheidungsdatum

20.05.2020
Geschäftszahl

6Ob226/19g
Kopf

Der Oberste Gerichtshof hat als Revisionsgericht
durch den Senatspräsidenten Dr. Schramm als Vorsit-
zenden sowie die Hofräte Dr. Gitschthaler, Univ.-
Prof. Dr. Kodek und Dr. Nowotny sowie die Hofrätin
Dr. Faber als weitere Richter in der Rechtssache der
klagenden Partei Dr. G*****, vertreten durch Korn
Rechtsanwälte OG in Wien, gegen die beklagte Partei
S*****, vertreten durch Mag. Dr. Paula Stecher,
MMag. Dr. Georg Janovsky, Rechtsanwälte (GbR) in
Schwaz, wegen Herausgabe von Nutzerdaten, über
die Revision der klagenden Partei gegen das Urteil
des Oberlandesgerichts Innsbruck als Berufungsge-
richt vom 12. September 2019, GZ 1 R 100/19v-14,
mit dem über die Berufung der beklagten Partei das
Urteil des Landesgerichts Innsbruck vom
18. April 2019, GZ 6 Cg 124/18y-9, abgeändert wur-
de, in nichtöffentlicher Sitzung zu Recht erkannt:
Spruch

Der Revision wird Folge gegeben.
Das angefochtene Urteil wird dahin abgeändert, dass
das Urteil des Erstgerichts einschließlich der Kosten-
entscheidung wiederhergestellt wird.

Die beklagte Partei ist schuldig, der klagenden Partei
die mit 1.631,52 EUR (darin 271,92 EUR USt) be-
stimmten Kosten des Berufungsverfahrens sowie die
mit 2.606,22 EUR (darin 1.431 EUR Barauslagen
und 195,87 EUR USt) bestimmten Kosten des Revisi-
onsverfahrens binnen 14 Tagen zu ersetzen.
Text

Entscheidungsgründe:

Die Klägerin ist Buchautorin, Historikerin und freie
Journalistin.

Die Beklagte bietet ihren Kunden unter der Bezeich-
nung „Festnetz-Internet Privat/Glasfaser Speed“ die
Herstellung und Nutzung einer Internetverbindung
an. Zu den inkludierten Leistungen gehört die Bereit-
stellung von – je nach Produkt drei bis fünf – E-Mail-
adressen, Alias-Adressen sowie von E-Mail-Spam-
und Virenschutz auf den Servern.

Am 29. 8. 2018 erschien in der Tageszeitung „*****“
eine von der Klägerin verfasste Kolumne. Am

4. 11. 2018 wurde in Reaktion darauf von der bei der
Beklagten registrierten E-Mail-Adresse
s*****@*****.net unter dem Betreff „Hochgradig
gestört: '*****'-Lebensschützerin [Klägerin]“ eine E-
Mail an mehrere in- und ausländische Medien gesen-
det, deren Text mehrere von der Klägerin als ehren-
rührig und kreditschädigend beanstandete Äußerun-
gen enthält. Unter anderem wird sie als „dauergeile
Tussi“ bezeichnet. Die E-Mail ist mit „A*****“ un-
terzeichnet.

Werden im öffentlich zugänglichen Melderegister be-
treffend den Ort „*****“ die Namen S***** und
A***** abgefragt, so werden Personen dieses Na-
mens mit jeweils aktuellem Hauptwohnsitz an dersel-
ben Adresse angeführt.

Die Klägerin forderte die Beklagte mit Schreiben
vom 19. 11. 2018 auf, Vor- und Zunamen und Postan-
schrift der bei der Beklagten registrierten Inhaber der
oben genannten E-Mail-Adresse bekannt zu geben.
Die Beklagte lehnte die Herausgabe der Nutzerdaten
ab.

Die Klägerin begehrt, der Beklagten die Bekanntgabe
von Vor- und Zunamen sowie Anschrift des Inhabers
der bei der Beklagten registrierten E-Mail-Adresse
s*****@*****.net aufzutragen.

Sie bringt vor, die Beklagte stelle ihren Kunden im
Rahmen der Mailbox Speicherplatz zur Verfügung,
um E-Mails speichern, empfangen und senden zu
können. Sie sei daher Host-Provider im Sinn des § 16
ECG und unterliege der Auskunftspflicht des § 18
Abs 4 ECG. Die beanstandeten Äußerungen verstie-
ßen gegen § 1330 ABGB und seien tatbestandsmäßig
im Sinn der §§ 111, 115 StGB. Die begehrte Auskunft
sei für die von der Klägerin beabsichtigte Rechtsver-
folgung erforderlich, weil eine Zuordnung der im
Melderegister aufscheinenden Personen zur konkre-
ten E-Mail-Adresse eine reine Mutmaßung sei und
der Klägerin nicht zugemutet werden könne, auf gut
Glück zwei oder eine von zwei Personen in Anspruch
zu nehmen.

Die Beklagte beantragt die Klageabweisung. Sie be-
treibe keinen Dienst der Informationsgesellschaft im
Sinn des § 3 Z 1 ECG. Jedenfalls sei sie nicht Host-
Provider im Sinn des § 16 ECG, sondern Access-Pro-
vider im Sinn des § 13 ECG. Das Webmail der Be-
klagten habe nur einen Umfang von 100 MB und sei
daher lediglich dazu konzipiert, E-Mails zu senden
und zu empfangen, nicht dazu, sie zu speichern. Der
Auskunftsanspruch des § 18 Abs 4 ECG erfasse nur
Dienste, die öffentlich oder über Registrierung einem
breiteren Personenkreis zugänglich seien, wie Chat-
rooms, Chatforen oder Gästebücher, nicht aber die
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Bereitstellung von Webmail-Diensten. Aus §§ 16, 18
ECG ergebe sich, dass der Host-Provider zur laufen-
den Überwachung der bereitgestellten Informationen
zwar nicht verpflichtet, aber berechtigt sei. Die Be-
klagte habe aber keine legale Möglichkeit, von den
Inhalten der über ihren Mailserver versendeten E-
Mails Kenntnis zu erlangen, weil sie als Betreiber ei-
nes öffentlichen Telekommunikationsdienstes dem
Kommunikationsgeheimnis unterliege. Sie könne da-
her nach dem Gesetzeszweck nicht Host-Provider
sein. Sie könne auch und nur im Weg der Durchlauf-
stelle gemäß § 102a TKG verpflichtet werden, über
die Stammdaten eines Teilnehmers Auskunft zu ge-
ben.

Darüber hinaus seien die Voraussetzungen des Aus-
kunftsanspruchs nach § 18 Abs 4 ECG nicht erfüllt,
weil mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit
davon auszugehen sei, dass die im Melderegister mit
Hauptwohnsitz in ***** angeführten Personen
S***** und A***** diejenigen seien, die gemeinsam
die E-Mail-Adresse benutzten. Die begehrte Auskunft
sei daher keine wesentliche Voraussetzung der
Rechtsverfolgung.

Das Erstgericht gab dem Klagebegehren statt. Über
den eingangs wiedergegebenen Sachverhalt hinaus
traf es folgende Feststellungen:

„Der technische Ablauf bei Verwendung des Web-
mail-Dienstes der Beklagten ist derart, dass nach
Schreiben einer E-Mail und Drücken des Buttons
'Senden' eine verschlüsselte Verbindung zum Mail-
Server aufgebaut wird und nach Authentifizierung
des Users die E-Mail in eine Warteschlange einge-
reiht und in Intervallen 30 Sekunden zum End-Mail-
Server zugestellt wird. Wird an eine von der Beklag-
ten zur Verfügung gestellte E-Mail-Adresse eine Mail
gesendet, wird diese E-Mail auf dem E-Mail-Server
der Beklagten gespeichert, bis es vom Kunden der
Beklagten abgerufen wird.“

Rechtlich qualifizierte es die Beklagte als Host-Provi-
der im Sinn des § 16 ECG, weil sie einen E-Mail-Ser-
ver bereitstelle und die Daten bis zum Abruf der E-
Mail speichere. Daher bestehe der Auskunftsanspruch
nach § 18 Abs 4 ECG zu Recht.

Das Berufungsgericht gab der Berufung der Beklag-
ten Folge und ließ die Revision zu, da in der höchst-
gerichtlichen Rechtsprechung nicht beantwortet wer-
de, ob der Betreiber eines Webmail-Dienstes, der aus-
gehende E-Mails lediglich zwischenspeichere und
eingehende E-Mails nur speichere, bis sie vom Nutzer
abgerufen würden, der Auskunftspflicht des § 18
Abs 4 ECG unterliege. Die Beklagte betreibe zwar ei-
nen Dienst der Informationsgesellschaft im Sinn des
§ 3 ECG, sei aber nicht Host-Provider gemäß § 16
ECG, sondern Access-Provider gemäß § 13 ECG,
weil sich ihre Dienstleistung darauf beschränke, ihren
Kunden die technischen Einrichtungen zur Ermögli-
chung einer Verbindung mit dem Internet bereitzu-
stellen. Für die Qualifikation als Host-Provider fehle

es an der Zurverfügungstellung von Speicherplatz für
fremde Inhalte. Die bloße Zwischenspeicherung der
eingehenden E-Mails und die technisch bedingte Zwi-
schenspeicherung der gesendeten Mails für 30 Sekun-
den führe gemäß § 13 Abs 2 ECG nicht zur Qualifi-
kation als Host-Provider.

Dagegen richtet sich die Revision der Klägerin, mit
der sie die Abänderung der angefochtenen Entschei-
dung im klagestattgebenden Sinn begehrt.

Die Beklagte beantragt, die Revision zurückzuwei-
sen, hilfsweise, ihr nicht Folge zu geben.
Rechtliche Beurteilung

Die Revision ist aus dem vom Berufungsgericht ge-
nannten Grund zulässig, sie ist auch berechtigt.

1.1. Gemäß § 3 Z 2 ECG ist Diensteanbieter im Sinn
dieses Gesetzes eine natürliche oder juristische Per-
son oder eine sonstige rechtsfähige Einrichtung, die
einen Dienst der Informationsgesellschaft bereitstellt.
§ 3 Z 1 ECG enthält die Legaldefinition des Dienstes
der Informationsgesellschaft. Diese erfasst auch die
vermittelnden Diensteanbieter (Internet Service Pro-
vider), wobei das Gesetz in der Folge zwischen dem
sogenannten Access-Provider (§ 13 ECG) und dem
Host-Service-Provider (§ 16 ECG) unterscheidet
(6 Ob 218/03g).

1.2. Daran, dass die Beklagte – die sich zudem selbst
als Access-Provider qualifiziert – einen Dienst der In-
formationsgesellschaft betreibt, kann angesichts der
von ihr angebotenen Leistungen kein Zweifel be-
stehen.

1.3. Entscheidend für die Berechtigung des Klagebe-
gehrens ist aber, ob die in § 18 Abs 4 ECG für „die in
§ 16 [ECG] genannten Diensteanbieter“ – das sind
die sogenannten Host-Provider – angeordnete Her-
ausgabepflicht von Nutzerdaten auf die Beklagte zur
Anwendung kommt.

2. Vorauszuschicken ist, dass die Struktur des 5. Ab-
schnitts des ECG („Verantwortlichkeit der Dienstean-
bieter“, §§ 13 ff ECG) den Ausschluss der Verant-
wortlichkeit des jeweiligen Diensteanbieters regelt
(vgl Zankl, ECG² [2016] § 13 Rz 208): § 13 ECG be-
trifft den Ausschluss der Verantwortlichkeit für
Durchleitung, § 14 ECG den Ausschluss der Verant-
wortlichkeit bei Suchmaschinen, § 15 ECG bei Zwi-
schenspeicherung (Caching), § 16 ECG bei Speiche-
rung fremder Inhalte (Hosting) und § 17 ECG bei
Links. Nur im Zusammenhang mit den Voraussetzun-
gen der Haftungsfreiheit nimmt das ECG auf die Tä-
tigkeit und damit die Abgrenzungskriterien der ein-
zelnen Service-Provider voneinander Bezug. Dies
entspricht der Regelungsstruktur der Art 12 ff der
Richtlinie über den elektronischen Geschäftsverkehr
(E-Commerce-Richtlinie, EC-RL, RL 2000/31/EG
des Europäischen Parlaments und des Rates vom
8. Juni 2000 über bestimmte rechtliche Aspekte der
Dienste der Informationsgesellschaft, insbesondere
des elektronischen Geschäftsverkehrs, im Binnen-
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markt).

2.1. Gemäß § 13 Abs 1 ECG ist ein Diensteanbieter,
der von einem Nutzer eingegebene Informationen in
einem Kommunikationsnetz übermittelt oder den Zu-
gang zu einem Kommunikationsnetz vermittelt, für
die übermittelten Informationen nicht verantwortlich,
sofern er (Z 1:) die Übermittlung nicht veranlasst,
(Z 2:) den Empfänger der übermittelten Informatio-
nen nicht auswählt und (Z 3:) die übermittelten Infor-
mationen weder auswählt noch verändert.

2.2. Gemäß § 16 Abs 1 ECG ist ein Diensteanbieter,
der von einem Nutzer eingegebene Informationen
speichert, für die im Auftrag eines Nutzers gespei-
cherten Informationen nicht verantwortlich, sofern er
(Z 1:) von einer rechtswidrigen Tätigkeit oder Infor-
mation keine tatsächliche Kenntnis hat und sich in
Bezug auf Schadenersatzansprüche auch keiner Tat-
sachen oder Umstände bewusst ist, aus denen eine
rechtswidrige Tätigkeit oder Information offensicht-
lich wird, oder (Z 2:) sobald er diese Kenntnis oder
dieses Bewusstsein erhalten hat, unverzüglich tätig
wird, um die Information zu entfernen oder den Zu-
gang zu ihr zu sperren.

2.3. Nach § 18 Abs 4 ECG haben die in § 16 genann-
ten Diensteanbieter den Namen und die Adresse eines
Nutzers ihres Dienstes, mit dem sie Vereinbarungen
über die Speicherung von Informationen abgeschlos-
sen haben, auf Verlangen dritten Personen zu über-
mitteln, sofern diese ein überwiegendes rechtliches
Interesse an der Feststellung der Identität eines Nut-
zers und eines bestimmten rechtswidrigen Sachver-
halts sowie überdies glaubhaft machen, dass die
Kenntnis dieser Informationen eine wesentliche Vor-
aussetzung für die Rechtsverfolgung bildet.

2.4. Während §§ 13 bis 19 ECG die in Art 12 bis 15
der Richtlinie enthaltenen Regelungen über die Ver-
antwortlichkeit von Online-Anbietern für bestimmte
Informationen und Tätigkeiten umsetzen (Er-
läutRV 817 BlgNR 21. GP 31), beruht die Verpflich-
tung des Host-Providers zur Übermittlung der Nutzer-
daten an (private) Dritte nicht auf der Umsetzung von
Unionsrecht. Die EC-RL regelt insofern nämlich nur
die Befugnis der Mitgliedstaaten, die Diensteanbieter
zur Übermittlung von Informationen an Behörden zu
verpflichten (Art 15 Abs 2 EC-RL; vgl § 18 Abs 2, 3
ECG).

3.1. Host-Provider ist nach dem Wortlaut des § 16
ECG ein Diensteanbieter, der von einem Nutzer ein-
gegebene Informationen speichert.

3.2. Die Materialien nennen als Beispiele den Anbie-
ter, der einem fremden Nutzer die erforderliche Infra-
struktur für eine Website zur Verfügung stellt und die-
se auf seinem Server speichert, oder den Anbieter, der
es Nutzern ermöglicht, ihre Informationen auf seinem
Dienst der Informationsgesellschaft einzugeben, wie
etwa ein Medienunternehmen, das Kommentar und
„Leserbriefe“ von Nutzern online publiziert (Er-

läutRV 817 BlgNR 21. GP 25).

3.3. In der Literatur werden unterschiedliche Stand-
punkte dazu verteten, ob allein die Speicherung für
die Qualifikation als Host-Provider im Sinn des § 16
ECG ausreicht, oder ob es darüber hinaus auch der
Eröffnung des Zugangs zu den gespeicherten Infor-
mationen an Dritte bedarf.

3.3.1. Diese Ansicht vertreten Blume/Hammerl: Die
Qualifikation als Host-Provider im Sinn des § 16
ECG setze als ungeschriebenes Tatbestandsmerkmal
neben der Speicherung der vom Nutzer eingegebenen
Daten voraus, dass der Diensteanbieter diese anderen
Personen auf deren individuellen Abruf zur Verfü-
gung stelle. Dies sei aus § 16 Abs 1 Z 2 ECG abzulei-
ten, wonach der Diensteanbieter bei Kenntnis oder
Bewusstsein einer rechtswidrigen Tätigkeit oder eines
rechtswidrigen Inhalts unverzüglich tätig werden
müsse, um die Information zu entfernen oder den Zu-
gang zu ihr zu sperren. Die Verpflichtung zum Tätig-
werden setze nämlich voraus, dass anderen Personen
ein Zugang zu den Informationen gewährt worden
sei. Diensteanbieter, die Nutzern Speicherplatz zur
Verfügung stellten, jedoch anderen Personen keinen
Zugang zu diesen Informationen vermittelten, seien
daher nicht als Host-Provider anzusehen (Blume/
Hammerl, E-Commerce Gesetz [2001] § 16 Rz 7).

Auf den Dienst der „elektronischen Post“ sei § 13
ECG (direkt oder analog) anzuwenden, und zwar
auch in jenen Fällen, in denen die Informationen auf
einem vom Diensteanbieter angemieteten Speicher-
platz am Mail-Server abgespeichert würden. Aus-
schlaggebend dafür sei der Umstand, dass die durch
das Fernmeldegeheimnis geschützte Information sich
rechtlich ausschließlich in der Verfügungsgewalt des
Nutzers befindet und nicht für andere Nutzer zum
Abruf bereitgehalten wird (Blume/Hammerl, ECG
§ 13 Rz 21, 32).

3.3.2. Hingegen differenziert Zankl bei der Bereitstel-
lung eines E-Mail-Diensts im Hinblick auf die An-
wendung der Haftungsbefreiung des § 13 oder des
§ 16 ECG danach, ob der Diensteanbieter – wie im
Regelfall – dem Nutzer auch Speicherplatz für emp-
fangene oder versendete Nachrichten zur Verfügung
stellt. Werde Speicherplatz zur Verfügung gestellt, so
richte sich die Haftungsfreiheit des Diensteanbieters
nach § 16 ECG, bei der reinen Übertragungsmöglich-
keit nach § 13 ECG (Zankl, ECG² § 13 Rz 222, § 16
Rz 259, 264).

Dieses Kriterium übernimmt – ohne eigene Auseinan-
dersetzung – Kasper (Die privatrechtliche Haftung
des Host-Providers in der Judikatur des OGH, jus-
IT 2009/1, 1).

3.4. Nach der deutschen Parallelbestimmung zu § 16
ECG, § 10 TMG (Telemediengesetz), sind Dienstean-
bieter „für fremde Informationen, die sie für einen
Nutzer speichern, nicht verantwortlich“, wenn die an-
gegebenen Voraussetzungen erfüllt sind. In der Kom-
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mentarliteratur dazu wird diskutiert, dass es im Zu-
sammenhang mit der Haftung um die Verantwortung
des „Hosters“ dafür gehe, dass über seine Dienstleis-
tung Dritten der Zugriff auf rechtswidrige Inhalte
oder Informationen ermöglicht werde; hingegen gehe
es nicht um die Vorhaltung von Daten des Kunden für
diesen selbst (Hoffmann/Volkmann in Spindler/Schus-

ter, Recht der elektronischen Medien4 [2019] § 10
TMG Rz 1; vgl Müller-Broich, TMG [2012] § 10 Rz
1). Daraus wird aber nicht notwendig der Schluss ge-
zogen, dass es für die Haftungsvoraussetzungen auf
die Zweckrichtung der Speicherung ankommen soll
(Hoffmann/Volkmann in Spindler/Schuster, § 10
TMG Rz 14).

3.5. In der Rechtsprechung wurden der Betreiber ei-
nes Online-Diskussionsforums (6 Ob 188/16i; 6 Ob
244/16z; 6 Ob 133/13x; 6 Ob 104/11d; vgl 6 Ob 119/
11k) oder eines Online-Gästebuchs (6 Ob 178/04a)
als Host-Provider anerkannt, ebenso der Betreiber ei-
ner Facebook-Seite, der seinen Followern (Nutzern)
die Kommentierung von Beiträgen auf der Seite er-
möglicht (6 Ob 204/17v; 6 Ob 244/16z). Es wurden
daher durchwegs solche Diensteanbieter dem Haf-
tungsregime des Host-Providers nach § 16 ECG un-
terstellt, durch deren Dienstleistung die vom Nutzer
eingegebenen Inhalte – wie die Einträge in Diskussi-
onsforen oder die gesetzten Kommentare – dritten
Personen zugänglich gemacht wurden.

4. Im vorliegenden Fall ist aber nicht die Haftung des
Diensteanbieters zu beurteilen, sondern das Bestehen
eines Auskunftsanspruchs gegen diesen.

4.1. Dazu bedarf es keiner abschließenden Beurtei-
lung, ob die Beklagte im Hinblick auf die Vorausset-
zungen der Haftungsbefreiung den – jeweils unions-
rechtlich determinierten – Voraussetzungen des § 13
oder des § 16 ECG unterworfen ist. Selbst unter der
Annahme, dass sie im Hinblick auf das Haftungsre-
gime § 13 ECG unterworfen wäre, ist nämlich im
vorliegenden Fall die analoge Anwendung des § 18
Abs 4 ECG geboten.

4.2. Der Oberste Gerichtshof bejahte die analoge An-
wendung des Auskunftsanspruchs Privater bereits zu
4 Ob 7/04i (RS0118691). Er bejahte die Verpflich-
tung des beklagten Telekommunikationsunterneh-
mens, der Klägerin zum Zweck der Verfolgung von
Wettbewerbsverstößen Namen und Adresse jener Ver-
tragspartner der Beklagten bekannt zu geben, denen
bestimmte Mehrwertnummern von der Beklagten
überlassen waren. Er leitete die Wertungen, aus denen
sich das Fehlen eines direkt anwendbaren Auskunfts-
anspruchs nach dem TKG ergab, daraus ab, dass Be-
treiber von Telekommunikationsdiensten den Diens-
teanbietern nach § 16 ECG insoweit vergleichbar
sind, als beide nur die technischen Vorrichtungen be-
reit stellen, die es einem Teilnehmer ermöglichen, auf
diesem Weg rechtswidrig zu handeln. Da das Tele-
kommunikationsunternehmen – gleich dem Host-Pro-
vider im Sinn des § 16 ECG – grundsätzlich keine

Haftung für den über sein Netz verbreiteten Inhalt
treffe, bliebe derjenige, dessen Interessen durch
rechtswidrige Inhalte verletzt würden, schutzlos,
wenn er nicht wisse, wer diese Inhalte verbreitet habe
und gegenüber dem Kommunikationsunternehmen
keinen Auskunftsanspruch habe (kritisch Wiebe, Aus-
kunftsverpflichtung der Access-Provider, MR Beilage
zu Heft 4/2005, 1 [18]; Zankl, Auskunftspflicht für
Mehrwertdienste?, ecolex 2004, 853; Hasberger/
Schönhart, Die Haftung von Telekom-Unternehmen
für fremdes Fehlverhalten, MR 2004, 297 [300]; zu-
stimmend Plasser, Lauterkeitsrechtlicher Auskunfts-
anspruch auch für Mitbewerber nach der UWG-
Nov 2007?, ÖBl 2008/40, 183 [185]).

5.1. Eine Lücke im Rechtssinn ist dort anzunehmen,
wo das Gesetz, gemessen an seiner eigenen Absicht
und immanenten Teleologie, unvollständig ist
(RS0098756 [T4]; RS0008866).

5.2. Der Auskunftsanspruch des § 18 Abs 4 ECG soll
Personen, die durch rechtswidrige Tätigkeiten oder
Informationen eines ihnen nicht bekannten Nutzers in
ihren Rechten verletzt werden, und Verbänden oder
Gesellschaften, die sich der Wahrung der Rechte be-
stimmter anderer Personen widmen, etwa Verbrau-
cherverbänden oder Verwertungsgesellschaften, die
Rechtsverfolgung erleichtern (ErläutRV 817
BlgNR 21. GP 39).

5.3. Der Auskunftsanspruch gegenüber Dritten gemäß
§ 18 Abs 4 ECG gilt nach dem Gesetzeswortlaut nur
gegenüber den in § 16 ECG genannten Diensteanbie-
tern, sohin gegenüber Host-Providern. So ist etwa der
Betreiber eines Online-Diskussionsforums – bei Vor-
liegen der übrigen Voraussetzungen des § 18 Abs 4
ECG – zur Herausgabe von Namen und Adresse jener
Personen verpflichtet, die im Rahmen dieses Forums
Beiträge „posten“.

5.4. Es liegt auf der Hand, dass hinsichtlich des
Diensteanbieters, der dem Nutzer bloß im Sinn des
§ 13 ECG den Zugang zu einem Kommunikations-
netzwerk eröffnet, keine vergleichbare Interessenlage
vorliegt. Soweit aber der Anbieter eines Webmail-
Dienstes hinsichtlich der auf ihn anwendbaren Haf-
tungsbeschränkungen § 13 ECG unterliegt
– sei es, weil er keine über die Zwischenspeicherung
gemäß § 13 Abs 2 ECG hinausgehende Speichermög-
lichkeit anbietet, sei es, weil dem Tatbestand des § 16
ECG das ungeschriebene Erfordernis entnommen
wird, die vom Nutzer eingegebenen Informationen
Dritten zugänglich zu machen – erweist sich das ECG
gemessen an seiner eigenen Zielsetzung als lücken-
haft.

Denn auch die Bereitstellung eines Webmail-Dienstes
zielt darauf ab, Dritten (den Empfängern) die vom
Nutzer eingegebenen Inhalte zugänglich zu machen,
wodurch es zu Rechtsverletzungen kommen kann.
Auch in einem solchen Fall bestünde, da der Web-
Mail-Anbieter selbst aufgrund des Kommunikations-
geheimnisses (§ 93 TKG) keine Kenntnis der versen-
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deten Informationen hat und für deren Inhalt daher
nicht haftet, ohne einen Auskunftsanspruch ein
Rechtsschutzdefizit des Verletzten.

5.5. Der von der Beklagten erhobene Einwand, wo-
nach die Beklagte auch als Telekommunikationsun-
ternehmen zu qualifizieren sei und nur im Wege der
zentralen Durchlaufstelle gemäß § 102a TKG 2003
zur Übermittlung verpflichtet werden könnte, lässt
außer Acht, dass diese Bestimmung nicht die Über-
mittlung von Stammdaten (dazu gehören gemäß § 92
Abs 1 Z 3 lit a und c TKG 2003 Name und Anschrift
einer Person), sondern die Datensicherheit bei der
Übermittlung von Verkehrs- und Standortdaten regelt.

6.1. Die Herausgabepflicht nach § 18 Abs 4 ECG
setzt voraus, dass die Rechtsverfolgung aufgrund ei-
ner groben Prüfung der vom Kläger geltend gemach-
ten Verletzungen eine gewisse Aussicht auf Erfolg hat
(RS0129335 [T2]). Dass die Verfolgung der bean-

standeten Äußerungen nach § 1330 ABGB, §§ 11,
115 StGB nach der gebotenen Grobprüfung die erfor-
derliche Erfolgsaussicht aufweist, zieht die Beklagte
nicht in Zweifel.

6.2. Die Klägerin hat darüber hinaus glaubhaft ge-
macht, dass die begehrte Auskunft eine wesentliche
Voraussetzung für die in Aussicht genommene
Rechtsverfolgung bildet, weil die Existenz von Perso-
nen eines bestimmten Namens keinen verlässlichen
Schluss darauf zulässt, ob diese hinsichtlich des kon-
kreten Webmail-Zugangs verfügungsberechtigt wa-
ren.

7. Die Kostenentscheidung hinsichtlich der Verfahren
zweiter und dritter Instanz gründet sich auf §§ 41, 50
ZPO.
European Case Law Identifier

ECLI:AT:OGH0002:2020:0060OB00226.19G.0520.000

7. 6 Ob 226/19g | Text

- 48 -

6 Ob
226/19g



OGH 02.07.2020, 4Ob89/20x
OGH 02.07.2020, 4Ob89/20x (4 Ob 89/20x)

Gericht

OGH
Entscheidungsdatum

02.07.2020
Geschäftszahl

4Ob89/20x
Kopf

Der Oberste Gerichtshof hat als Revisionsgericht
durch den Senatspräsidenten Dr. Vogel als Vorsitzen-
den und die Hofräte Dr. Schwarzenbacher, Hon.-
Prof. Dr. Brenn, Priv.-Doz. Dr. Rassi und
MMag. Matzka als weitere Richter in der Rechtssa-
che der klagenden Partei F*****, vertreten durch
Dr. Niki Haas, Rechtsanwalt in Wien, gegen die be-
klagte Partei J***** S*****, vertreten durch Maria
Windhager, Rechtsanwältin in Wien, wegen Unterlas-
sung (Streitwert 40.000 EUR), Veröffentlichung
(Streitwert 3.200 EUR) und Zahlung von
600 EUR sA, über die Revision der klagenden Partei
gegen das Urteil des Oberlandesgerichts Wien als Be-
rufungsgericht vom 27. Februar 2020, GZ 5 R 155/
19d-13, mit dem das Urteil des Handelsgerichts Wien
vom 30. September 2019, GZ 30 Cg 23/19p-6, be-
richtigt durch den Beschluss vom 2. Oktober 2019
(ON 7), bestätigt wurde, den

Beschluss

gefasst:
Spruch

Der Revision wird Folge gegeben.

Die Entscheidungen der Vorinstanzen werden aufge-
hoben und die Rechtssache wird zur neuerlichen Ent-
scheidung nach Verfahrensergänzung an das Erstge-
richt zurückverwiesen.

Die Kosten des Revisionsverfahrens sind weitere Ver-
fahrenskosten.
Text

Begründung:

Die Klägerin ist Inhaberin der Verwertungsrechte am
gegenständlichen (von einem Berufsfotografen herge-
stellten) Lichtbild, das den Pressesprecher eines
F*****-Politikers zeigt.

Dieses Lichtbild ist seit 20. Februar 2018 auf der
Webseite https://f*****.org zu einem besagten Pres-
sesprecher betreffenden Artikel veröffentlicht. Die
Metadaten dieses Lichtbilds nennen den Beklagten
als Hersteller („Autor“). Auf der fraglichen Website
abrufbare Lichtbilder nennen auch andere Personen

als „Autoren“. Das Erstgericht konnte (ausgehend
vom reduzierten Beweismaß des Anscheinsbeweises)
nicht feststellen, wer Medieninhaber der genannten
Website ist, wer die inhaltliche Gestaltung dieser
Website vornimmt und wie das gegenständliche
Lichtbild auf diese Website gelangte.

Der Beklagte sichert (speichert) aus politischem In-
teresse gelegentlich Screenshots von ihm relevant er-
scheinenden Internetseiten, die er mitunter privat wei-
tergibt und in geschlossene Facebook-Gruppen hoch-
lädt. Die Inhalte in solchen Gruppen können nicht öf-
fentlich abgerufen oder eingesehen werden. Wie viele
Personen in den vom Beklagten frequentierten Face-
book-Gruppen Mitglieder sind, war für das Erstge-
richt nicht feststellbar.

Die Klägerin begehrte, dem Beklagten zu verbieten,
das gegenständliche Lichtbild zu vervielfältigen und/
oder der Öffentlichkeit zur Verfügung zu stellen. Zu-
dem begehrte sie die Urteilsveröffentlichung und die
Zahlung von angemessenem Entgelt und Schadener-
satz in Höhe von 600 EUR sA. Der Beklagte sei Me-
dieninhaber der inkriminierten Website, auf der er seit
20. Februar 2018 das gegenständliche Lichtbild ver-
öffentlicht habe. Er hafte für die Vervielfältigung und
die Zurverfügungstellung des Lichtbilds, wobei er zu-
mindest Mittäter sei. Eine Vervielfältigung zum pri-
vaten Gebrauch liege nicht vor. Er habe das gegen-
ständliche Lichtbild auch ohne Zustimmung der Klä-
gerin auf seinem Facebook-Account veröffentlicht.
Auch insoweit liege keine Vervielfältigung zum pri-
vaten Gebrauch vor.

Der Beklagte entgegnete, dass er nicht passiv legiti-
miert sei, weil er die inhaltliche Gestaltung, Veröf-
fentlichung und Verbreitung der inkriminierten Web-
site nicht besorge und nicht deren Medieninhaber sei.
Er sei lediglich in geschlossenen Facebook-Gruppen
aktiv und teile von ihm gesicherte Screenshots mitun-
ter in solchen Gruppen. Dabei handle es sich um ei-
nen privaten Gebrauch.

Das Erstgericht wies das Klagebegehren ab. Zur Fra-
ge, ob der Beklagte Medieninhaber der inkriminierten
Website https://f*****.org sei, sei der Anscheinsbe-
weis sachgerecht und zulässig. Die Klägerin müsse
daher Umstände unter Beweis stellen, aus denen sich
ein typischer Geschehensablauf zur inhaltlichen Ge-
staltung der Website ableiten lasse. Eine solche Ver-
bindung habe die Klägerin nicht darlegen können,
weshalb ihr der Anscheinsbeweis für eine Täterschaft
oder Mittäterschaft des Beklagten nicht gelungen sei.

Das Berufungsgericht bestätigte diese Entscheidung.
Im Anlassfall sei entgegen dem Standpunkt der Klä-
gerin der Anscheinsbeweis zur Frage der Medienin-
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haberschaft gar nicht zulässig, weil zwischen der An-
gabe des Beklagten als Lichtbildhersteller in den Me-
tadaten und der Eigenschaft als Medieninhaber der
inkriminierten Website kein typischer Geschehensab-
lauf bestehe. Zu den geschlossenen Facebook-Grup-
pen des Beklagten seien Feststellungen zur Anzahl
der Mitglieder
– entgegen den Ausführungen der Klägerin – nicht er-
forderlich, weil die nichtkommerzielle Zurverfügung-
stellung von Lichtbildern in einer geschlossenen
Facebook-Gruppe in das Zurverfügungstellungsrecht
des Urhebers gemäß § 18a UrhG nicht eingreife, son-
dern eine Vervielfältigung zum privaten Gebrauch ge-
mäß § 42 Abs 4 UrhG vorliege. Die ordentliche Revi-
sion sei zulässig, weil zur Frage, ob die nichtkommer-
zielle Zurverfügungstellung von Lichtbildern in einer
geschlossenen Facebook-Gruppe ohne Zustimmung
des Urhebers in das Zurverfügungstellungsrecht ge-
mäß § 18a UrhG eingreife, höchstgerichtliche Recht-
sprechung fehle.

Gegen diese Entscheidung richtet sich die Revision
der Klägerin, die auf eine Stattgebung des Klagebe-
gehrens abzielt.

Mit seiner Revisionsbeantwortung beantragt der Be-
klagte, das Rechtsmittel der Gegenseite zurückzuwei-
sen, in eventu, diesem den Erfolg zu versagen.

Die Revision ist zulässig, weil die Rechtssache insbe-
sondere zufolge sekundärer Feststellungsmängel noch
nicht abschließend beurteilt werden kann. Dem-
entsprechend ist die Revision im Sinn des subsidiär
gestellten Aufhebungsantrags berechtigt.
Rechtliche Beurteilung

1. Im Anlassfall geht es in Wirklichkeit um zwei un-
terschiedliche Tathandlungen, und zwar um die Ver-
öffentlichung des gegenständlichen Lichtbilds auf der
Website https://f*****.org sowie um dessen Veröf-
fentlichung in einer Facebook-Gruppe.

Das Erstgericht bezieht sich in seiner Entscheidung
nur auf die Veröffentlichung auf der erwähnten Web-
site. In der Beweiswürdigung führt es dazu aus, der
Kläger hätte keine zwingende Verbindung zwischen
jenen Screenshots, die vom Beklagten in die ge-
schlossene Facebook-Gruppe hochgeladen wurden,
und den Lichtbildern auf der fraglichen Website dar-
legen können. Das Berufungsgericht folgerte daraus
auf Tatsachenebene, das Erstgericht habe im Rahmen
der Beweiswürdigung festgestellt, dass der Beklagte
das gegenständliche Lichtbild zumindest einer ge-
schlossenen Facebook-Gruppe zur Verfügung gestellt
habe.

2. Zur Veröffentlichung des Lichtbilds auf der inkri-
minierten Website hat das Erstgericht zur Frage der
Medieninhaberschaft die Zulässigkeit des Anscheins-
beweises bejaht. Es konnte aber (ausgehend vom re-
duzierten Beweismaß des Anscheinsbeweises) nicht
feststellen, wer Medieninhaber der Website ist und
wie das gegenständliche Lichtbild auf diese Website

gelangte. Es führte daher aus, dass der Klägerin der
Anscheinsbeweis nicht gelungen sei.

Die Klägerin hat diese Negativfeststellung in der Be-
rufung bekämpft. Diese sei allenfalls dann nachvoll-
ziehbar, wenn nur einige wenige Lichtbilder die Me-
tadaten des Beklagten aufweisen würden; in Wirk-
lichkeit sei dies aber bei vielen Lichtbildern auf der
inkriminierten Website der Fall.

Das Berufungsgericht bezog diese Berufungsausfüh-
rungen auf das Bestehen einer formelhaften Verknüp-
fung zwischen vielen Lichtbildern mit den Metadaten
des Beklagten und dessen Funktion als Medieninha-
ber und trat den Ausführungen der Klägerin mit dem
Argument entgegen, dass der Anscheinsbeweis nicht
zulässig sei, weil die angebliche formelhafte Ver-
knüpfung in Wirklichkeit nicht bestehe.

In der Revision führt die Klägerin dazu aus, dass bei
lebensnaher Betrachtung der Anscheinsbeweis zuge-
lassen werden müsse.

2.1 Die Haftung für Urheberrechtsverletzungen (und
auch für Wettbewerbsverstöße) auf einer Website
trifft denjenigen, der die Website inhaltlich gestaltet
und deren Abrufbarkeit besorgt oder veranlasst, und
damit den Medieninhaber (vgl RS0120521; 4 Ob 34/
20h). Der Unterlassungsanspruch richtet sich aber
nicht nur gegen den unmittelbaren Störer, sondern
auch gegen den Gehilfen, der die Rechtsverletzung
des unmittelbaren Täters durch sein Verhalten geför-
dert oder überhaupt erst ermöglicht hat (RS0079765
[T20, T22 und T24]).

2.2 Im Anlassfall stellt sich dazu die Frage der
– vom Berufungsgericht verneinten – Zulässigkeit des
Anscheinsbeweises.

Der Anscheinsbeweis beruht darauf, dass bestimmte
Geschehensabläufe aufgrund von Erfahrungssätzen
typisch sind und es aufgrund einer formelhaften Ver-
knüpfung daher wahrscheinlich ist, dass auch im kon-
kreten Fall ein derartiger Ablauf und nicht ein atypi-
scher Ablauf gegeben ist. Der Anscheinsbeweis ver-
ändert die Beweislast nicht, er erleichtert der beweis-
belasteten Partei aber die Beweisführung, indem das
Regelbeweismaß auf die überwiegende Wahrschein-
lichkeit herabgesetzt wird (vgl 4 Ob 44/20d; Brenn in

Fasching/Konecny3 § 178 ZPO Rz 30). Kann der Klä-
ger auf diese Weise den ersten Anschein darlegen, so
kann dieser vom Gegner dadurch entkräftet werden,
dass er ihn ernsthaft zweifelhaft macht und Tatsachen
darlegt, aus denen sich die ernsthafte Möglichkeit ei-
nes anderen Geschehensablaufs als des typischen Ab-
laufs ergibt (RS0040196).

Zwischen dem Umstand, dass in den Metadaten be-
stimmter auf der inkriminierten Website veröffent-
lichter Lichtbilder eine bestimmte Person als Herstel-
ler aufscheint, während es auf dieser Website auch
Lichtbilder mit anderen Herstellerbezeichnungen
gibt, und dem Umstand, wer als Medieninhaber der
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Website für den Inhalt verantwortlich ist, kann keine
formelhafte Verknüpfung angenommen werden, die
im Anlassfall für die Zulässigkeit des Anscheinsbe-
weises sprechen würde. Die Ansicht des Berufungs-
gerichts, dass der Anscheinsbeweis im gegebenen Zu-
sammenhang nicht zur Verfügung steht, ist daher
nicht zu beanstanden.

2.3 Damit kommt den Revisionsausführungen zur
Veröffentlichung des gegenständlichen Lichtbilds auf
der inkriminierten Website keine Berechtigung zu.

3. Zur Veröffentlichung des gegenständlichen Licht-
bilds in einer Facebook-Gruppe hat das Erstgericht
die Negativfeststellung getroffen, dass nicht feststell-
bar sei, wie viele Personen in den vom Beklagten fre-
quentierten Gruppen Mitglieder seien.

Die Klägerin hat dazu in ihrer Berufung einen Verfah-
rensmangel (durch die Nichteinvernahme des Beklag-
ten) geltend gemacht. Das Berufungsgericht hat die-
sen Verfahrensmangel mit der Begründung verneint,
dass diese Negativfeststellung nicht relevant sei, weil
eine Veröffentlichung des Lichtbilds in einer ge-
schlossenen Facebook-Gruppe eine Vervielfältigung
zum privaten Gebrauch gemäß § 42 Abs 4 UrhG sei.

In der Revision führt die Klägerin dazu aus, dass das
Berufungsgericht in Bezug auf die Zurverfügungstel-
lung von Lichtbildern nach § 18a UrhG zu einem
rechtswidrigen Ergebnis gelangt sei. In Wirklichkeit
liege keine freie Werknutzung zum privaten Ge-
brauch gemäß § 42 Abs 4 UrhG vor. Diese Ausnahme
beziehe sich nämlich nur auf persönliche Bedürfnisse,
demgegenüber sei der Betreiber der Facebook-Platt-
form aber kommerziell tätig. Außerdem sei die Aus-
nahme ausgeschlossen, wenn die Lichtbilder der Öf-
fentlichkeit zugänglich gemacht würden.

Inhaltlich bezieht die Klägerin ihre Revisionsausfüh-
rungen zu diesem Thema (Pkt 3.1 der Revision) aus-
schließlich auf das Zurverfügungstellungsrecht nach
§ 18a UrhG. Dies gilt auch für die Überlegungen zur
Privatkopierausnahme nach § 42 Abs 4 UrhG. So wie
die Klägerin differenzieren auch der Beklagte und das
Berufungsgericht in dieser Hinsicht nicht zwischen
dem Zurverfügungstellungsrecht nach § 18a UrhG
und dem Vervielfältigungsrecht nach § 15 leg cit.

3.1 Nach dem Sachverhalt hat der Beklagte das ge-
genständliche Lichtbild(-werk) in zumindest eine
Facebook-Gruppe hochgeladen und dadurch anderen
Facebook-Nutzern zugänglich gemacht. Darin kann
ein Eingriff in das Zurverfügungstellungsrecht gemäß
§ 18a UrhG liegen. Wer unbefugt Lichtbilder in einen
Internetauftritt zum interaktiven Abruf eingliedert,
verstößt nämlich dann gegen dieses Verwertungs-
recht, wenn die Lichtbilder dadurch der Öffentlich-
keit zugänglich gemacht werden (4 Ob 226/19t;
4 Ob 121/17y; vgl auch RS0121495).

3.2 Ein öffentliches Zugänglichmachen ist somit Tat-
bestandsmerkmal für den hier geltend gemachten Ur-
heberrechtseingriff. Gleichzeitig schließt die Zugäng-

lichmachung eines Vervielfältigungsstücks der Öf-
fentlichkeit eine Vervielfältigung zum privaten Ge-
brauch nach § 42 Abs 5 UrhG aus. Die vom Beklag-
ten ins Treffen geführte Privatkopierausnahme nach
§ 42 UrhG kommt damit beim Zurverfügungstel-
lungsrecht nach § 18a leg cit nicht als Rechtferti-
gungsgrund in Betracht und bleibt im Anlassfall da-
mit ohne Bedeutung.

3.3 Das „öffentliche Zugänglichmachen“ setzt sich
nach der Rechtsprechung aus zwei Tatbestandsmerk-
malen zusammen, nämlich einerseits aus der „Hand-
lung des Zugänglichmachens“ und andererseits aus
dem Element „öffentlich“ (EuGH C-610/15, Stichting
Brein Rn 24).

Die Handlung des „Zugänglichmachens“ liegt vor,
wenn eine zuvor auf einer anderen Website veröffent-
lichte Fotografie auf eine Website eingestellt wird,
nachdem sie zuvor auf einen privaten Server kopiert
worden war. Durch ein solches Einstellen auf eine
(andere) Website wird den Besuchern dieser Website
nämlich der Zugang zum betreffenden Lichtbild auf
dieser Website ermöglicht (EuGH C-161/17, Renck-
hoff Rn 21). Dazu hat der EuGH weiters klargestellt,
dass es der Einstufung als öffentliches Zugänglichma-
chen nicht schadet, wenn der Vorgang kein neues
technisches Verfahren beinhaltet und wenn damit ein
neues Publikum angesprochen wird.

Zum Element der „Öffentlichkeit“ hat der EuGH wie-
derholt ausgesprochen, dass dieses begrifflich eine
unbestimmte Zahl potentieller Adressaten bedeutet
und zudem aus einer ziemlich großen Zahl von Perso-
nen bestehen muss (EuGH C-161/17, Renckhoff
Rn 22; C-466/12, Svensson Rn 21). Zur unbestimm-
ten Zahl potentieller Adressaten judiziert der EuGH,
dass es um das Zugänglichmachen eines Werks in ge-
eigneter Weise „für Personen allgemein“, also „nicht
auf besondere Personen beschränkt“, die einer priva-
ten Gruppe angehören, geht (EuGH C-117/15, Reha
Training Rn 42; C-135/10, SCF Rn 85). Mit der For-
mulierung „ziemlich große Zahl“ von Personen wird
eine bestimmte Mindestschwelle eingezogen (EuGH
C-117/15, Reha Training Rn 43). Eine konkrete Zahl
nennt der EuGH jedoch nicht, sondern verweist dazu
auf die Beurteilung durch die nationalen Gerichte im
Einzelfall. Zudem nennt der EuGH das Kriterium,
dass der Beklagte nicht in Gewinnerzielungsabsicht
handeln darf.

3.4 Nach den dargelegten Beurteilungskriterien kann
ein öffentliches Zugänglichmachen somit nur dann
verneint werden, wenn sich das Zugänglichmachen
entweder auf besondere Personen beschränkt, die
durch eine persönliche Beziehung miteinander ver-
bunden sind und daher einer privaten Gruppe angehö-
ren, oder wenn die im Einzelfall zu bestimmende
Mindestschwelle nach der Größe der Gruppe (Anzahl
der Mitglieder) nicht überschritten ist.

Handig (Zu viele Freunde – Öffentlichkeitsbegriff
und soziale Netzwerke, ecolex 2010, 824 [827]) äu-
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ßert dazu Zweifel, ob die Teilnehmer einer geschlos-
senen Facebook-Gruppe tatsächlich durch eine reelle
persönliche Bande miteinander verbunden sind, und
stellt in dieser Hinsicht daher maßgebend auf die
Größe der Gruppe ab. In diesem Sinn führt auch

Heerma (in Wandtke/Bullinger UrhR5 § 15 Rz 22)
aus, dass, je mehr Personen zur Gruppe gehörten,
desto geringer die besondere Verbindung sei.

3.5 Zusammenfassend kann von einer privaten Face-
book-Gruppe nur dann gesprochen werden, wenn ein
persönliches Verbindungsmerkmal zwischen den
Gruppenmitgliedern im Sinn eines besonderen Inter-
esses oder eines besonderen Zwecks von vornherein
vorgegeben ist, nur bei Vorliegen dieses Merkmals
die Aufnahme in die Gruppe durch einen Gruppenad-
ministrator erfolgt und die Teilnahme nur solange
möglich ist, solange das verbindende Merkmal be-
steht (vgl RS0077202). Außerdem darf eine – nach
dem Gruppenzweck zu beurteilende – bestimmte
Höchstzahl an Gruppenmitgliedern nicht überschrit-
ten werden (vgl RS0077576). Es kommt somit auf
das von vornherein festgelegte gemeinsame Interesse
bzw den Gruppenzweck, die Beitrittsvoraussetzungen
und -modalitäten, die Zusammensetzung der Gruppe
und deren Mitgliederzahl an.

3.6 Ausgehend von diesen Grundsätzen erweist sich
die Ansicht des Berufungsgerichts, dass die Einstel-
lung eines geschützten Lichtbilds in eine „geschlosse-
ne“ Facebook-Gruppe keine öffentliche Wiedergabe
sein könne, als zu unbestimmt. Es fehlen nämlich

konkrete Feststellungen zu einem vorhandenen oder
fehlenden persönlichen Verbindungsmerkmal zwi-
schen den Gruppenmitgliedern. Die Feststellung des
Erstgerichts, dass die Inhalte in „geschlossenen“
Facebook-Gruppen nicht öffentlich abgerufen oder
eingesehen werden könnten, bezieht sich nur auf die
Unterscheidung von „allgemein zugänglich“; ihr liegt
kein konkretes Tatsachensubstrat zugrunde.

Die Negativfeststellung des Erstgerichts, es sei nicht
feststellbar, wie viele Personen in den vom Beklagten
frequentierten Gruppen Mitglieder seien, wurde von
der Klägerin in der Berufung im Weg der Mängelrüge
bekämpft. Das Berufungsgericht hat diesen Verfah-
rensmangel zu Unrecht als irrelevant qualifiziert und
daher ausgehend von einer unrichtigen Rechtsansicht
verneint; der Mangel ist daher beachtlich.

4. Insgesamt hält die angefochtene Entscheidung der
Überprüfung durch den Obersten Gerichtshof nicht
Stand. Zufolge primärer und sekundärer Verfahrens-
mängel müssen die Entscheidungen der Vorinstanzen
in Stattgebung der Revision aufgehoben werden.

Im fortgesetzten Verfahren wird die Tatsachengrund-
lage zu den dargelegten Themenbereichen zu verbrei-
tern sein.

Der Kostenvorbehalt gründet sich auf § 52 ZPO.
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En twu r f  

Bundesgesetz, mit dem zivilrechtliche und zivilprozessuale Maßnahmen zur Bekämpfung 
von Hass im Netz getroffen werden (Hass-im-Netz-Bekämpfungs-Gesetz – HiNBG) 

Der Nationalrat hat beschlossen: 
Inhaltsverzeichnis 

 Artikel 1 Änderung des Allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuchs 
 Artikel 2 Änderung der Jurisdiktionsnorm 
 Artikel 3 Änderung der Zivilprozessordnung 
 Artikel 4 Änderung der Exekutionsordnung 
 Artikel 5 Änderung des Rechtsanwaltstarifgesetzes 
 Artikel 6 Änderung des E-Commerce-Gesetzes 
 Artikel 7 Änderung des Gerichtsgebührensgesetzes 

Artikel 1 
Änderung des Allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuchs 

Das Allgemeine bürgerliche Gesetzbuch – ABGB, JGS Nr. 946/1811, zuletzt geändert durch das 
Bundesgesetz BGBl. I Nr. 16/2020, wird wie folgt geändert: 

1. Nach § 17 wird folgender § 17a samt Überschrift eingefügt: 
„Wahrnehmung der Persönlichkeitsrechte 

§ 17a. (1) Persönlichkeitsrechte sind nicht übertragbar. 
(2) Die Einwilligung in die Beeinträchtigung eines Persönlichkeitsrechts ist nur zulässig, wenn sie 

als solche nicht gegen die guten Sitten verstößt. Soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist und soweit 
nicht eine zulässige kommerzielle Verwertung des Persönlichkeitsrechts im Vordergrund steht, kann die 
Einwilligung nur vom entscheidungsfähigen Träger des Persönlichkeitsrechts selbst erteilt werden. 

(3) Der Schutz des Persönlichkeitsrechts endet nicht mit dem Tod. Soweit gesetzlich nichts anderes 
bestimmt ist, kann die Einwilligung in die Beeinträchtigung eines Persönlichkeitsrechts des Verstorbenen 
zur Wahrung seines Andenkens nur von den nahen Angehörigen erteilt werden.“ 

2. § 20 lautet samt Überschrift: 
„Unterlassungs- und Beseitigungsanspruch 

§ 20. (1) Wer in seinem Persönlichkeitsrecht verletzt worden ist oder eine solche Verletzung 
unmittelbar befürchten muss, kann auf Unterlassung und auf Beseitigung des widerrechtlichen Zustandes 
klagen. Unter den Voraussetzungen des § 17a Abs. 3 können auch dessen nahe Angehörige klagen. 

(2) Wird in einem Medium im Zusammenhang mit der Tätigkeit eines Arbeit- oder Dienstnehmers 
dieser in seinem Ansehen oder seiner Privatsphäre verletzt und ist dieses Verhalten geeignet, die 
Möglichkeiten des Arbeit- oder Dienstgebers, den Arbeit- oder Dienstnehmer einzusetzen, nicht 
unerheblich zu beeinträchtigen oder das Ansehen des Arbeit- oder Dienstgebers erheblich zu schädigen, 
so hat dieser unabhängig vom Anspruch des Arbeit- oder Dienstnehmers einen eigenen Anspruch auf 
Unterlassung und Beseitigung. Die Geltendmachung des Anspruchs des Arbeit- oder Dienstgebers ist 
nicht an die Zustimmung des Arbeit- oder Dienstnehmers geknüpft. Eine Pflicht zur gerichtlichen 
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Geltendmachung für den Arbeit- oder Dienstgeber bezüglich die den Arbeit- oder Dienstnehmer 
betreffende Persönlichkeitsrechtsverletzung insbesondere aufgrund der arbeitsrechtlichen Fürsorgepflicht 
besteht nicht. 

(3) Bedient sich derjenige, der eine Verletzung des Persönlichkeitsrechts begangen hat oder von dem 
eine solche Verletzung droht, hiezu der Dienste eines Vermittlers, so kann auch dieser auf Unterlassung 
und Beseitigung geklagt werden. Liegen beim Vermittler die Voraussetzungen für einen Ausschluss der 
Verantwortlichkeit nach den §§ 13 bis 17 ECG vor, kann er jedoch erst nach Abmahnung geklagt 
werden.“ 

3. Nach § 20 wird folgender § 20a samt Überschrift eingefügt: 
„Interessenabwägung 

§ 20a. (1) Eine Verletzung des Persönlichkeitsrechts kann gerechtfertigt sein, sofern sie ihrer Art 
nach zur Verfolgung eines überwiegenden berechtigten Interesses geeignet und verhältnismäßig war. 

(2) Bei der Verbreitung von Informationen über den Träger des Persönlichkeitsrechts hat eine 
Abwägung zwischen der von Art. 8 EMRK geschützten Privatsphäre und der in Art. 10 EMRK 
geschützten Meinungsäußerungsfreiheit stattzufinden.“ 

4. Dem § 1328a Abs. 2 wird folgender Satz angefügt: 
„Dies gilt jedoch nicht, wenn es sich um Verletzungen der Privatsphäre durch Inhalte handelt, die von 
einem Nutzer ohne Dazwischentreten eines medienrechtlich Verantwortlichen über ein elektronisches 
Kommunikationsnetz veröffentlicht oder verbreitet werden.“ 

5. In § 1503 wird folgender Abs. 15 angefügt: 
„(15) § 17a, § 20, § 20a und § 1328a Abs. 2 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. #/2020, 

treten mit 1. Jänner 2021 in Kraft. § 20 Abs. 2 und § 1328a Abs. 2 sind auf Fälle anzuwenden, in denen 
die verletzende Handlung nach dem 31. Dezember 2020 gesetzt wurde.“ 

Artikel 2 
Änderung der Jurisdiktionsnorm 

Die Jurisdiktionsnorm, RGBl. Nr. 111/1895, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. I 
Nr. 61/2019, wird wie folgt geändert: 

1. In § 49 Abs. 2 lautet die Z 6: 
„6. Streitigkeiten nach § 549 ZPO;“ 

2. Der bisherige Inhalt des § 59 erhält die Absatzbezeichnung „(1)“; folgender Abs. 2 wird angefügt: 
„(2) Bei Klagen auf Unterlassung nach § 549 ZPO gilt der Betrag von 5 000 Euro als Streitwert.“ 

3. Nach § 122 wird folgender vierter Teil samt Überschrift eingefügt: 

„Vierter Teil 
Inkrafttreten, Schluss- und Übergangsbestimmungen 

§ 123. §§ 49 und 59 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. XX/2020, treten mit 1. Jänner 
2021 in Kraft und sind in dieser Fassung auf Klagen anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 2020 
eingebracht werden.“ 

Artikel 3 
Änderung der Zivilprozessordnung 

Die Zivilprozessordnung, RGBl. Nr. 113/1895, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. I 
Nr. 109/2018, wird wie folgt geändert: 

1. In § 502 Abs. 5 wird am Ende der Z 4 der Punkt durch einen Strichpunkt ersetzt und folgende Z 5 
angefügt: 

 „5. für Streitigkeiten nach § 549.“ 
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2. Nach § 548 wird folgender zweiter Abschnitt samt Überschriften eingefügt: 

„Zweiter Abschnitt 
Mandatsverfahren 

Verfahren wegen Verletzung der Menschenwürde in einem elektronischen Kommunikationsnetz 
§ 549. (1) In Rechtstreitigkeiten über Klagen, in denen ausschließlich Ansprüche auf Unterlassung 

wegen Verletzung der Menschenwürde in einem elektronischen Kommunikationsnetz geltend gemacht 
werden, hat das Gericht auf Antrag der klagenden Partei ohne vorhergehende mündliche Verhandlung 
und ohne Vernehmung der beklagten Partei einen Unterlassungsauftrag zu erlassen, wenn sich die 
behauptete Rechtsverletzung aus den Angaben in der Klage schlüssig ableiten lässt. Der Klage ist ein 
Nachweis aus dem elektronischen Kommunikationsnetz anzuschließen, der die rechtsverletzenden Inhalte 
darstellt oder ersichtlich macht. 

(2) Der Unterlassungsauftrag hat die Aufschrift „Unterlassungsauftrag“ zu enthalten und 
auszusprechen, dass die beklagte Partei die weitere Verbreitung der rechtsverletzenden Inhalte zu 
unterlassen und die vom Gericht bestimmten Kosten zu zahlen oder, wenn sie den geltend gemachten 
Anspruch bestreitet, gegen den Auftrag binnen vierzehn Tagen Einwendungen zu erheben hat. Es ist 
darüber zu belehren, dass der Unterlassungsauftrag nur durch die Erhebung von Einwendungen außer 
Kraft gesetzt werden kann und dass im Fall der Erhebung von Einwendungen das ordentliche Verfahren 
über die Klage stattfinden wird. 

(3) Der Unterlassungsauftrag ist der beklagten Partei mit der Klage zuzustellen. Gegen den 
Unterlassungsauftrag können binnen einer Notfrist von vierzehn Tagen ab Zustellung nur Einwendungen 
erhoben werden. Es genügt, wenn aus dem Schriftstück die Absicht, Einwendungen zu erheben, 
hervorgeht. Die im Unterlassungsauftrag enthaltene Kostenentscheidung kann mit Rekurs angefochten 
werden. Die §§ 556 Abs. 5, 557 Abs. 2 bis 6 und 558 gelten sinngemäß. 

(4) Das Gericht kann dem Unterlassungsauftrag auf Antrag der klagenden Partei vorläufige 
Vollstreckbarkeit zuerkennen, wenn die Fortwirkung der behaupteten rechtsverletzenden Handlung für 
die klagende Partei unzumutbar oder mit erheblichen Nachteilen verbunden oder mit den rechtlich 
geschützten Werten eines demokratischen Rechtsstaates nicht vereinbar ist. Die vorläufige 
Vollstreckbarkeit tritt ein, sobald der Beschluss über ihre Zuerkennung zugestellt wurde und wirkt bis zur 
rechtskräftigen Beendigung des Verfahrens weiter. Gegen diese Entscheidung ist ein Rechtmittel nicht 
zulässig. 

(5) Die Bundesministerin für Justiz wird ermächtigt, für die Klage und den Antrag auf Erlassung 
eines Unterlassungsauftrags ein Formblatt aufzulegen und im Internet auf der Website der Justiz 
(www.justiz.gv.at) abrufbar zu halten.“ 

3. Die Abschnittsbezeichnung „Zweiter Abschnitt“ vor § 555 entfällt. 

4. Nach § 618 wird folgender siebenter Teil samt Überschrift eingefügt: 

„Siebenter Teil 
Inkrafttreten, Schluss- und Übergangsbestimmungen 

§ 619. §§ 502, 549 und die Änderungen der Abschnittsbezeichnungen in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. XX/2020, treten mit 1. Jänner 2021 in Kraft. §§ 502 und 549 sind in dieser 
Fassung auf Klagen anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 2020 eingebracht werden. § 502 Abs. 5 Z 5 
in der Fassung des Bundesgesetzes XX/2020 tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2030 außer Kraft und ist 
auf Verfahren, in denen die Klage nach dem 31. Dezember 2030 eingebracht wird, nicht mehr 
anzuwenden.“ 

Artikel 4 
Änderung der Exekutionsordnung 

Die Exekutionsordnung, RGBl. Nr. 791896, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. I 
Nr. 16/2020, wird wie folgt geändert: 

In § 1 Z 2 entfällt die Wortfolge „Mandats- und“ sowie die Wortfolge „sowie im Amtshaftungsverfahren“ 
und am Ende vor dem Strichpunkt wird die Wendung „, sowie Unterlassungsaufträge nach § 549 ZPO, 
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gegen die nicht fristgerecht Einwendungen erhoben oder denen vorläufige Vollstreckbarkeit zuerkannt 
wurde“ eingefügt. 

Artikel 5 
Änderung des Rechtsanwaltstarifgesetzes 

Das Rechtsanwaltstarifgesetz (RATG), BGBl. Nr. 189/1969, zuletzt geändert durch das 
Bundesgesetz BGBl. I Nr. 19/2020, wird wie folgt geändert: 

1. In § 10 Z 6 wird nach dem Wort „nach“ die Wendung „§ 20 und“ eingefügt. 

2. § 26a wird folgender Abs. 3 angefügt: 
„(3) § 10 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I. Nr. #/20## tritt mit 1. Jänner 2021 in Kraft.“ 

Artikel 6 
Änderung des E-Commerce-Gesetzes 

Das E-Commerce-Gesetz – ECG, BGBl. I Nr. 152/2001, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz 
BGBl. I Nr. 34/2015, wird wie folgt geändert: 

1. Nach § 18 Abs. 4 wird folgender Abs. 4a eingefügt: 
„(4a) Der Anspruch nach § 18 Abs. 4 ist vor dem zur Ausübung der Gerichtsbarkeit in 

Handelssachen berufenen Gerichtshof erster Instanz im Verfahren außer Streitsachen geltend zu machen.“ 

2. Dem § 28 wird folgender Abs. 3 angefügt: 
„(3) § 18 Abs. 4a in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I. Nr. #/20## tritt mit 1. Jänner 2021 in 

Kraft und ist auf vor dem Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes anhängig gewordene Streitigkeiten nicht 
anzuwenden.“ 

Artikel 7 
Änderung des Gerichtsgebührengesetzes 

Das Gerichtsgebührengesetz, BGBl. Nr. 501/1984, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. I 
Nr. ##/20##, wird wie folgt geändert: 

1. In § 16 Abs. 1 Z 1 wird nach der lit. d folgende lit. e angefügt: 
„e) Mandatsverfahren nach § 549 ZPO;“ 

2. In der Tarifpost 12 lit. c) lautet die Z 1: 

Tarifpost Gegenstand Maßstab für die 
Gebührenbemessung 

Höhe der 
Gebühren 

  „1. Verfahren über einen Auskunftsanspruch 
nach § 18 Abs. 4a ECG,  82 Euro“ 

3. In der Tarifpost 13 wird in lit. a nach dem Wort „Strafverfahrens“ die Wortfolge „mit Ausnahme von 
Anträgen nach § 71 Abs. 1 zweiter Satz StPO“ eingefügt. 

4. Art. VI wird nach der Z 71 folgende Z 71 angefügt: 
 „71. § 16 Abs. 1, die Tarifpost 12 lit. c Z 1 und die Tarifpost 13 lit. a in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. #/20## treten mit 1. Jänner 2021 in Kraft. § 31a ist auf die mit 
diesem Bundesgesetz neu geschaffenen Gebührentatbestände mit der Maßgabe anzuwenden, dass 
Ausgangsgrundlage für die Neufestsetzung die für März 2017 veröffentlichte endgültige 
Indexzahl des von der Bundesanstalt Statistik Österreich verlautbarten Verbraucherpreisindex 
ist.“ 
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